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50 Jahre sind seit der Befreiung vom 
Faschismus in Deutschland vergangen. 
Ein letztes Mal die Niederschlagung 
des Nationalsozialismus feiern — dies 
werden so manche Repräsentanten 
dieses Staates hoffen, der dabei ist, die 
Fesseln der Nachkriegsordnung abzu- 
streifen. Die Marschroute ist abge- 
steckt, nach einer langen » Wanderung 
durch die Wüste«. So hat jedenfalls der 
Kohl-Intimus Prof. Michael Stürmer die 
Nachkriegsjahrzehnte charakterisiert. 
Mit Bitburg und der »Zentralen 
Gedenkstätte« in Berlin hat es Kanzler 
Kohl bereits vorexerziert: Es wird in 
Zukunft ganz allgemein der Opfer, was 
die gefallenen Täter einschließt, 
gedacht. Alle Deutsche auf einmal Teil 
einer großen Opfergemeinschaft der, 
nennen wir es mal, Kriegswirren. Und 
mal scharfsinnig gefragt: Welcher Täter 
wird nicht zum Opfer, wenn er von den 
Opfern niedergerungen wird? Als Zwi- 
schenstation zu einer neuen Gedenk- 
kultur bietet sich Dresden an, das bei 
Fertigstellung des Infoblatts genau 50 
Jahre zuvor in Schutt und Asche 
gebombt worden war. Die Bombardie- 
rung Dresdens hat den Vorteil, daß sie 
zum Jahresbeginn 1945 stattgefunden 
hatte. Damit steht die diesjährige Erin- 
nerung an das Dresden-Bombardement 
weit oben auf der Terminliste, vor den 
zahlreichen Gedenkveranstaltungen in 
den ehemaligen Konzentrationslagern 
auf deutschem Gebiet. 

Der Schriftsteller Ralph Giordano 
hat bereits Anfang Januar in einem offe- 
nen Brief an Bundespräsident Roman 
Herzog die Befürchtung geäußert, daß 
das Jahr 1995 »auch die große Stunde 
der professionellen Aufrechner werden 
könnte«. Wer die Zerstörung Dresdens 
1945 behandle, wie es Herzog vorha- 
be, der »wird mit dieser unheimlichen 
Nachbarschaft zu rechnen haben - und 
einer äußerst schwierigen Abgrenzung 
zu ihr.« Dresden gegen Auschwitz, das 
war schon immer ein Steckenpferd der 
Rechten. Dabei ist die Faktenlage für 
solch einen Mythos recht mager. Die 
tatsächliche Opferzahl der Dresdner 
Bombennächte liegt bei etwa 25.000. 
Oft behauptet wurde das Zehnfache. 
Das Modell für die Angriffe haben die 
Nazis mit ihrem Bombenkrieg auf Cou- 
ventry in England vorgegeben. Die 
Rückantwort kam 1942 mit Köln und 
Hamburg und eben 1945 mit Dresden. 
Zu gerne vergessen die Aufrechner zu 


erwähnen, daß die Nazis noch bis 
März 1945 Bombenangriffe auf London 
mit ihren mörderischen V-Waffen 
durchgeführt hatten. 

Erfahrungen aus der Vernichtungs- 
technologie der Nazis kamen auch in 
Dresden zum Tragen. In dem Treblinka- 
Tatsachenroman von F.). Steiner, den 
wir in dieser Ausgabe besprechen, 
beschreibt der Autor , wie die Häftlinge 
die zigtausenden Leichen der Ermorde- 
ten wieder ausgraben mußten, um sie 
zu verbrennen. Die Nazis wollten der 
anrückenden Roten Armee keine Spu- 
ren der Vernichtung hinterlassen. Stei- 
ner zeichnet nach, wie die SS es erst 
nach langwierigen Versuchen schafft, 
die Leichen unter freiem Himmel rest- 
los zu verbrennen. Dieses Wissen kam 
in Dresden unter Anleitung von 
Angehörigen des SS-Bataillons Streibel 
zum Einsatz. Die SS-Leute waren an 
der Vernichtung der europäischen 
Juden im Distrikt Lublin beteiligt gewe- 
sen. Wegen Seuchengefahr stapelten 
sie nach der Bombardierung die Toten 
auf Straßenbahnschienen als Roste 
und verbrannten sie mit Hilfe von Ben- 
zin. 

Es wird das letzte Mal sein, daß in 
einer großen Anzahl Überlebende aus 
dem Widerstand und aus den Lagern 
der Nazis zu Veranstaltungen in die 
Bundesrepublik kommen. Natürlich 
werden wir dies nutzen, verstärkt über 
das NS-System, seine Schrecken und 
den Widerstand zu berichten. Die Zahl 
der noch lebenden Zeitzeugen, die 
über den Nazi-Terrors und dessen 
Ursachen berichten können, ist klein 
geworden. Es liegt an der jüngeren 
Generation von Antifaschistinnen, die 
Fackel aufzunehmen. Dieses 50. Jahr 
sollten wir dazu nutzen, den Älteren zu 
zeigen, daß Menschen in diesem Land 
die Lehren verstanden haben. Daß ihr 
Wirken die Jahrzehnte über nicht 
umsonst war. Daß sie nicht mit dem 
Gefühl aus dem Leben scheiden, wie- 
der an dem Punkt zu stehen, an dem sie 
sich schon vor 60 Jahren befanden. 

Das Verbot der Wiking-Jugend Ende 
letzten Jahres sehen wir als eine erfreu- 
liche Entwicklung. Es bleibt aber zu 
beobachten, wie die WJ, eventuell 
auch mit Lagern im Ausland, weiter- 
macht. Das erste Mal bei den Verboten 
der letzten Jahre ist nicht irgendeine 
unbedeutende Vorfeldorganisation 
vom Bann getroffen, sondern eine der 
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Einleitung 


Einleitung 
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Nachkriegsgründungen von Kadern 
aus der NS-Zeit. Die WJ wurde 1952 
gegründet und sollte das Nachwachsen 
einer neuen Nazi-Generation sichern. 
Um die militanten Nazis wirklich in 
ihrer Struktur zu treffen, wäre ein Vor- 
gehen gegen die DKEG (Deutsche Kul- 
turgemeinschaft Europäischen Gei- 
stes«) fällig. Sie ist maßgebliche Schar- 
nierorganisation der alten NS-Genera- 
tion zur jungen militanten Neonazi- 
Szene. Sie leistet erhebliche geistige 
und materielle Unterstützung für das 
Heranziehen einer neuen Kadergene- 
ration. 

Die staatlichen Verbote gegen 
Faschoorganisationen dürfen aber 
nicht den Blick auf die massive Rechts- 
verschiebung im Apparat verstellen. 
Der mit der Vereinigung nochmals 
besonders entfaltete Nationalismus hat 
sehr alte Wurzeln. Vor kurzem hat der 
Dietz Verlag mit »Deutschland erwa- 
che!« ein Buch über den »Verein für 
das Deutschtum im Ausland« (VDA) 
herausgebracht, der einen Schwer- 
punkt in diesem Infoblatt bildet. Spek- 
takulär an diesen Buch ist, daß die 
Autoren anhand des über hundertjähri- 
gen Wirkens eines scheinbar privaten 
Vereins einen roten Faden aggressiv- 


nationalistischer 


und völkischer 
Außenpolitik nachzeichnen. Bis - und 
vor allem wieder - heute. Die Bonner 
Politiker können mittlerweile (aufgrund 
ihres Alters) darauf verweisen, daß sie 
nicht mit dem Makel persönlicher Ver- 
flechtung mit dem NS-Regime behaftet 
seien. Dies ironischerweise in einer 
Phase, in der sich der deutsche Impe- 
rialismus wieder in einer Weise entfal- 
ten kann, von der die ehemaligen 
NSDAP-Mitglieder in den Führungseta- 
gen am Rhein in den vergangenen Jahr- 
zehnten nur träumen konnten. 

Dieser Aufwind macht sich auch in 
anderen Bereichen bemerkbar. Ein 
junge Generation von erzreaktionären 
bis faschistischen Intellektuellen findet 
Eingang in die mittlere Ebene von Par- 
teien und staatstragenden Institutionen. 
Diese schwarz-braune  Intelligentsia 
rückt über hochgestellte Förderer in die 
Ämter und übernimmt Aufgaben im 
reaktionären Spektrum, die sich die 
Etablierten in der Öffentlichkeit noch 
nicht leisten können. Ein solcher Fall 
war Hans-Christoph Bonfert, der ehe- 
malige Pressesprecher des Berliner 
Innensenators, über den wir ausführ- 
lich berichtet hatten. Andere werden 
folgen. 


Befreite Zwangsarbeiter ziehen im Mai 1945 durch Berlin 


In der FDP versuchen nun diese 
Rechten, die Liberalen zur Haider- 
Organisation zu machen. Es erstaunt 
nicht, daß diese Kräfte innerhalb der 
FDP, die nach dem starken Staat stre- 
ben, gerade im Repressionsapparat zu 
finden sind. Dies macht sie aber nicht 
weniger gefährlich. Mit ihrem Zugang 
zu den Säulen von Herrschaft, der 
Justiz und der Inneren Sicherheit, stel- 
len sie eine enorme Bedrohung für alle 
dar, die Widerstand gegen die gesell- 
schaftliche Rechtswicklung leisten. 

Um die Bedrohung, die von der 
Rechtsentwicklung der Bundesrepublik 
nach der Vereinigung ausgeht, interna- 
tional bekannt zu machen, hat das eng- 
lischsprachige Antifa-Magazin SEAR- 
CHLIGHT eine Sondernummer heraus- 
gebracht. Titel: »Das wiedervereinigte 
Deutschland -— Die neue Gefahr«. In 
gut lesbarer Form wird ein Überblick 
über Tendenzen in der Bundeswehr, 
über die aggressiver werdende Außen- 
politik, den aufkeimenden Nationalis- 
mus und die Expansion des Kapitals in 
Richtung Osteuropa gegeben. Die Aus- 
gabe wird europaweit vertrieben und 
trägt hoffentlich zur internationalen 
Wachsamkeit und Isolierung der Bun- 
desregierung bei. 
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Verein für das Deutschtum im Ausland 


Der ehemalige Geschäftsführer des Ver- 
eins für das Deutschtum im Ausland (VDA), 
Karsten Schlamelcher, ist Mitte Januar tot in 
seiner Wohnung aufgefunden worden. Mil- 
lionensummen hatte der »Mann mit dem 
Koffer« in osteuropäische Länder gebracht. 
In seiner Führungsfunktion hatte er den 
kometenhaften Aufstieg des VDA von 
einem kleinem Kulturverein zu einer ein- 
flußreichen Organisation mitgetragen. Das 
blieb nicht ohne Folgen auch für ihn: Es lau- 
fen Ermittlungsverfahren wegen Betrugs 
und Untreue, nachdem der Bundesrech- 
nungshof den Verbleib von etlichen VDA- 
Millionen nicht nachvollziehen konnte. 

Aus den Töpfen des Bundesinnenmini- 
steriums und des Auswärtigen Amtes flos- 
sen allein 1990 und 1991 über 100 Millio- 
nen Mark zur Förderung von Deutschstäm- 
migen in die Kassen des VDA, der damals 
unter Schlamelchers Regie lief. Seine Orga- 
nisation ist seit Jahrzehnten dem Vorwurf 
ausgesetzt, im völkischen Wasser zu 
fischen und enge Beziehungen zum rechts- 
extremistischen Lager zu pflegen. Schla- 
melchers Angehörige hatten bei dem Tod 
des VDA-Funktionärs befürchtet, daß er 
ermordet worden sein könnte. Doch die 
Staatsanwaltschaft in Bonn, die die Leiche 
obduzieren ließ, gab kurz darauf bekannt, 
daß er eines natürlichen Todes gestorben 
sei. 

Der Historiker Volker Külow beschrieb 
Schlamelcher gegenüber dem Infoblatt als 
»Schlüsselfigur für die operativen Tätigkei- 
ten wie Landkäufe in Osteuropa«. Külow ist 
Mitautor des im Dezember erschienenen 
Buches »Deutschland erwache! Aus dem 
Innenleben des staatlichen Pangermanis- 
mus«. Brisant an der Veröffentlichung: Einer 
der Autoren gibt an, im Umfeld des Aus- 
wärtigen Amtes beruflich tätig zu sein und 
Informationen von Beamten bekommen zu 


haben, die mit der Außenpolitik der Bun- 
desregierung unzufrieden seien. Schlamel- 
cher werfen die Autoren vor, daß er Land- 
käufe in Kaliningrad, dem früheren Königs- 
berg, und an der Wolga getätigt habe. Es sei 
um große, zusammenhängende Landstücke 
zur Ansiedlung von Deutschstämmigen 
gegangen. Das Ziel war, deutsche Enklaven 
zu schaffen. Die Bundesregierung bediene 
sich des VDA als einer Vorfeldorganisation 
für ihre Außenpolitik. Aufgrund des schein- 
bar privaten Charakters des VDA könnten 
die Bonner Regierungsinstanzen jede Ver- 
antwortung leugnen. Dabei ist die Verknüp- 
fung mit politischen Vertretern offensicht- 
lich. Im VDA-Verwaltungssrat konnte man 
bis Juni 1993 noch auf Staatssekretär Horst 
Waffenschmidt aus dem Bundesinnenmini- 
sterium treffen, der den Geldsegen für den 
VDA nach der Wende eingeleitet hatte. 
Heute sitzen dort unter anderem der Bun- 
destagsvizepräsident Hans Klein (CSU) und 
der Berliner Regierende Bürgermeister 
Eberhard Diepgen (CDU). 

Der Tod des ex-VDA-Geschäftsführers 
hat erneut die Auslandsaktivitäten der mit 
Bundesmitteln finanzierten Verbände ins 
Gespräch gebracht. Nicht nur die des VDA. 
Schlamelcher hat nach Pressemeldungen 
seine Auslandsaktivitäten mit der, HER- 
MANN-NIERMANN-STIFTUNG abge- 
stimmt. Diese Stiftung hat Gelder an rechts- 
extremistische Kreise in Südtirol, im Elsaß 
und in Belgien geleitet. Im letzten Infoblatt 
berichteten wir über das frühere Vorstands- 
mitglied, den ex-Südtirol-Terroristen und 
Mediziner Erhard Hartung, den Kanzler 
Kohl mit einer Grußbotschaft nach China 
geschickt hatte. Heute betont die Nier- 
mann-Stiftung, Verbindungen ins rechtsex- 
tremistische Lage seien Schnee von gestern. 
Das Gegenteil behaupten Stimmen aus Ost- 
belgien, wo etwa 170.000 Deutschsprachi- 
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ge leben. Das GRENZECHO, die einzige 
deutschsprachige Zeitung Belgiens, hatte 
der Bundesregierung vorgeworfen, unter 
dem Deckmantel der Kulturförderung eine 
separatistiiche Kampagne zu unterstützen. 
Der deutsche Botschafter wurde Mitte Janu- 
ar bei seinem Antrittsbesuch bei der Regie- 
rung der Deutschsprachigen Gemeinschaft 
in Eupen auf die Umtriebe der Niermann- 
Stiftung hingewiesen. Zuvor schon waren 
Protestschreiben bei bei Bundesinnenmini- 
ster Kanther und Außenminister Kinkel hin- 
terlegt worden. In Belgien sei mit Wissen 
oder unter Anleitung hoher Bonner Ministe- 
rialbeamter versucht worden, die deutsch- 
sprachige Minderheit zu separatistischen 
Aktivitäten anzustacheln, hieß es darin. Es 
wurden Verbindungen zwischen Bonn und 
dem rechtsextremistischen sowie terroristi- 
schen Milieu hergestellt. Ein belgischer 
Untersuchungsausschuß ist noch dabei, die 
vorgelegten Fakten zu prüfen. 
Alarmstimmung herrschte zum gleichen 
Zeitpunkt in Dänemark. Die größte Wirt- 
schaftszeitung des Landes, JYLLANDS 
POSTEN, veröffentlichte einen groß aufge- 
machten Artikel über die Politik der Orga- 
nisationen, die mit Geldern der Bundesre- 
gierung unter der deutschsprachigen Min- 
derheit arbeiten. 20.000 Personen umfaßt 
diese Bevölkerungsgruppe in Dänemark. 
Übertitelt mit »Das deutsche Gespenst« 
wurde in dem Artikel der Verdacht subver- 
siver Aktivitäten im Auftrage des Bundesin- 
nen- und Außenministeriums geäußert. Es 
ging um den VDA, die Niermann-Stiftung 
und um die Förderalistische Union Europäi- 
scher Volksgruppen (FUEV), dessen derzei- 
tiger Präsident in Bozen/Südtirol lebt. In 
dem Artikel von Jyllandse Posten vereinigen 
sich diese Organisationen zu einem »Spin- 
nennetz mit obskuren Absichten«. 
54 


Verein für das Deutschtum im Ausland 


»Deutschtumspflege« 


Ein Jahrhundert im Dienste aggressiver deutscher Außenpolitik 


Über hundert Jahre subversives Wirken 
als inoffizielle Agentur der deutschen 
Außenpolitik. Und auch heute nach wie 
vor wichtiges Bindeglied für führende 
staatliche Stellen zum  großdeutschen 
- Nationalismus und Rechtsradikalismus. So 
lauten die Vorwürfe, die die Autoren von 
»Deutschland erwache! Aus dem Innenle- 
ben des staatlichen Pangermanismus« 
gegen den Verein für das Deutschtum im 
Ausland (VDA) und die deutsche Außenpo- 
litik erheben. 

Auf über 500 Seiten nehmen die Auto- 
ren die Entwicklung des VDAs und der 
deutschen Außenpolitik unter die Lupe. Sie 
weisen nach, daß sich an der Rolle des VDA 
über die verschiedenen Phasen Deutsch- 
lands nichts Wesentliches geändert hat. 
Unter dem Vorwand weltweiter »Kultur- 
pflege« und »Bewahrung des Deutschtums« 
diente und dient die Auslandstätigkeit des 
VDA einer pangermanistischen Politik des 
deutschen Staates. Schon in den 70er Jah- 
ren des letzten Jahrhunderts drängte der kai- 
serliche Staat zusammen mit den Industrie- 
kreisen nach kolonialer Expansion. Die pas- 
sende Ideologie stand mit dem Pangerma- 
nismus bereit. Nach der sollten die Deut- 
schen über eine besonders hochwertige 
Kultur und Blutreinheit verfügen. Träger 
dieses Kultur- und Rasseauftrages wurden 
im Ausland die mehreren Millionen 
Deutschstämmigen, die ab 1881 von dem 
Allgemeinen Deutschen Schul Verein 
(ADSV) umpflegt wurden. Der ADSV, der 
vom Außenministerium gesteuert wurde, 
nannte sich 1908 in Verein für das Deutsch- 
tum im Ausland (VDA) um. Das Auswärtige 
Amt delegierte Vertrauensleute in die Ver- 
bandsspitze und behielt sich die Abstim- 
mung sowie Finanzierung grenzüberschrei- 
tender Aktivitäten vor. Bereits 1885 befaßte 
sich der österreichische Außenminister mit 
den Einmischungsversuchen des Vereins. 

Mit Kriegsbeginn 1914 wirkte der VDA 
als Propagandaunternehmen des kaiserli- 
chen Generalstabes und war auch geheim- 
dienstlich eingebunden. Generalfeldmar- 
schall und Chef des Generalstabes Paul von 
Hindenburg stellte sich als Ehrenvorsitzen- 
der des VDA zur Verfügung. 

Nach der Niederlage im 1. Weltkrieg 
vefügte der VDA wieder über einen Etat von 
mehreren Millionen Mark. Führende Ver- 
bandsmitglieder standen spätestens 1922 in 
engem Kontakt zu Hitler und seiner Partei. 
Repräsentativ für den VDA waren Erklärun- 
gen führender Mitglieder wie, daß der 


»Nationalsozialismus Hitlerischer Prä- 
gung« zur »durchschlagendsten Kraft« der 
»völkischen Bewegung« geworden sei. Das 
Wesen der VDA-Politik in den 20er Jahren 
war Verschärfung nationaler Widersprüche, 
aggressive nationalistische und rassistische 
Propaganda, traditioneller Antisemitismus 
und verstärkt antislawische Kampagnen. 
Mit den Nazis war sich der VDA einig: Es 
sollte ein großdeutsches Reich höherwerti- 
ger Rasseherkunft geschaffen werden. 

Zur gleichen Zeit bemühte sich das Ber- 
liner Außenministerium, mit subversiven 
Methoden an den europäsichen Grenzen 
zu rütteln. In Holland wurde ein Bankun- 
ternehmen gegründet, das die Gelder aus 
den geheimen Transktionen wusch. Mit den 
millionenschweren Überweisungen sollte 
die »Germanisierung« in Dänemark, Jugos- 
lawien und Polen vorangetrieben werden. 
Mit Geldern des deutschen Staates wurden 
Ländereien und Wirtschaftsunternehmen 
sowie Pressestützpunkte gekauft. Die über- 
nahmen dann Strohmänner aus der deut- 
schen Minderheit. Nach dem Kampf für 
»kulturelle Autonomie« stand schließlich 
die Forderung des VDA auf »nationale 
Selbstbestimmmung« auf der Tagesordnung 
und damit territoriale Ansprüche des deut- 
schen »Kernstaates«. 

Mit der Regierungsübernahme der 
NSDAP wurde der VDA zu einem maßgeb- 
lichen Herrschaftsträger des Nationalsozia- 
liimus. Sein neuer Name: »Volksbund für 
das Deutschtum im Ausland«. Im März 
1933 schlug der VDA Hitler vor, neben Hin- 
denburg Ehrenvorsitzen des VDA zu wer- 
den. Die VDA-Jugend wurde sofort der HJ 
zugeführt. 1934 intensivierte derVerband 
seine antisemitische Propaganda. In Europa 
konzentrierten sich die VDA-Kampagnen 
vor allem auf die Tschechechlowakei. Gel- 
der des Auswärtigen Amtes wurden an 
deutschstämmigen Separatisten weiterge- 
leitet. VDA-Leute arbeiteten verstärkt für 
die Nazi-Spionage. 

Wie schon im Kaiserstaat geschah die 
geheime Steuerung durch die oberste 
Staatsspitze. Mit Beginn des 2. Weltkrieges 
leisteten die Minderheiten logistische Hilfe 
beim Einmarsch der deutschen Trupen. Die 
im VDA ausgebildeten Kader bildeten Poli- 
zeikräfte, verfolgten Widerständskämpfer 
und nahmen an der Liquidierung der ein- 
heimischen Bevölkerung teil. 

In der UDSSR praktizierten VDA-Spe- 
zialisten ein Germanisierungsprogramm. 
Dazu gehörte Zwangsverschleppung (»Ein- 


deutschung«) von Kindern und Selektion 
des russsischen »Deutschtums«. Die nicht 
»blutreinen« Selektionsopfer überließ der 
VDA den Liquidationstrupps der SS. 

In einer Untersuchung des US-State 
Department wurde der VDA 1942 als eine 
verdeckte Staatsagentur auf geistiger 
Grundlage des Pangermanismus charakteri- 
siert. Das State Department listete mehrere 
Beispiele für die subversiven Aktivitäen des 
VDA auf, u.a. in den Niederlanden und 
Polen. 

1945 stuften die Alliierten den VDA als 
herausragende NS-Organisation ein. Er 
wurde am 10.10.45 verboten und das seit 
1933 bestehende VDA-Vermögen eingezo- 
gen. Ab 1947 erweckten die alten Kader aus 
der NS-Zeit den VDA trotz Verbot wieder 
zum Leben. Zentrale Figur dabei war ex- 
VDA-»Reichsführer« Hans Steinacher. An 
dem Rasse- und Hegemonialprogramm 
hatte sich nichts geändert. Nur am vehe- 
menten Antisemitismus mußte der VDA 
Abstriche machen. Bereits 1952 bestanden 
feste Kontakte zum Auswärtigen Amt (AA). 
Das AA sprach sich für die Zusammenarbeit 
mit den alten VDA-Kadern aus. In 
»Deutschland erwaches sind erstmals 
Papiere der AA-Abteilung VI veröffentlicht, 
die die Empfehlung enthalten, die VDA- 
Führungsgruppe der ersten NS-Jahre für 
»bestimmte konkrete Aufgaben im Aus- 
land« einzusetzen. 

1955 war es wieder soweit. Der Ver- 
band wurde unter seinem alten Namen 
angemeldet. Der Innenminister sorgte sich 
persönlich um den VDA. Hilfreich konnte 
zu der Zeit sicher auch Theodor Oberländer 
sein. Der ehemalige VDA-Landesverbands- 
leiter Ostpreußen und Instrukteur des ukrai- 
nischen Kollaborationsbataillion »Nachti- 
gall«, das u.a. Massenmord an den Lember- 
ger Juden begangen hatte, hatte es zum Ver- 
triebenenminister gebracht. Steinacher traf 
1961 mit Vertretern des Bundespräsidial- 
amtes, des AA und des Innenministeriums 
zusammen zwecks Absprache der Zusam- 
menarbeit. »Nach dem Vorbild der 20er 
und 30er Jahre wurde die heimliche Etati- 
sierung in Gang gesetzt.«, urteilen Münow/ 
Goldenach. Laut Besprechungsprotokoll 
von 1963 riet der Bonner Außenminister 
(und ex-SA-Mann) Schröder, daß Finanz- 
mittel »nicht unter dem Namen des VDA, 
sondern einem anderen der Auslandsbe- 
treuung zugeführt werden«. 

In den 70er Jahren nahm die Arbeit des 
VDA durch aktive Förderung namhafter 
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Verein für das Deutschtum im Ausland 


Rudolf Aschenauer, Rechtsanwalt, gest. 
1983.(im Hintergrund Himmler-Adjutant 
Karl Wolff) 

Verbindungsmann der Bundesregierung 
zum deutschen Rechtsradikalismus. War 
SA-Miitglied, NSDAP-Blockleiter und 
»Sachbearbeiter für juristische Volks- 
und staatsfeindliche Angelegenheiten« in 
der »Abteilung Propaganda Amt«. Bis 
1945 Mitarbeiter des VDA-Gauverbandes 
München-Oberbayern. Juristischer Bera- 
ter der Stillen Hilfe, Verteidiger von 
Kriegsverbrechern, darunter von Otto 
Ohlendorf, Leiter der »Einsatzgruppe D«. 
Ohlendorf war verantwortlich für die 
Exekution von 90.000 Männern, Frauen, 
Kindern. Gab das Buch »Ich, Adolf Eich- 
mann« heraus. Seit Ende der 40er Vertei- 
diger von Kriegsverbrecher Herbert 
Kappler und später von dessen Frau. 
Enger Kontakt mit dem »Hilfskomitee 
Freiheit für Herbert Kappler«, aus dem 
heraus wahrscheinlich die Kappler- 
Befreiung organisiert worden war. 

1952 Eintritt in die Deutsche Gemein- 
schaft (DG). Im Auftrag der DG Verbin- 
dungsmann zu Naumann-Gauleiter- 
Kreis. Mitbegründer der Nationalen 
Opposition (NO). Zum Bund der Hei- 
matvertriebenen und Entrechteten (BHE) 
trat er 1953 über. Bei den Bundestags- 
wahlen Initiator der Nationalen Samm- 
lung (NS), ein Zusammenschluß von DG 
und Deutscher Block (DB). 1954 Verbin- 
dungsmann zwischen dem damaligen 
Bundesinnenminister Dr. Gerhard Schrö- 
der (ebenfalls ex-SA-Mann) und der DRP 
. Schröder wurde später auch Außenmini- 
ster. 

1963-1983 Vorsitzender der Freunde Süd- 
tirols in München. 

Von 1973-1977 Vorsitzender des VDA. 
Den Aufstieg seines VDA-Kollegen zum 
Bundespräsidenten durfte er noch miter- 
leben: das frühere NSDAP-Mitglied Karl 
Carstens (VDA-Mitglied seit 1924) wurde 
1979 in das Amt gewählt. 


Hans Steinacher, Österreicher, gest. 1971. 
In der NS-Zeit »Reichsführer« des VDA. 
Seine Verbindungen aus der Nazi-Zeit 
wußte er in der BRD weiter zu pflegen. Er 
war der maßgebliche VDA-Mann in den 
50er und 60er Jahren, der aufgrund seiner 
guten Kontakte zu Regierungspolitikern 
den Verein wieder in seine alte Position 
als verdeckte Staatsagentur bringen 
konnte. Intensive Kontakte bestanden 
zwischen Bundestagspräsidenten Her- 
mann Ehlers und Steinacher. In der 
Öffentlichkeit an der Seite von Ehlers 
trat Steinacher allerdings unter einem 
Decknamen auf. 
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Vertreter der deutschen Industrie einen Auf- 
schwung. Der große Sprung aber war dann 
nach 1989 möglich.: Minderheitenorgani- 
sationen, die als separatistisch einzustufen 
waren, arbeiteten in zahlreichen Ländern in 
West- und Ostteuropa, angebunden über 
den VDA an die Bundesregierung. Die Ost- 
europaerfahrungen des VDA haben bereits 
Eingang in die Politik gefunden. Das AA hat 
Minderheitenreferenten mit Arbeitsstäben 
an den Botschaften eingerichtet. 

Innen- und Außenmisterium leiteten 
innerhalb der kurzen Zeitspanne 1990/91 
über 100 Millionen Mark an den VDA. Die 
Autoren von »Deutschland erwache« 
erkennen darin eine Wiederholung des 
Steuerungsschemas der 30er Jahre, als der 
VDA im Auftrage des Außenministeriums 
Stimmung für eine »Neuordnung Europas« 
machte. Wie in den 20er Jahren soll es zu 
erheblichen Territorialkäufen gekommen 
sein. Das Ziel dabei: Regionen »germani- 
sieren«, deutsche Enklaven schaffen. 

Staatssekretär Waffenschmidt, dessen 
Millionenüberschüttung des VDA zu große 
Wellen in der Öffentlichkeit geschlagen 
hatte, wurde Juni 1993 aus dem VDA-Ver- 
waltungsrat zurückgezogen. Den VDA lei- 
tet seit Anfang 1994 als Bundesvorsitzender 
Hartmut Koschyk, im Bundestag für die 
CSU, Mitstreiter in der Paneuropa-Union 
und ex-Generalsekretär des Bundes der 
Vertriebenen. Sein besonderes Anliegen ist 
natürlich auch die »Königsbergfrage«, die 
nach der »Zukunft des russischen Teils Ost- 
preußen«. Koschyks Stellvertreter: Staatsse- 
kretär a.D. Wolfgang Egerter, langjähriges 
Vorstandsmitglied des Witiko-Bundes. 

Die Bundesregierung hat 1989 sogleich 
die Gelegenheit beim Schopf gepackt, die 
Fesseln der Nachkriegsordnung abzustrei- 
fen. Der deutsche Imperialismus soll sich 
seinen Platz erobern, den ihm seine ökono- 
mische Stärke gebietet. Das heißt eben 
auch verstärkter Einsatz für das »Deutsch- 
tum im Ausland - schließlich ist das »Volk« 
ist »eine Blutgemeinschaft«, wie 1986 der 
damlige VDA-Bundesvorsitzende Hans Joa- 
chim Berendes feststellte. Etwas steht die- 
sen neugeweckten alten Begierden aber 
noch im Weg: »Der Amerikanismus », - »als 
weltweite Seuche die größte Bedrohung 
Europas«, nach den Worten des Dauermit- 
glieds im VDA-Verwaltungsrat und Vorsit- 
zenden der rechtsextremen »Österreichi- 
schen Landmannschaft«, Helmut Kowarik, 
1990/1991 im Eckartboten. [ex] 


Goldendach/Minow: »Deutschland erwa- 
che«. Dietz Verlag, Berlin 1994. 54,- 

Beim Berliner Verein Lupe kann das 1993 
erschienene »Organisationsprofil ‘Verein 
für das Deutschtum im Ausland« bestellt 
werden (20,-). Lupe e.V., PF 360 123, 
10971 Berlin 


Neue Rechte 


Welhin treibt ale FDP? 


Ein Thesenpapier »Berliner Positionen 
für eine liberale Erneuerung« wühlt die FDP 
auf. Nur kurz nach der Bundestagswahl am 
16.10.1994 wird es von einer Gruppe abge- 
halfterter Berliner Provinz-Prominenz ver- 
breitet. Das Erschreckende an dem Papier, 
mit dem die FDP auf nationalliberalen Kurs 
gebracht werden soll, ist nicht sein Inhalt 


(s.Kasten 1), sondern die Breite, in der es 
diskutiert wird - in- und außerhalb der FDP. 
Parallel dazu werden rechte Unterwande- 
rungsversuche in Berliner Bezirksverbän- 
den bekannt. Treibt die FDP nach rechts? 
Welche Kräfte sind für das Papier ver- 
antwortlich? In der alten Frontstadt des 
Antikommunismus Berlin existiert ein ruhe- 


los aktives, gleichwohl bislang politisch 
»heimatloses« Spektrum von rechten natio- 
nalistischen Scharfmachern. Man kennt 
sich aus verschiedenen rechten Zirkeln. 
Diese Kreise sind eng mit der seit 1981 mei- 
stens regierenden CDU verbunden, die eine 
Politik der Stellenbesetzung betreibt. Neu- 
erdings wird, mit Blick auf die Hauptstadt, 


Die Berliner Positionen « einer rliberalen Erneuerung 


ei. Von ee [ 
’n Stahl und ‚Zitelmann im 


i Ber sen die: denen Hai. 
e Unter dem a 


'staates und von Subventionen bei gleichzeitiger Privatisierung 
staatlicher Leistungen wird auch hier mit einer:elitären Ideolo- 


‚gie der »Leistungswilligen« argumentiert. Mit diesen Parolen - 
»wir sind die Tüchtigen« - hat Haiders FPÖ im letzen Jahr ihre 
: Wahlerfolge eingefahren. Bei den Berlinern liest sich das so: 


sliberal... sind diejenigen Bürger, denen die ‚Sicherung der Frei- 
heit nn ist als die Gleichheit, die das der Freiheit 


bleiben.« 


es verstandenen s 
J KT ennnistingen als auch 


 eeeaungsmonlichkeien in: Staat und Gesellschaft ‘erhalten 
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En i : 18: 3 
s gen GANSCHOW (MdB), Frank- 


 fur/Oder. Schrieb am Ba ı 
. Jungen Freiheit. 


* Klaus GRÖBIG, Vorsitzender der. FoP- 


Tempelhof, Nitgl ied im abgesetzten Vor- 
stand der JuLis 1993, Abonnent der JF. 
SIR ARCE HAHN. (MdA), Vorsitzender des 

Bezirksverbandes ‚Neukölln. Studierte 

‚Geschichte an. der FÜ; Teilnehmer ‚der 

Dienstagsgespräche. 5 


* Winfried HAMPEL (MdA), Bezirksliste 


Köpenick. Lektor. 

* Manfred KITTLAUS, Mitglied im Ors- 
. verband Spandau-Mitte. Leiter. der ZERV, 

vormals Landespolizeidirektor. »Vereini- 


gung Leitender Polizeibeamter« (1989). 


Ko-Autor der »Berliner Positionen« 
2% Wolfgang MLECZKOWSKI (MdA), Vor- 


sitzender. des Bezirksverbandes Span- 


.dau.. Dipl, Historiker (Studium: Hum- 
boldt-Uni). 


‚litischen 'Bildungswerkes NRW«, Mit- 
glied im ‚Kuratorium der Landeszentrale 


; Teilnehmer ‚am »Dienstagsgespräch«, 
Ko-Autor der »Berliner Positionen« 


Treffen von rund 80 FDP-Rechten am 5.1.95 im Stuttgarter Hotel »Am Schloßgarten«: 
v.l.: Eberhard Hamer, Wolfgang Mleczkowski, Alexander von Stahl, Manfred Kittlaus 


Landesgeschäftsführer des - > 
: »Kuratorium Unteilbares Deutschland«, 
Vorstandsmitglied des »Deutschlandpo- 


toner. a am »Dienstagsge- 
spräche, Kontakte Kultur-: 
. N Freuben, 1%, 


‚band Demokratische ee ik 
‚als Widersacherin der Sozialliberalen 
Carola von Braun und hat maßgeblich = 


deren Rücktritt forciert. 


* Hans SCHWENKE (MdA), damals frak- 
tionslos, gewählt über die Landesliste 


. Bündnis 90/Die Grünen. Publizist. Vor- ; 
sitzender »Bürgerkomitee 15.Januare 
* Torsten WITT.6.S. 11)... 

* Rainer ZITELMANN, Mitglied im Orts- 
verband Spandau-Mitte seit August 
1994. Publizist und Historiker (FU). U.a. 


Teilnehmer am 
Ko-Autor fder »belinn Positionen« 


ses, Von der CDU ist neben anderen insbe- 


sonder Ekkehard WRÜCK Mitglied, der. im... 


Sommer: 1994: in der''Heckelmann- Bonfert- 


Affäre als Fürsprecher ı der Jungen Freiheit in: 


Erscheinung trat. 
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 Vors itzender : 


»Dienstagsgespräche, 


* Der »Verband Demokratische Erneuerung« : 
istein nationalistischer Zusammenschluß ver- 
‚schiedener Mitglieder des Abgeordnetenhau- 


Neue Rechte 


diese Personalpolitik von der Bundes-CDU 
forciert. 

Einer der erwähnten Zirkel ist das 
DIENSTAGSGESPRÄCH. Diese Runde aus 
Wirtschaft und Wissenschaft, Politik und 
Presse sorgte im letzten Sommer für Aufre- 
gung, als bekannt wurde, daß Hans-Chri- 
stoph BONFERT, Pressesprecher des Berli- 
ner Innensenators HECKELMANN, regel- 
mäßiger Teilnehmer war (Vgl.AlB Nr.28, S.5 
ff). Am 18.5.’93 wurde eine Veranstaltung 
mit dem Führer der östereichischen Schwe- 
sterorganisation der FDP, Jörg HAIDER, 
abgehalten. Über die Teilnehmer eines 
anschließenden internen Gesprächs ist 
nichts bekannt. Hier könnte die Idee zur 
Nationalisierung der FDP geboren worden 
sein. Denn Haider hatte vorher unter 
Applaus eine nationale Partei für Deutsch- 
land gefordert. Seine Zuhörer waren u.a. 
der Publizist Rainer ZITELMANN und Mar- 
cus ROSCHER. Letzterer tritt als Vorsitzen- 
der der »Nationalen Liberalen« auf. Er und 
Zitelmann wurden auf einer Veranstaltung 
der offen faschistischen BERLINER KUL- 
TURGEMEINSCHAFT PREUBEN als Kame- 
raden bezeichnet. 

Einige Wochen nach Haider spach 
Manfred BRUNNER beim Dienstagskreis 
über seine »national-liberale« Partei BUND 
FREIER BÜRGER (vgl.AlB Nr.26, 5.33 ff). 


Der inszenierte Rechtsruck 


Im September 1994 gehört Zitelmann 
zu den Initiatoren eines »Berliner Appel- 
les«, der sich gegen den Antifaschismus 
richtet. Es unterzeichnen u.a. verschiedene 
FDP-Politiker (s.Kasten). Im August ’94 tritt 
Zittelmann der FDP bei. 

Anfang Oktober wird sein Lehrer Ernst 
NOLTE im Spiegel interviewt. Er fordert 
eine vierte Partei rechts von der Union, 
unterstützt vom Nationalliberalen Manfred 
Brunner. 

Mit diesem Statement beginnt die Insze- 
nierung des nationalen Schwenks der FDP. 
Drei Wochen später folgt das Berliner 
Papier, von dem sich die Parteispitze distan- 
ziert. Der Kollege Zitelmanns und Noltes 
und Teilnehmer des Dienstagsgesprächs, 


Arnulf BARING signalisiert ungefragt 
Zustimmung. Haider verspricht seine 
Unterstützung. 


Im ultrarechten Lager ist die Reaktion 
uneinheitlich. Gunnar SOHN, Ende der 
80er Vorsitzender der Berliner JU, sieht 
keine Chance für die FDP. Ultrarechte Krei- 
se wie die FRIEDRICH-NAUMANN-STIF- 
TUNG sollten die Partei lieber verlassen. 
Die Nazi-Postille INDEX hält von Stahl für 
einen Heuchler, wünscht den FDP-Rechten 
gleichwohl Glück. Aus informierten Kreisen 
verlautet indessen, von Stahl erhalte dau- 
ernd zustimmende Anrufe aus faschisti- 
schen Kreisen. 


Neue Rechte 


Markus Roscher (Junge Liberale) 


Das neurechte Musterblättle JUNGE 
FREIHEIT (F) ist begeistert. Mit den Unter- 
zeichnern des Papiers ist man eng verbun- 
den. Gemeinsam mit Alexander von 
STAHL, dem geschaßten obersten Ermittler 
der BRD, saß man beim Dienstagsgespräch. 
1993 berichtet die JF mehrmals wohlwol- 
lend über den damaligen Generalbundes- 
anwalt. 

Zitelmann ist gern zitierter Freund und 
Mentor des Blatts (s. auch Seite 13). 

Der vierte Unterzeichner, Hans-Joa- 
chim JOSEWSKI, ist Bankdirektor. 


Der Ortsverband Spandau-Mitte 
und die »Innere Sicherheit« 

Letzter in der Runde ist Manfred KITT- 
LAUS, ein leitender Berliner Polizeibeam- 
ter. Er gilt als Intrigant, der aktiv in die Poli- 
tik eingreift. 1989 gehörte er zu einer »VER- 
EINIGUNG LEITENDER POLIZEIBEAM- 
TER« (VLP-vgl. AlB Nr.22, S.11), die erfolg- 
reich den rot-grünen Senat diskreditierte. 

Als Landespolizeidirektor abgesetzt, lei- 
tet Kittlaus heute die Zentrale Ermittlungs- 
stelle für Regierungs- und Vereinigungskri- 
minalität (ZERV). Wegen der illegalen Ver- 
öffentlichung von Stasi-Akten wurde er in 
dieser Funktion im Dezember ‘94 — wie 
Kanther und Heckelmann - von Stefan 
Heym angezeigt. 

Unbestätigten Berichten zufolge soll 
Dr. Matthias BATH zu den Staatsanwälten 
gehören, die in diesem Bereich die Ermitt- 
lungen leiten. Er war REP-Funktionär und ist 
stellvertretender Vorsitzender des faschisti- 
schen HOFFMANN VON FALLERSLEBEN 
BILDUNGSWERKes. 

Eine Reihe anderer Staatsanwälte beim 
Kriminalgericht ist im ORTSVERBAND 


10 


SPANDAU-MITTE der Berliner FDP organi- 
siert, dem Kittlaus angehört, Zitelmann und 
von Stahl kürzlich beigetreten sind. 

Z.B. Bernhard JAHNTZ, der den Prozeß 
gegen Mielke führte — auf der Grundlage 
von Nazi-Ermittlungen aus den 30er Jahren. 
Den Vorstoß des Positionspapiers begrüßte 
er. Vorsitzender des Ortsverbandes ist 
Staatsanwalt Dieter ROLFSMEYER. Ein drit- 
ter Staatsanwalt bei der FDP Spandau-Mitte 
ist Carlo WEBER, ehemals Leiter der P- 
Abteilung und bis heute mit politischen 
Straftaten »von rechts und links« leitend 
betraut. Er ist ein bekannter Autonomen- 
Fresser und auch für die Aburteilung von 
Berliner Antifas verantwortlich. 

Zu diesen hochrangigen Beamten aus 
dem Bereich der »Inneren Sicherheit« im 
Ortsverband gehört auch der mit der 
Dienst- und Fachaufsicht der Berliner Poli- 
zei betraute Lutz-Rüdiger VOSS (Vgl. Tages- 
spiegel v. 19.1.’95). 

Mleczkowski, Vorsitzender des Bezirks- 
verbandes Spandau, kann sich über einen 
weiteren Neuzugang aus der Innenverwal- 
tung freuen: Kuno BÖSE, ebenfalls Histori- 
ker, der laut Tagesspiegel jahrelang in Ber- 
lin-Steglitz als Karteileiche der FDP geführt 
wurde. Dieser FDP-Verband um den 
Bezirksverordneten AUGSTIEN fiel 1993 
durch seine latent antisemitische Ableh- 
nung eines Mahnmals für die deportierten 
Steglitzer Juden auf (vgl.AlB Nr.27, S.21). 

Bei Mleczkowski und Böse angekom- 
men führt unsere Fahrt durch die Berliner 
Polit-Geisterbahn zurück zum Ausgangs- 
punkt: zu Heckelmann. Mleczkowski gilt 
laut Tagesspiegel als Anhänger des Innense- 
nators. Und Böse war bereits sein persönli- 
cher Mitarbeiter, als er noch Präsident der 
FU war. Heckelmann, in seiner Uni-Zeit 
durch diverse Skandale bekanntgeworden, 
gilt als Freund und Zögling von Rupert 


SCHOLZ (man kon- und transpirierte 
gemeinsam im sog. »Sauna-Kreis«). Von der 
Uni fiel der inkompetente Präsident die Stu- 
fen herauf und wurde Innensenator. Staats- 
sekretär für Sicherheit und Ordnung war 
seinerzeit Armin JÄGER, der laut Berliner 
Zeitung vom 23.6.94 vom Bonfert-Skandal 
frühzeitig Kenntnis hatte. Genauso sein 
Amtsnachfolger — Böse. Der war damals 
Persönlicher Referent Heckelmanns. An 
diesem Punkt drängt sich die Frage auf, ob 
Bonfert nicht regelrecht für Heckelmann 
den Dienstagskreis besuchte. 


Unterwanderung und Zustimmung 


Doch ist damit nur die Spitze der Berli- 
ner FDP-Unterwanderung benannt, auf 
welche Sozialliberale wie Carola v.Braun 
und Michael Tolksdorf seit einiger Zeit auf- 
merksam machen. Betroffen ist z.B. der 
Bezirk Reinickendorf. 

In Tempelhof scheint die Unterwande- 
rung am weitesten fortgeschritten zu sein. 
Der dortige Kreisvorsitzende Klaus GRÖ- 
BIG gilt als Motor des Rechtsschwenks. Ihm 
zur Seite steht Bezirkspressesprecher Tor- 
sten WITT (siehe Seite 11). Gröbig. ist 
Preußen-Fan und war Gast bei der Grün- 
dung eines rechtslastigen »Stresemann- 
Clubs« in der Dresdner FDP. Frau v.Braun, 
die ebenfalls in Tempelhof Mitglied ist, 
beschuldigte er parteischädigenden Verhal- 
tens. 

Zugleich Ziel und Vehikel der Unter- 
wanderung waren die Berliner Junglibera- 
len (JuLis), wie die »taz« am 6.4.93 berich- 
tete. Durch Einschleusung Westberliner 
rechter JuLis in Ostberliner Kreise ließen 
sich damals Gröbig, Gernot BIEHLER und 
Ronald GLÄSER (ein Abonnent der JF) in 
den Landesvorstand wählen. Das Schieds- 
gericht setzte den Vorstand ab - wegen der 
Machenschaften von Gläsers intern als 


Generalbundesanwalt a.D. Alexander von Stahl holt zum großen Schlag aus. 
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»Eingreiftrtuppe Biehler« bezeichneten 
Mannen, die unter der Preußenflagge tag- 
ten. Bei diesen JuLis handelt es sich offen- 
bar um die »40 bis 50 geschlossen operie- 
renden Leute«, von denen v.Braun gegenü- 
ber dem »Spiegel« spricht. Angeblich sollen 
ihre Mitgliedsbeiträge von einem Sponsor 
übernommen worden sein. Einige von 
ihnen stammen aus der Berliner Jungen 
Union, die namentlich in Tempelhof zeit- 
weise als Vorfeldorganisation der Neofa- 
schisten galt. Von der JU gibt es wieder 
Querverbindungen in die Innenverwaltung, 
z.B. über Helge DRESCHER (vgl. AlB Nr.25, 
5.39 u.27, S.46). 


Die Reaktion in der FDP 


Wie nun ist die Reaktion in der krisen- 
geschüttelten FDP? Besucher des Geraer 
Parteitages berichten, mindestens die Hälf- 
te der Delegiertenbeiträge gegen den Par- 
teivorsitzenden Kinkel gingen mehr oder 
weniger in Richtung der »Berliner Positio- 
nen«. 

Wenig erfolgreich war das parallel zum 
Dreikönigstreffen am 5.1.95 in Stuttgart 
durchgeführte Treffen der »Stahl-Gruppe«. 
Im Anschluß gab der niedersächsiche Pro- 
fessor Eberhard HAMER, der mit auf dem 
Podium saß, der JF ein Interview. Die offi- 
zielle FDP-Führung war hingegen um 


Abgrenzung bemüht. 
Auf dem Berliner Landesparteitag 
erhielten die Nationalliberalen eine 


unmißverständliche Absage, als von 348 
Delegierten bei 5 Enthaltungen nur 20 
gegen einen Abgrenzungsantrag stimmten. 
Die »Erneuerungspositionen« wurden nicht 
gebilligt, Unterwanderungsversuche »von 
links und rechts« gelte es zu bekämpfen. 

Doch gibt es Zustimmung an der Basis 
und in einigen FDP-Landesverbänden. Z.B. 
Hessen: In Bad-Homburg referierte Haider, 
in Waldeck-Frankenberg agitieren Wolf- 
gang FRÖHLICH und Rainer WALENZIK, 
aus dem Bezirk Westhessen-Nassau kommt 
ein rechter Kreis um den bildungs- und 
sozialpolitischen Sprecher im Landtag, Hei- 
ner KAPPEL. In Baden-Württemberg fiel 
bereits 1992 Hans Manfred ROTH aus Bad 
Cannstatt auf, der Jörg Haider zu einer 
Deutschland-Tournee lud. Anschließend 
gab er der JF ein Interview. Auch in Leipzig 
war Haider 1993 willkommener Gast des 
FDPlers Wolfgang TRAXEL. In Sachsen 
wurde mit Klaus HAUPT ein Befürworter 
des Positionspapiers zum Landeschef 
gewählt. Der »Spiegel« berichtet darüber 
hinaus über Zustimmung aus Thüringen, 
Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen. 
In Brandenburg will Landesgeschäftsführer 
Jakob das Papier nicht in Bausch und Bogen 
verdammen. 

Und die Parteiführung ist nicht so weit 
von den Positionen entfernt (s. Seite 8). Die 
FDP treibt nach rechts. 


Neue Rechte 


Überall dabei 


Die rechte Karriere eines »Liberalen« 


Sie kommen nicht aus dem Nichts die 
jungen Nationaleliberalen« in der Berliner 
FDP, die Carola von Braun als »ganz junge 
Männer mit ganz kurzen Haaren, die da im 
Gleichschritt aufmaschierten« beschreibt. 

Beispiel dafür ist Torsten Witt, der sich 
im Berliner Appell als »Journalist, Sprecher 
FDP Berlin-Tempelhof« zu erkennen gibt. 
Der 31jährige ist kein Neuling in der Poli- 
tik. Begonnen hat seine Karriere bei der Jun- 
gen Union. Als Rechtsaußen kam er hier 
bereits 1984 ins Gerede, als er sich an der 
Gründung der Konservativen Jugend in Ber- 
lin beteiligte. Kaum begannen die Republi- 
kaner, in Berlin einen Kreisverband aufzu- 
bauen, zeigte sich der Jungunionist interes- 
siert. Als die Republikaner am 14.Juli 1987 
erstmalig öffentlich in Berlin auftraten, war 
Witt dabei. Zugleich war der Medizinstu- 
dent Pressesprecher des Coburger Covents. 
1988 engagierte sich der stramme Bursche 
bei der Gründung eines (west-)Berliner Lan- 
desverbandes des Gesamtdeutschen Stu- 
dentenverbandes (GDS), der eng mit dem 
Bund der Vertriebenen zusammenarbeitet. 
Witt, mittlerweile Mitglied der Berliner 
Republikaner, wurde sogleich zum Vorsit- 
zenden des GDS-Berlin gewählt. Am 
17. Juni 1988 beteiligte er sich am Auf- 
marsch der Deutschen Burschenschaft vor 
dem Brandenburger Tor, zwei Monate spä- 
ter kreuzte er beim Berliner Landesparteitag 
der Republikaner auf. 

Gleichzeitig betätigte sich Torsten Witt 
journalistisch. Der Vorsitzende der Berliner 
Jugendpresse, in der neben zahlreichen 
Zeitschriften der Jungen Union auch weiter 
rechts stehende Blätter, so der Denkzettel 
der NPD-Nachwuchsorganisation Junge 
Nationaldemokraten organisiert waren, 
wurde von Juni 1988 bis Mai 1989 im 
Impressum der Jungen Freiheit als freier 
Mitarbeiter für Berlin aufgeführt. 

Witt scheint über einen großen rechten 
Freundeskreis zu verfügen -jedenfalls bezog 
er 1989 einhundert Exemplare der Jungen 
Freiheit. 

Bei dieser Vorgeschichte mag verwun- 
dern, daß Witt von 1991 bis zum April 1993 
plötzlich im Berliner Landesvorstand der 
Jungen Liberalen auftaucht. Nicht verwun- 
derlich ist hingegen, daß die Senatsverwal- 
tung für Jugend Berlin beim FDP-Nach- 
wuchs eine Politik ausmacht, »die starke 
Rechts-tendenzen und nationalchauvinisti- 
sche Entgleisungen zeitigte«. Das Magazin 
der Berliner Jungliberalen mit dem Namen 
»Die Zukunft« enthalte »rassistische Äuße- 
rungen«. 
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Anlaß für das Interesse der Senatsju- 
gendverwaltung an Torsten Witt ist dessen 
Funktion als Vorsitzender des Vereins »Ver- 
band Junger Journalisten Berlin-Branden- 
burg« (VJ)). Im Kuratorium dieses — als 
Nachfolger der Berliner Jugendpresse gel- 
tenden - Verbandes saß bis zum Dezember 
1993 der damalige Berliner Jugendsenator 
Thomas Krüger (SPD). Dieser erklärte 
jedoch seinen Rücktritt. Grund dafür, so 
Krüger, sei die »jahrelange Kontinuität« von 
Witts »sympathisierenden Verbindungen zu 
Personen und Institutionen des rechtsextre- 
men Spektrums«. Vor allem verweigere der 
VJJ-Vorsitzende und Geschäftsführer des 
MedienCafes O-Ton in der Berliner Knese- 
beckstraße 76 eine »eindeutige und glaub- 
würdige Distanzierung«e von diesem 
Umfeld. 

Mit dem Beitritt zur FDP hat Witt seine 
rechte Einstellung also wohl kaum geän- 
dert. Der rechte Karrierist ist offenbar auch 
weiterhin für die Junge Freiheit tätig: Zwar 
stimmt nicht, daß er unter dem Pseudonym 
»Thorsten Hinz« weiterhin für die rechte 
Wochenzeitung schreibt (wie die Süddeut- 
sche Zeitung am 9.12.94 berichtete), doch 
lief 1993 ein Teil der JF-Post über die Berli- 
ner Privatadresse Witts. 
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Neue Rechte 


Faschismus in den 90ern - 
national und liberal? 


Erika Schmid-Petry, F.D.P.-MdA 


Vielleicht ist die Formel »National-Libe- 
ral« ein angemessener Begriff für die zeit- 
gemäße Erscheinungsform des Faschismus 
in Europa. 

Die ultrarechte Regierung Berlusconi 
trat mit einem Programm an, das nationale 
Parolen mit einem streng wirtschaftslibera- 
len Kurs der Sozial-, Wirtschafts- und 
Finanzpolitik verband. Haider, der nach 
Berlusconis Scheitern derzeit erfolgreichste 
ultrarechte Politiker in Europa, führt eine 
Partei der »Liberalen Internationale«. 

Der Liberalismus, die Ideologie des Bür- 
gertums, ist traditionell und besonders in 
Deutschland in zwei Flügel gespalten. Der 


Im Visier: Lokalenationalkonservative 
bisrechtsextreme Szene. Am 


Pranger: Linke Theorien 
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politische Liberalismus betont Rechtsstaat- 
lichkeit und individuelle Freiheit in einem 
Staat, der nur zum Schutz derselben 
begrenzt eingreifen dürfe. Die Vertreter die- 
ser Position gelten heute als sozialliberaler 
Flügel. Nach dem Ausscheiden vieler Links- 
liberaler aus der FDP Anfang der 80er 
haben sich die verbliebenen Sozialliberalen 
nun im »Freiburger Kreis« zusammenge- 
schlossen. 

Der wirtschaftsliberale Flügel betont die 
»Freiheit« des Marktes im Kapitalismus und 
fordert vom Staat in wirtschafts- und sozial- 
politischen Fragen Zurückhaltung. Seine 
Renaissance erlebt dieser Flügel Anfang der 
80er, als in Deutschland mit Kohls Regie- 
rungsantritt unter dem Stichwort der »Neo- 
klassik« eine ökonomische Schule die Poli- 
tik beeinflußt, die Privatisierung staatlicher 
Aufgaben, finanzpolitischen Sparkurs und 
Abbau sozialer Sicherheit mit gewerk- 
schaftsfeindlicher Politik verbindet. Es han- 
delt sich dabei nicht etwa um ökonomische 
Notwendigkeiten, sondern um ideologi- 
sche Ansprüche. 

Die weltweite Rezession zeigt, daß die 
Neoklassik in einer tiefen Krise steckt. So 
sind es vor allem ultrarechte Gruppen, die 
diesen extremen Wirtschaftsliberalismus 
durch nationale Agitation flankieren. Jörg 
Haider gaukelt seiner mittelständischen 
Basis vor, sie seien die Leistungsbereiten, 
die ungerecht behandelt würden. Dies ist 
die Ideologie der (Leistungs-) Elite, verbun- 
den mit nationaler Gemeinschaft. 

In Deutschland legt das einen Rückfall 
in nationalistisch-chauvinistische Traditio- 
nen nahe. Z.B. in Form der Wiederbele- 


Burkhard Cornelius, F.D.P.-MdA 


bung des nationalen Liberalismus, der Ende 
des letzten Jahrhunderts die Liberalen auf 
die Linie des deutschen Imperialismus 
brachte. 

Welche Chancen der Durchsetzung 
haben solche Positionen in der FDP? Zum 
einen treffen sie sich zunehmend mit den 
außenpolitischen Interessen des Kapitals, 
dessen parteipolitische Stimme die FDP tra- 
ditionell ist. Zum anderen ist den Liberalen 
ein Teil ihrer alten mittelständischen 
Wählerschicht zu den Grünen abgewan- 
dert. Diese WählerInnen sind nicht unbe- 
dingt progressiv. Gerade der wertkonserva- 
tive Flügel der Grünen liebäugelt mit der 
Idee schwarz-grüner Bündnisse. Das macht 
die FDP auch als Mehrheitsbeschaffer über- 
flüssig. Nach weiteren Wahlniederlagen 
könnte sie kollabieren. Darum ist der Unter- 
wanderungsversuch tatsächlich bedrohlich: 
1. Die Rechten können einen Teil der Par- 
teistrukturen aus der Konkursmasse erben. 

2. Im für sie günstigsten Fall schwenkt 
die Mehrheit der Basis auf die nationallibe- 
ralen Positionen ein: z.T. durch die takti- 
schen Argumente, nur rechts seien Wähler 
zu gewinnen, überzeugt; z.T. im Zuge der 
allgemeinen Renatiönalisierung der deut- 
schen Politik. 

3. Auch bei einem Scheitern der Unter- 
wanderung ist der Keil der Nationalisierung 
in die Partei getrieben. Schließlich arbeitet 
das unterwandernde Spektrum mehrgleisig 
und ist nicht auf Erfolge in der FDP ange- 
wiesen. 
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Neue Rechte 


Richtungsstreit 
bei der »Jungen Freiheit« 


Wenn der Berater sich als ‚noch Maoist« bezeichnet... 
a A 


FDP-Rechte: Baer heiter, W. ibbzkowskk M. Kittlaus und A. von Stahl (v.l.) 


Im Herbst letzten Jahres war in der Pots- 
damer Redaktion der rechtsextremen 
Wochenzeitung Stühlerücken angesagt. Bei 
der Heftigkeit, mit der der Streit um den 
zukünftigen Kurs des Blattes geführt wurde, 
muß allerdings verwundern, daß die Stühle 
überhaupt noch heil sind. Am Rausschmiß 
des Kulturedakteurs ANDREAS MOLAU 
durch Chefredakteur DIETER STEIN entzün- 
dete sich ein turbulenter Richtungsstreit, in 
deren Verlauf DR. GÖTZ MEIDINGER, 
Geschäftsführer des JF-Verlags und Leiter 
des Ressorts Wirtschaft, ebenfalls seinen 
Hut nehmen mußte und die Redakteure 
HANS-ULRICH KOPP (Weltpolitik und 
Zeitgeschichte), ROLAND BUBIK (Zeitgeist 
und Lebensart) und MICHAEL HAGEBÖCK 
(Jugend und Familie) freiwillig die Redakti- 
on verließen. Auch ARMIN MOHLER und 
ROBERT HEPP werden künftig nicht mehr 
in der JF schreiben. 

Auslöser des Personalkarussels in der 
Potsdamer Redaktion waren Diskussionen 
über »alt«rechte Positionen in der Zeitung, 
wie sie beispielsweise MOLAU vertreten 
hat! Heftigen Widerstand gab es nicht nur 
von Chefredakteur STEIN, sondern auch 
von einem »Berater« der Wochenzeitung: 
DR. RAINER ZITELMANN. Dieser habe, so 
berichtete zumindest der verärgerte MEI- 
DINGER der Berliner Lokalzeitung Tages- 
spiegel!, mit den Worten »In dieser Hin- 
sicht bin ich noch Maoist« zum Rausschmiß 
MOLAUS geraten. 

MEIDINGER mußte gehen, als er sich 
für MOLAU einsetzte, auf einer extra ein- 
berufenen _Gesellschafter-Versammlung 


wurde er vom Posten des Geschäftsführers 
entbunden. Weitere Gegner des neuen Kur- 
ses, künftig »das bürgerliche, auch linksin- 
tellektuelle Lager« anzusprechen, gingen 
daraufhin lieber freiwillig. Dem JUNGE 
FREIHEIT-LESERKREIS BERLIN, geleitet von 
dem CDU-Mitglied HELGE DRESCHER, 
wurde gar per einstweiliger Verfügung 
untersagt, fortan den Namen der Zeitung zu 
verwenden. 

Hintergrund des Ganzen ist offenbar die 
akute Geldnot der Wochenzeitung. Von 
sinkenden Verkaufszahlen ist die Rede, 
zurückgehenden Anzeigeneinnahmen und 
etlichen unbezahlten Rechnungen. Mit 
dem neuen Kurs wollen dessen Verfechter 
die Junge Freiheit offenbar vor dem finan- 
ziellen Ruin retten. Vermutlich erhoffen sie 
sich einen ähnlichen Werdegang ihres Blat- 
tes, wie er sich bei der Zeitung MUT voll- 
zogen hat, ehemals ein Forum von JUN- 
GEN NATIONALDEMOKRATEN, BUND 
HEIMATTREUER JUGEND und WIKING- 
JUGEND, heute selbst von HELMUT KOHL 
»mit viel Sympathie und Zustimmung« 
gelesen.2 Sollte dieser Versuch scheitern, 
steht die Zeitung vermutlich vor dem Aus. 
Ein weiteres Stühlerücken wird es wohl 
kaum geben. Einem »befreundeten 
Geschäftsmann«, ehemals Funktionär der 
JUNGEN NATIONALDEMOKRATEN, 
wurde als Sicherheit für eine Einlage von 
mehreren zehntausend Mark die gesamte 


Büroeinrichtung übertragen. 

1) Der Tagesspiegel, 1.November 1994, Seite 2. 

2) Siegfried Jäger (Hrsg.): Rechtsdruck. Die Presse der 
neuen Rechten, Dietz Verlag Nachfahren, Berlin/Bonn 
1988, Seite 191. 
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NIDERSTANDSINFO 


November-Nummer Fr) 


Widerstand in der Schweiz 
Refugium für das Asylrecht 
Bundesanwältin mit Stil: 
4Verhaftungen ohne Haftgrund 
Uruguay: Erneut Massaker u.v.m. 
Abo für nur 30 Fr. 


1.Umschlag: WoZ Pf. 8031 Zürich 
2.Umschlag: Widerstandsinfo 


Geld in Noten beilegen u. einschreiben 


Duisburger Institut für Sprach- 
und Sozialforschung 
Realschulstraße 51 

47051 Duisburg 

0203-20249 

fox: 0203-287881 


Z 
DISS 


Helmut Kellershohn (Hg.) 


Das Plagiat 

Der völkische Nationalismus der Zungen Freiheit 
„Bei der Jungen Freiheit verhalten sich Mittelmaß und 
Größenwahn wie zwei Komponenten eines binären 
Kampfstoffes: voneinander isoliert harmlos, beim 
Zusammentreffen jedoch lebensgefährlich.“ 


340 Seiten, 34 DM - ISBN 3-927388-44-0 
Siegfried Jäger (Hg.) 

Aus der Werkstatt: 
Anti-rassistische Praxen 


Konzepte - Erfahrungen - Forschung 
359 Seiten, 38 DM - ISBN 3-927388-45-9 


Andreas Disselnkötter (Hg.) 


Wüstenstürme 
Der Krieg des Nordens gegen den Süden? 
130 Seiten, 14,80 DM - ISBN 3-927388-46-7 


Heinrich Strunk 


Dauerkalender 
Über das Andere im Gleichen und das Gleiche im 
Anderen. Format 68,7 cm x 42 cm, 48 DM 


Bitte fordern Sie unser Gesamtverzeichnis an. 
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AntifaschistInnen werden aktiv 


AntifaschistInnen 


Tag des Flüchtlings 

In der Göttinger City war am 30. Sep- 
tember 1994, dem Tag des Flüchtlings, ein 
Straßentheater zu bewundern. Auf diese Art 
und Weise sollte auf die unerbittliche 
Abschottung der BRD nach außen hinge- 
wiesen werden. In dem von Flüchtlings- 
gruppen, amnesty international, dem politi- 
schen Arbeitskreis (pAk) der Antifaschisti- 
schen Jugend und der evangelischen Kirche 
veranstalteten Stück wurde die schwierige 
Situation von Flüchtlingen dargestellt, die 
in ihren Herkunftsländern verfolgt, an der 
Grenze der BRD jedoch zurückgewiesen 
werden. ; 

Begleitet wurde die Aktion von Flug- 
blattverteilungen, Stellwänden und einem 
Stand. Hier wurde auch eine schon länger 
laufende Aktion fortgesetzt, die allerdings 
»derzeit etwas einzuschlafen droht«: Der 
Umtausch von Wertgutscheinen für Asylbe- 
werber/innen gegen Bargeld. 


»Glatte Unverschämtheit« 


»Arbeitet Bertelsmann für Nazis?« titel- 
te ein Flugblatt der Gruppe »Sozialistische 
Kulturarbeit Gütersloh«, dessen Verteilung 
am 9.November letzten Jahres für Aufsehen 
sorgte. In dem Flugie wurden auf die 
Geschäftsbeziehungen des Bertelsmann- 
Verlags zu dem rechten Verleger HERBERT 
FLEISSNER hingewiesen. 

Kritisiert wird, daß BERTELSMANN ab 
Anfang 1995 Bücher aus Fleissners Verla- 
gen Langen-Müller und Ullstein vertreibt. 
Daneben wird auch an die einige Wochen 
zuvor bekanntgewordenen Geschäftskon- 
takte zwischen Bertelsmann und dem 
DVU-Vorsitzenden GERHARD FREY erinnert 
und gefordert, Bertelsmann solle seine 
Geschäftsbeziehungen offenlegen, nicht 
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mehr »mit Fleissner oder anderen rechten 
Verlagen zusammenarbeiten« und keine 
»Videos aus der NS-Zeit ohne Hinweis auf 
deren Geschichte und Funktion« vertrei- 
ben. 

Für Medienrummel sorgte, daß das 
Flugblatt nicht nur vor drei Schulen, son- 
dern auch vor einem Bertelsmann-Betrieb 
verteilt wurde. Die vom Pförtner herbeige- 
rufene Polizei stoppte diese Aktion mit der 
Begründung, auf der Straße habe sich ein 
»Rückstau« gebildet, und damit »Unfallge- 
fahr« bestanden. 

Der Bertelsmann-Konzern beeilte sich, 
auf der noch am selben Tag einberufenen 
Pressekonferenz seine Hände in Unschuld 
zu waschen: Zwar sei richtig, daß der Ver- 
lag ab 1995 auch Ullstein- und Langen- 
Müller-Bücher ausliefere, aber »Wir sind 
kein Zensor« und: Sich von Fleissner zu 
distanzieren, ginge »eindeutig zu weit«, so 
Bertelmann-Pressesprecher MANFRED HAR- 
NISCHFEGER. Legimiert wurde der Vertrieb 
von Büchern aus Fleissner-Verlagen mit 
dessen Mitgliedschaft im Börsenverein des 
Deutschen Buchhandels. 

Das Flugblatt wurde als »glatte Unver- 
schämtheit« bezeichnet, gleichzeitig räum- 
te Harnischfeger jedoch ein, »daß es nicht 
angreifbar ist. Es stehen keine direkten 
Falschmeldungen drin«. 

Die Gruppe »Sozialistische Kulturar- 
beit« wies in einer Presseerklärung noch 
einmal auf die Rechtslastigkeit der Fleis- 
sner-Verlage hin. Der von ihr geforderte 
Rücktritt Bertelsmanns vom Vertrag mit Ull- 
stein und Langen-Müller »wäre kein Akt der 
Zensur, sondern der Verantwortlichkeit«. 


»Brandsätze gegen geistige Brand- 
stifter« 

Pünktlich zum 2. Adventssonntag, dem 
4. Dezember 1994, griffen »revolutionäre 
Lesbenfrauengruppen und andere revolu- 


Peinlich, Peinlich 


Da nennen wir uns also ANTIFA Info-Blatt und dann 
berichten wir in unserer letzten Ausgabe fast ausschließlich 
über die großkotzig angekündigte »Rudolf-Hess-Aktions- 
woche«. Die Antifa-Aktionen dagegen kamen umso kürzer. 
Ihr, liebe Leserinnen und Leser, habt Euch zurecht darüber 
beschwert. Darum haben wir uns — wie es am Jahresanfang 
üblich ist - vorgenommen, künftig alles besser zu machen, 
insbesondere über Antifa-Aktionen und -Gruppen zu 


berichten. 


Dafür sind wir allerdings auf Eure Mithilfe angewiesen: 
Wir freuen uns über alles, was Ihr uns schickt an Aktions- 
und Städteberichten, Selbstverständnissen, Plänen und Dis- 


kussionspapieren. Also — her damit!! 


tionäre Gruppen« drei Firmen an, die an 
Herstellung und Vertrieb der faschistischen 
Wochenzeitung »Junge Freiheit« beteiligt 
sind. Die Union Druckerei Weimar GmbH, 
wo seit September 1994 die Junge Freiheit 
gedruckt wird, wurde ebenso mit Brandsät- 
zen bedacht wie je ein Lieferwagen des 
Brandenburger Presse Vertriebs (BPV) und 
der mittelständischen Kioskkette Eberhard 
Wolff aus Berlin-Lichtenberg. 

Die Kioskkette verkaufe fortgesetzt 
faschistische Zeitungen, obwohl sie seit 
1992 mehrmals auf deren Inhalt hingewie- 
sen worden sei, heißt es in einer Erklärung 
der »revolutionären Lesbenfrauengruppen 
und anderen revolutionären Gruppen«. 
Ebenso sei die zum Verlag der FAZ gehören- 
de Union Druckerei Weimar auf den Cha- 
rakter der »Jungen Freiheit« aufmerksam 
gemacht worden. Sie verkündete jedoch, 
für ein Ende der Zusammenarbeit mit der 
»Jungen Freiheit« sehen sie »keine Veran- 
lassung«. 

Auch nach dem Anschlag, bei dem 
zwar nur wenig, dafür umso teureres Mate- 
rial in Flammen aufging (Sachschaden ca. 
1,2 Millionen Mark), kündigte Ernst-Ulrich 
Dill, Chef der Union-Druckerei, in »Focus« 
an, die Wochenzeitung werde weiterhin in 
Weimar gedruckt. 

Die Bundesanwaltschaft in Karlsruhe 
nahm sofort die Ermittlungen wegen »Ver- 
dachts der Mitgliedschaft in einer terroristi- 
schen Vereinigung in Tateinheit mit ver- 
suchter Brandstiftung und versuchter Nöti- 
gung« an sich und setzte eine Belohnung in 
Höhe von 25.000 Mark aus, ein außerge- 
wöhnlich hoher Betrag. 


Gefährlicher Handel 


Daß der Handel mit Faschokram gefähr- 
lich ist, bekamen in der niedersächsischen 
Hauptstadt gleich zwei »Händler« zu 
spüren. 
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Die »Autonome Zelle Halim Deler« ent- 
zündete am 17.November 1994 das Auto 
des Buchhändlers KONRAD KRÜGER. In sei- 
nem Geschäft am Engelbosteler Damm ver- 
kauft Krüger nicht nur gewöhnliche Bücher, 
sondern auch solche aus faschistischen Ver- 
lagen. Damit versorge er Alt- und Neonazis 
mit Büchern »faschistischen Inhalts, die es 
sonst nirgends in Hannover zu kaufen gibt«, 
heißt es in der Erklärung. Als eines der 
Hauptmotive für den Anschlag wird »die 
Solidarität mit den Angegriffenen, den rassi- 
stisch, sozial und sexistisch Ausgegrenzten« 
genannt, »aus der wir für uns eine Pflicht 
zum Widerstand herleiten. Migrantinnen 
z.B. können sich nicht so ‘frei entscheiden’, 
ob sie kämpfen wollen oder nicht. Für sie 
hat der Widerstand einen viel existenzielle- 
ren Hintergrund«. 

Einen weiteren Laden am Engelsboste- 
ler Damm traf es am 29. Dezember 1994. 
Der Militaria-Laden von TORSTEN SCHÜLER 
wurde mit Buttersäure und Lackfarbe 
bedacht. Laut der nach dem Anschlag ver- 
breiteten Erklärung verkauft Schüler in sei- 
nem Laden nicht nur Nazi-Orden und -Aus- 
rüstungsgegenstände, er hat auch gute Kon- 
takte zur Neonazi-Szene in Hannover und 
beteiligte sich im Herbst 1989 an Hetzjag- 
den auf nicht-deutsche Jugendliche. Gute 
Kontakte hat er offenbar auch zu STEFFEN 
HupkA, Funktionär der NATIONALISTISCHEN 
FRONT und der SOZIALREVOLUTIONÄREN ARBEI- 
TERFRONT. 

In der Erklärung wird dazu aufgerufen, 
sich »offensiver den Tendenzen entgegen- 
zustellen, die daraufhin abzielen, Men- 
schen nach Aussehen, Herkunft, 
Geschlecht, Religion oder (Nicht-) Behin- 
derung zu beurteilen«. 


Burschen-Auto verbrannt 


In der Nacht zum 18. Dezember 1994 
brannte in der Hansestadt das Auto des Bur- 
schenschafters WoLFGANG UnoLD ab. Das 
Antifaschistiiche Kommando, das sich zu 
dem Anschlag bekannte, zeigte die zahlrei- 
chen Aktivitäten Unolds in der rechtsextre- 
men Szene auf: Er ist nicht nur Burschen- 
schafter der NORMANIA, Mitglied und Kandi- 
dat der REPUBLIKANER, er ist auch noch Pres- 
sesprecher des ForuM 90 E.V., »dessen 
Selbstverständnis ... durchgehend von sozi- 
al-darwinistischer und rassistischer Denk- 
struktur gekennzeichnet« sei. In Heidelberg 
versuche Unold ferner, mit der KÖNIGLICH- 
LIBERALEN LISTE (KÖLILI) »eine rechte Hoch- 
schulgruppe zu etablieren«. 

Das Antifaschistische Kommando 
betont in seiner Erklärung die Notwendig- 
keit, »den Faschisten Widerstand entgegen 
zu setzen«. 


Kein ruhiges Hinterland 


Gegen »fast schon zur Normalität 
gewordene Angriffe der Amberger Nazis auf 
ausländische Mitbürgerlnnen, Andersaus- 
sehende und Andersdenkende« und dage- 
gen, daß sich der Ort in der Oberpfalz 
zunehmend zu einer »Hochburg des Neo- 
faschismus« entwickele, protestierten am 
10. Dezember 1994 ca. 700 Menschen. Die 
Demonstration mit dem Motto »Es gibt kein 
ruhiges Hinterland - Kein Platz für Faschi- 
sten in der Oberpfalz und anderswo« wurde 
von einem »Bündnis gegen Rechts« aus 
Antifa- und Jugendgruppen sowie anderen 
Initiativen aus Amberg organisiert, ebenso 
das anschließende Antifafest in einem 
Jugendtreff mit Filmen, Theater und Live- 
Bands, das erst am späten Abend abge- 
schlossen wurde. 

In der Woche vor der Demo war in 
großem Umfang auf die Situation in der 
Oberpfalz hingewiesen und eine Chronik 
rechtsradikaler Angriffe veröffentlicht wor- 
den. Entsprechend positiv reagierte die 
Lokalpresse: In der Zeitung wurde das 
Anliegen des »Bündnisses gegen Rechts« 
deutlich gemacht und Ort und Zeit der 
Demo veröffentlicht. 

Auch die Berichterstattung nach dem 
10. Dezember war durchaus positiv. 

Am Rande des Demonstrationszuges 
wurden 21 aus der ganzen Oberpfalz ange- 
reiste Rechte im Alter von 13 bis 22 Jahren 


festgenommen, die - vermummt und 
bewaffnet - offensichtlich provozieren 
wollten. 


»Für das Menschenrecht auf Asyl« 


Diese Forderung unterstützten am 10. 
Dezember letzten Jahres an die 1000 Teil- 
nehmerInnen einer Demonstration. Der 
Aufruf eines breiten Spektrums an Gruppen 
- von kirchlichen Arbeitskreisen über Par- 
teien und Einzelpersonen zu Flüchtlingshil- 
fegruppen - hatte im Vorfeld für enorme 
Aufregung gesorgt. Mit Verweis auf die zu 
erwartenden »gewalttätigen linken autono- 
men Gruppen« und »Gegendemonstranten 
aus der rechtsextremen Szene« wollte die 
Stadtverwaltung eine Demonstration durch 
die Innenstadt von Worms verhindern. 
Auch der Ort der Abschlußkundgebung 
gefiel den Bürokraten im Rathaus nicht: Sie 
sollte direkt vor dem zentralen Abschiebe- 
gefängnis des Bundeslandes Rheinland- 
Pfalz stattfinden. 

Angst verursachte offenbar ein Aufruf 
vom Aktionskreis Ziviler Ungehorsam für 
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Asylrecht zur »gewaltfreien Entzäunungs- 
aktion der Abschiebehaftanstalt«. 

Am 2. Dezember durchsuchte der poli- 
tische Staatschutz Bonn gemeinsam mit der 
Kripo Bonn die Wohnungen von zwei 
Initiatoren der Demonstration, beschlag- 
nahmte Computer und die Originalunter- 
schriften der Aufruferlnnen. Einige Tage 
später wurde die Demonstration vom Ver- 
waltungsgericht in Mainz verboten. 

Allerdings konnte eine Aufhebung die- 
ses Verbots vor Gericht erwirkt werden, so 
daß die Demo letztlich erfolgreich stattfin- 
den konnte. Nur die Abschlußkundgebung 
vor dem Abschiebegefängnis wurde nicht 
genehmigt. Die »Entzäunungsaktion« 
mußte daher ausfallen. 


»Raab-Karcher. Wir tun mehr als 
Sie erwarten.« 

In der Nacht zum Heiligabend letzten 
Jahres wurden zwei LKWs der Firmengrup- 
pe Raab-Karcher angezündet. Der Anschlag 
richtete sich gegen die Beteiligung der 
VEBA-Tochter an der Bewachung eines 
Abschiebegefängnisses in Rottenburg. Hier 
habe es schon sehr oft Proteste der Insassen 
gegeben, heißt es in der zum Anschlag ver- 
breiteten Erklärung. Allerdings kämen diese 
nur selten an die Öffentlichkeit. Teilweise 
würden die Flüchtlinge mit Gewalt dazu 
gezwungen, »nach ihrem kurzen Hofgang 
in die Containerzellen zurückzukehren«, 
einmal sei sogar ein Sondereinsatzkom- 
mando (SEK) der Polizei eingesetzt worden. 

Der Anschlag soll den Protest dagegen 
ausdrücken, daß »Raab-Karcher sein 
schmutziges Geld auch mit der Bewachung 
des Abschiebeknastes Rottenburg« ver- 
dient. 


Neue Antifa-Zeitung 


Seit dem 1. Dezember letzten Jahres 
gibt es eine neue Antifa-Zeitung. Sie trägt 
den seltsamen Namen »Was geht ab?« und 
soll monatlich erscheinen. Sie soll »eine 
reine Nachrichten-Dokumentation« sein, 
»kein Hintergrundblatt und auch keines für 
Diskussionen«. 

»Was geht ab?«, herausgegeben vom A- 
Point e.V., will denjenigen, die kontinuierli- 
che Antifa-Arbeit machen, Hilfestellung 
bieten: Das mühsame Zusammensuchen 
von Infos — aus Tagespresse, zahlreichen 
Antifa-Publikationen, zum Teil auch Archi- 
ven und Mailboxen - soll durch die neue 
Zeitung erleichtert werden. Am Beginn 
stand die Einsicht, daß eine Dokumentation 
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von Nachrichten — sowohl veröffentlichte 
wie noch nicht veröffentlichte -bisher nicht 
existierte. So faßten einige Edelweißpiraten 
den Entschluß, eine solche Zeitung zu 
schaffen. Zwar ist den Macherinnen und 
Machern von »Was geht ab?« bewußt, daß 
»es verschiedene andere - auf den ersten 
Blick ähnliche — Zeitungen« gibt, »doch 
haben sie jede für sich andere Schwerpunk- 
te und Konzepte«. 

Wichtig ist vor allem die Aktualität, des- 
halb soll die Zeitung jeweils am Ersten des 
Monats erscheinen. »Sie wird Infos über 
Aktivitäten und Veröffentlichungen von 
Nazis und. Rassisten enthalten; über Akti- 
vitäten, Publikationen und Terminen von 
Antifas; über Polizeiübergriffe, Prozesse 
und Gesetze. Das ganze ist nach Bundes- 
ländern sortiert und kann in einem ständig 
erweiterten Index jederzeit nach Stichwor- 
ten nachgeschlagen werden«. 

Die Zeitung soll »für die tägliche Antifa- 
Arbeit« da sein. Kontaktadressen und Vor- 
stellungen der neuesten Ausgaben von Anti- 
fa-Zeitungen sollen ihren festen Platz in der 
Zeitung haben. 

Vor allem soll »Was geht ab?« »keine 
Einbahnstraße« werden, sondern davon 
leben, »daß viele sie mit der Zusendung 
von Infos unterstützen«. 

Eine Probenummer gibt es für 3% Mark 
Vorkasse bei: Was geht ab?, Postfach 110 
331, 10833 Berlin 


Archiv gründet Verein 


Im letzten Jahr wandelte sich das Anti- 
fa-Presse-Archiv in Berlin in einen Verein 
um. Unter dem Namen Antifaschistisches 
Pressearchiv und Bildungszentrum e.V. soll 
künftig die bisherige Arbeit erweitert wer- 
den. 

Seit 1988 archiviert das von Parteien 
und Organisationen unabhängige Antifa- 
Archiv Veröffentlichungen, die antifaschi- 
stischen Menschen nützlich sind. Zu die- 
sem Zwecke werden Tagespresse, Wochen- 
und Monatszeitungen sowie Dokumenta- 
tionen , Broschüren und Bücher bearbeitet. 
Auch wenn der Schwerpunkt der Archiv- 
Arbeit in Berlin und Brandenburg liegt, wer- 
den überregionale Themen nicht vernach- 
lässigt. 

Ziel des Antifaschistischen Pressearchi- 
vs und Bildungszentrums e.V. ist »die 
Unterstützung und Zusammenarbeit mit 
politisch aktiven Gruppen und Einzelperso- 
nen, die sich der Rechtsentwicklung in den 
Weg stellen wollen.« Diesen sollen Veröf- 
fentlichungen aus den Medien zur Verfü- 
gung gestellt werden, um durch Hinter- 
grundwissen eine fundierte Öffentlichkeits- 
arbeit zu erleichtern. 
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Der bisherige Bestand umfaßt Material 
seit 1980 zu verschiedensten Themen: neo- 
faschistische Organisationen, rechtsextre- 
me Parteien, Rechtskonservative, Skins und 
Hooligans, Psycho- und Politsekten, heidni- 
sche Gruppen und deren Verbindungen zu 
Rechtsextremen, Ideologie der »Neuen« 
Rechten, antifaschistische und antirassisti- 
sche Aktionen und Initiativen. Daneben ist 
künftig eine Präsenzbibliothek zu den 
genannten Themen geplant, die auch 
audiovisuelle Medien umfassen soll. Dane- 
ben soll es Veranstaltungen mit AutorInnen, 
WissenschaftlerInnen und JournalistInnen, 
eine regelmäßig herausgegebene Publikati- 
on und entleihbare themenspezifische Vor- 
tragsreihen (z.B. Diaserie mit Skript) geben. 
Auch soll die Referentinnentätigkeit für 
interessierte Gruppen verstärkt werden. 

Für die Archiv-Gruppe bedeutet all das 
natürlich einen steigenden Arbeitsaufwand: 
»Mit der zunehmeneden gesellschaftlichen 
Rechtsentwicklung hat sich auch der 
Umfang unserer Arbeit stetig vergrößert. 
Immer mehr schriftliche Anfragen erreichen 
uns, Besucherlnnen kommen vorbei«. Des- 
halb ist das Antifaschistische Pressearchiv 
und Bildungszentrum e.V. auf Hilfe ange- 
wiesen. Sie bitten darum, »uns alles zuzu- 
senden, was mit Faschismus bzw. Antifa- 
schismus zu tun hat; egal ob es sich um 
Zeitschriften, Flugblätter, Fotos, Bücher, 
Filme, Aufkleber, Texte oder sonstige Infor- 
mationen handelt«. Dabei gelten folgende 
Grundregeln: »Auch Kleinigkeiten können 
Mosaiksteine im Gesamtbild sein und dazu 
beitragen, der Realität ein Stück näher zu 
kommen.« Besonders wichtig wären »Arti- 
kel aus lokalen Zeitungen. Bitte verseht 
alles mit Datum und Quellenangabe«. 

Aber auch finanziell braucht das Pres- 
searchiv und Bildungszentrum Unterstüt- 
zung. Für Post, Telefon, Miete, andere Büro- 
kosten und Öffentlichkeitsarbeit fallen pro 
Jahr Kosten in Höhe von 20.000 Mark an. 
Um diese Summe zusammenzubringen, 
sucht der Verein Menschen, die monatlich 
einen kleineren Förderbeitrag überweisen, 
selbst wenn es nur zehn Mark sind. 
Antifaschistisches Pressearchiv und Bil- 
dungszentrum Berlin e.V. 

Adresse: Falckensteinstraße 46, 10997 Ber- 
lin, Tel. 030/6116249 

Konto-Nr.: 0670017787 bei der Sparkasse 
Berlin (BLZ 100 500 00) 
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Bunte Antifa 


»Seien wir realistisch —- versuchen wir 
das Unmögliche«, so der Wahlspruch vom 
»bunten antifa forums in Hamm. Ihr Weg 
zum Erreichen des Unmöglichen ist sehr 
vielfältig: Öffentlichkeitsarbeit in lokalen 


Zeitungen und Radiosendern, Archivarbeit, 
Demonstrationen, ein kostenloses »antifa 
INFO« und die Organisierung von überpar- 
teillichen Zusammenschlüssen gehören 
ebenso dazu wie das »Untersuchen und 
Bewußtmachen der vorhandenen Denk- 
struktur in unserer Gruppe«, das Aufzeigen 
des alltäglichen Rassismus, »insbesondere 
auch in den Medien« und Bürgeranträge, 
um die Parteien öffentlich unter Druck zu 
setzen. 

Als Ziele nennt das forum neben 
»Akzeptanz, Toleranz und Sensibilität für 
sogenannte Randgruppen aufbauen« auch 
das Aufarbeiten der Geschichte, »Interna- 
tionalistische Politik«, Bildungsarbeit inner- 
halb der Gruppe und die »Bildung von 
überregionalen antiFA-Bündnissen«. 

buntes antifa forum, Kulturwerkstatt 
Oberonstraße 20/21, 59067 Hamm 


»Keinen Schritt nach rechts« 


Unter dem Titel »Keinen Schritt nach 
rechts« steht ein Aufruf zahlreicher Künstle- 
rinnen und Künstler aus Aachen. Die Unter- 
zeichnerInnen des Aufrufs drücken ihre 
Sorge über die politische Entwicklung seit 
1989 aus. Die Bundesrepublik rücke »leise, 
Schritt für Schritt nach rechts. Neofaschisti- 
sche Kräfte treiben die großen Parteien vor 
sich her, bestimmen die Politik maßgeblich 
mit, obwohl sie nirgendwo in der Regierung 
sitzen«. 

Menschenrechte seien unteilbar, es 
gehe nicht an, daß Menschen wegen ihrer 
Hautfarbe, ihrer Sprache, ihrem Denken 
»mißhandelt und diskriminiert, getötet oder 
in den Tod abgeschoben« würden. Das 
Bekenntnis der UnterzeichnerInnen ist ein- 
deutig: »Wir Künstlerinnen und Künstler 
tragen Verantwortung für die Entwicklung 
dieser Gesellschaft hin zu Demokratie und 
Humanität. Nicht mehr, aber auch nicht 
weniger als andere«. 


Köln 
Pfiffe gegen Gewalt 


Im Allerweltshaus in Köln wurde die 
Idee eines Aufrufs »Pfiffe gegen Gewalt« 
geboren. Sie entstand aus der Erfahrung, 
daß alltägliche rassistische Gewalt oft igno- 
riert wird. Viele schauen und hören weg, 
eingegriffen wird nicht: 

»Die rechts denkenden und rechts han- 
delnden Deutschen haben Erfolg: Die Angst 
breitet sich aus. Sie schafft das Gefühl, der 
Gewalt ausgeliefert zu sein, ohne Hilfe 
erwarten zu könne. Sie schafft auch ein 
Gefühl der Ohnmacht beim Beobachter, 
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der keinen Mut findet, sich einzumischen 
und Partei zu ergreifen. 

Wenn wir der Gewalt entgegentreten 
und unsere Freunde und Freundinnen, Kol- 
legInnen, NachbarInnen, MitschülerInnen 
usw, schützen wollen, müssen wir diese 
Angst ernst nehmen, um dann zu versu- 
chen, sie zu überwinden«. 

Die vom Allerweltshaus entwickelte 
Idee hierzu ist, daß möglichst viele Men- 
schen Trillerpfeifen bei sich tragen sollten, 
um diese in Gewaltsituationen zu benut- 
zen: »Die Pfiffe bieten vor allem denjeni- 
gen, die Gewalttätigkeiten beobachten und 
auch denen, die gewaltsam angegriffen 
werden, eine schnelle und wirksame Hilfe, 
ihre Angst zu überwinden und offensiv zu 
reagieren. 

Pfiffe sind ein Kommunikationsmittel, 
das keine Sprache und keine Übersetzung 
benötigt und dennoch verstanden wird als 
Signal, das lautstark und schrill aufmerksam 
macht, Unterstützung signalisiert, nach 
Hilfe schreit, Protest kundtut, Leute herbei- 
ruft und gemeinsames gezieltes Eingreifen 
einleitet«. 

In einer Startphase will das Allerwelts- 
haus 5000 Pfeifen zum Stückpreis von zwei 
Mark in Umlauf bringen. 

Allerweltshaus e.V., Wahlenstraße 22, 
50823 Köln, Tel. 0221/515621 


Bonn 


Gesetzesinitiative 


Die Fraktion von Bündnis 90/ Die Grü- 
nen hat im Bundestag eine Gesetzesinitiati- 
ve eingebracht. Ziel ist »die Schaffung von 
Rechtssicherheit für Arbeitnehmerlnnen, 
die die Produktion rassistischer und rechts- 
extremer Propaganda verweigern und dafür 
auch keine Dienstleistungen erbringen wol- 
len«. 

So soll beispielsweise die Postverord- 
nung geändert werden, damit niemand 
mehr zum Austragen rassistischer Propa- 
ganda gezwungen werden kann. Das Lan- 
desarbeitsgericht Frankfur/ Main hatte 
1993 bereits einem Zusteller recht gegeben, 
der die Zustellung rechtsextremer Propa- 
ganda verweigert hatte. Der Postdienst ver- 
sucht jetzt, dieses Urteil durch die 
nächsthöhere Instanz aufheben zu lassen. 


tend 


Gegen rechtes Zentrum 


Das »Bündnis gegen Rechts - Initiative 
zur Schließung des rechtsextremen Schu- 
lungszentrums in Hetendorf« will am 
Pfingstwochenende dieses Jahres (2. bis 5. 
Juni) Aktionstage gegen das Nazi-Zentrum 


auf dem Gelände Hetendorf Nr. 13 veran- 
stalten. Neben einer Demo und einer Podi- 
umsdiskussion ist auch eine Führung durch 
das ehemalige Konzentrationslager Bergen- 
Belsen geplant. Weiterhin soll ein Konzert, 
ein Sportfest und ein Fußballtunier stattfin- 
den. 

Das Gelände Hetendorf Nr. 13 ist seit 
1979 ein Faschistentreffpunkt. Laut dem 
»Bündnis gegen Rechts« ist der »Hinter- 
mann« des rechten Zentrums »der Hambur- 
ger Nazi-Anwalt Jürgen Rieger«, stellvertre- 
tender Vorsitzender des jetzigen Besitzers 
Heide-Heim e.V. Häufiger Nutzer des 
Geländes sei »die im November letzten Jah- 
res verbotene Wiking-Jugend« gewesen, die 
dort auch Wehrsportübungen abgehalten 
habe. Ebenso nutze die NPD das Gelände, 
das ein »wichtiger Bestandteil der Infra- 
struktur der Faschisten in Niedersachsen 
und darüber hinaus« sei. 


AntifaschistInnen werden aktiv 


Das seit November letzten Jahres in 
Celle bestehende »Bündnis gegen Rechts«, 
ein Zusammenschluß verschiedener Grup- 
pen und Einzelpersonen, will, daß anläß- 
lich der Aktionstage zu Pfingsten »alle Men- 
schen und Gruppierungen, die bisher allei- 
ne auf jeweils ihre Art etwas gegen das Zen- 
trum gemacht haben, sich zusammenfinden 
und durch diese gemeinsame Aktion alle 
Facetten des Antifaschismus sichtbar wer- 
den lassen«. Allerdings gelte es auch, »sich 
langfristig einer Zusammenarbeit mit den 
Bürgern gegen das Zentrum anzunähern«. 
Daher solle im Vorfeld der Aktionstage 
»versucht werden, weitere Bürger aus dem 
Hetendorfer Umfeld zu interessieren«. 


Für die Finanzierung der Aktionstage 
wird dringend noch Geld gebraucht: Info- 
Treff, Postbank Hannover, BLZ 250 100 30, 
Kto-Nr. 384 862-302, Stichwort: 1995. 


Beispiele gegen die Mutlosigkeit 


Brandenburger Regionalzeitung für Subkultur, Regionales und Antifaschismus 


Anfang Januar erschien einen neue 
Antifa-Regional-Zeitung für Berlin und 
Brandenburg. Sie nennt sich »Hinter den 
Kulissen« und knüpft damit an eine äußerst 
erfolgreiche Dokumentation über faschisti- 
sche Aktivitäten in der Region an. Wir frag- 
ten die HerausgeberInnen nach Sinn und 
Zweck einer neuen Antifa-Zeitung: 

Hinter den Kulissen: Es gibt mittlerweile 
eine sehr gute Zusammenarbeit zwischen 
Antifa-Gruppen in Berlin und Brandenburg. 
Diese Zeitung soll für die Inhalte der ver- 
schiedenen Gruppen eine Plattform bilden 
und auch Meldungen veröffentlichen, die 
von der normalen Presse nicht gebracht 
werden. Wer weiß schon etwas von einem 
fehlenden Jugendclub in Potsdam-Born- 
stedt? 

Info: Also ihr berichtet nicht nur über Nazi- 
Aktivitäten und Widerstand dagegen? 
Hinter den Kulissen: Wir wollen unsere 
Sachen darstellen und das was die Leute 
vor Ort bewegt. Diese Themen wollen wir 
nicht den Neonazis überlassen. Wir wollen 
zeigen, daß man auch selbst ‘ne Menge 
aufziehen kann. Ein Beispiel aus dem ersten 
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Heft ist der Bericht über ein besetztes Haus 
in Neuruppin. Dort gibts durch Eigeninitia- 
tive ein Kino, Kneipe, Konzerte, Kinderfeste 
usw. Wir wollen den verschiedensten Initia- 
tiven eine Plattform bieten, von der Bl 
gegen den Bombenabwurfplatz Freie Heide 
bis zur PDS. Viele Leute denken, man 
könne nichts machen. Gegen diese Mutlo- 
sigkeit wollen wir praktische Beispiele set- 
zen, daß es auch ohne Kohle und Sozialar- 
beiter möglich ist; was auf die Beine zu stel- 
len. 
Info: Wie finanziert ihr die Zeitung? 
Hinter den Kulissen: Wir haben schon ne 
Menge Solidaritätspartys organisiert, um 
die Zeitung zu finanzieren. Hier spielten so 
bekannte Punk- und Hip-Hop Bands aus 
der Region wie der »Gemeine Hufflattich« 
oder »PDM-Posse«. Längerfristig streben 
wir jedoch an, daß die Zeitung sich selber 
trägt. Das wird nicht einfach, da wir die 
Zeitung an SchülerInnen kostenlos vertei- 
len, andere mit mehr Geld sollten zahlen. 
»Hinter den Kulissen« könnt ihr für 
2,- DM, incl. Porto bestellen unter der 
Adresse Schliemannstr. 23, 10437 Berlin. 
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Frauen 


Frauen unge 


Wir haben uns für die Einführung einer neuen Rubrik entschieden, nicht weil das Thema sensationslüstern »in« 
ist, sondern weil die Auseinandersetzung mit rechten Frauen mehr als überfällig ist. Die Inhalte dieser Rubrik 
sind das Arbeitsergebnis einer Gruppe von Frauen, die seit ca. 1 1/2 Jahren zu dem Thema »Frauen und Rechts- 
extremismus« arbeitet. Diskussionsergebnisse, die wir auszugsweise dokumentieren, wurden im Rahmen der 


Arbeitsgruppe »Rechte Frauen« auf dem Bundesweiten Antifa-Treffen geführt. 


d. Red. 


Rechtsextremismus 


Um diese Rubrik regelmäßig inhaltlich zu 
füllen, haben wir uns viel vorgenommen. 
Entgegen der These, daß Faschofrauen nur 
wegen ihrer »Macker« rechts sind, versu- 
chen wir die Arbeit von Drahtzieherinnen 
und Kaderfrauen zu dokumentieren. Wir 
versuchen herauszufinden, welche Positio- 
nen Frauen innerhalb der Rechten anhand 
der ihnen definierten Rolle überneh- 
men (Einsatz im Bereich Anti-Antifa, 
als Kundschafterin bei Antifa-Demos, 
als Flugblattverteilerin, in sozialen 
Bereichen z.B. Tarnvereine für Eltern 
drogenabhängiger Kinder...) bzw. 
welche sie übernehmen, weil sie es 
wollen und dafür kämpfen. Dies soll 
dazu dienen, daß rechte Frauen, von 
linken Frauen wie Männern, endlich 
als Gegnerinnen ernstgenommen 
werden. 

Rechte Frauenbilder und -ideolo- 
gien sind oftmals nicht klar abgrenz- 
bar. Um das scheinbare Gewirr von 
Namen, Organisationen und Frauen- 
bildern zu entwirren, werden wir die 
verschiedenen Ebenen rechter Ideolo- 
gie anhand von Strömungen charakte- 
risieren: 

1. Traditionelle Frauen (z.B. W], 
DVU, REP, Stichwort »Häkeln für das 
Vierte Reich«) 

2. Politkarrieristinnen, modernisier- 
tes Frauenbild (z.B. Sabine Münch, 
DL) 

3. Kämpferinnen, militante Subkultur 
(z.B. Renees, U. Worch) 

4. Theoretikerinnen (z.B. Hunke, Meves...) 
5. Organisatorinnen im Nazinetzwerk (z.B. 
U. Schaffer, U. Müller) 

Anhand dieser Struktur soll rechte Frau- 
enprogrammatik in gemischten und Frauen- 
organisationen, sowohl aktuell als auch 
historisch, dargestellt werden. 


Dabei werden wir nicht bei der Darstel- 
lung des Frauenbildes und einiger Vertrete- 
rinnen stehenbleiben. Anhand der These, 
daß es kein explizit rechtsextremistisches 
Frauenbild gibt, sondern daß es das konser- 
vative Frauenbild ist, das mit rassistischen, 
biologistischen u.a. Elementen kombiniert 
wird, wollen wir die so oft gestellt Frage 


nach dem „Warum“ beantworten und dar- 
aus folgend nach gesellschaftlichen 
Abwehrstrategien suchen. 

Dieser Bereich soll Platz für kontrover- 
se inhaltliche Auseinandersetzungen bie- 
ten, über die Gründe und gesellschaftlichen 
Bedingungen, die dazu führen, daß Frauen 
sich von faschistischen Ideologien angezo- 


gen fühlen (Patriarchat, Teilhabe an Macht 
durch Ausgrenzung anderer...). Dabei wer- 
den wir jedoch den Schwerpunkt Faschis- 
mus / Antifaschismus nicht aus den Augen 
verlieren. 

In diesem Rahmen wird auch die 
„Opfer-Täterinnen“-Diskussion, die in den 
letzten Jahren zu harten Auseinanderset- 
zungen in der fortschrittlichen: Frau- 
enbewegung geführt hat, auszugswei- 
se dokumentiert und fortgeführt. 

Was wir mit dieser Rubrik nicht lei- 
sten können, ist den Zusammenhang 
von Patriarchat und Faschismus, von 
Kapitalismus und dem Zurückdrän- 
gen von Frauenrechten („Roll-Back“), 
welcher sich in den letzten Jahren 
zunehmend vollzieht, umfassend dar- 
zustellen. Hierzu werden wir in Form 
von Rezensionen auf entsprechende 
Publikationen hinweisen. 

Was wir mit dieser Rubrik nicht lei- 
sten können, ist die Diskussion Sexis- 
mus in der Antifa umfassend zu 
führen. Sexismus in den eigenen Rei- 
hen können wir nicht vom Schreib- 
tisch aus diskutieren, sondern nur 
anhand von konkreten Beispielen the- 
matisieren. 

Über das Medium Zeitung haben 
wir die Chance die Arbeit in diesem 
Bereich zu koordinieren, zu verbrei- 
tern und einen Austausch herzustel- 
len. Das kann aber nur funktionieren 
mit dem nötigen „Feed-Back“.Darum 
sind wir auf Eure Mithilfe angewiesen. 
Schickt uns Material, Kurzmeldungen und 
LeserInnenbriefe und laßt uns streiten, kon- 
struktiv und produktiv! 


Kontaktadresse: 
Frauen AG c/o L. Meyer, Gneisenaustr. 2a, 
10961 Berlin. 


Von den 1993 dem Verfassungsschutz namentlich bekannten Rechtsextre- 
misten sind rund 11% Frauen. Der Anteil der Tatbeteiligten im »Zusam- 
menhang mit gewaltbezogenen Gesetzesverletzungen liegt bei 9,4 %. 


[Der Rechte Rand 22, 4,5/93, S.6] 
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Der Landesverfassungsschutz Brandenburg stellt 1993 fest, daß der Anteil 
von Frauen in Neonazigruppen stetig ansteigt. »Die Mädchen und jungen 
Frauen legten dabei die gleiche Gewaltbereitschaft an den Tag wie ihre 


männlichen Gesinnungsgenossen.« [ND 13.10.93] 
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Frauen in der W) 


Die Wiking Jugend (WJ) war bis zu 
ihrem Verbot am 10.11.1994 die 
größte Kinder- und Jugendorgani- 
sation der Neonazis. Sie nennt sich 
nach dem Regiment „Wiking“, das 
auf Befehl Adolf Hitlers zur „Waf- 
fen-SS-Division Wiking“ ausgebaut 
wurde (1). Die W)J hat/hatte zwar 
nur ca. 400 Mitglieder, aber einen 
großen Durchlauf als Kaderschmie- 
de des gesamten NS-Spektrums. 
Die Frauenideologie der W]J ist 
keine Strömung, sondern war bis- 
her traditioneller Richtungsweiser, 
zutiefst sexistiich und biologi- 
stisch. 

Bisher sind keine Frauen mit eige- 
ner, d.h. von Männern unabhängi- 
ger, Frauenpolitik bekanntgewor- 
den. Zu vermuten ist, daß es keinen 
über das traditionelle patriarchale 
Frauenbild hinausgehenden Ansatz 
gibt. Das heißt aber nicht, daß 
Frauen in der Wiking Jugend eine 
unwichtige Rolle spielen. 


Grundlage ihrer Frauenideologie ist die 
»volkstreue Familie« als »Keimzelle eines 
gesunden Volkes«, d.h. des »deutschen« 
Volkes. Die erzieherische Einflußnahme 
beginnt im jüngsten Kindesalter, »wo die 
Pimpfe und Jungmädel lernen, ihren Spiel- 
und Lerntrieb in Gemeinschaft mit anderen 
zu entfalten.« (...) »Nur die Gemeinschaft 
kann die Freiheit des Einzelnen schützen 
und garantieren. Die höchste Gemeinschaft 
ist das Volk. Die WIKING-JUGEND will 
diese über alle Stämme und Stände hin- 
weggehende Gemeinschaft vorleben.« 

Neben sog. germanischen Brauchtums- 
feiern und Kennenlernen der Heimat versu- 
chen sie dies über gezielte Freizeitprogram- 
me: »Laienspiel, Dichten, Musizieren, rhyt- 
mische Sportgymnastik fordern Gestal- 
tungsfreude und Willen zur Kultur, Gelän- 
despiele, Segelfliegen, Fallschirmspringen 
und Mottoradfahren fordern Körperbeherr- 
schung und tragen der Abenteuerlust Rech- 
nung.« Langstreckenmärsche, sog. »Wolfs- 
angelmärsche«, bei denen Jungen und 
Mädchen bis zu 150 Kilometer marschieren 
müssen, dienen als »Herausforderung an 
den Leistungs- und Durchhaltewillen.« 


Darüberhinaus soll das Gemeinschafts- 
gefühl gefördert werden durch die einheitli- 
che Uniform, von ihnen als »Kluft« 
bezeichnet und durch den beschworenen 
gemeinsamen Feind. »... denn nichts 
schweißt eine Gemeinschaft mehr zusam- 
men als gemeinsam erlebte Anfeindungen 
wie auch andererseits das gemeinsame Bad 
in der jubelnden Menge, das wir auch 
manchmal genießen dürfen. « 

Da der »Krieg der Vater aller Dinge ist«, 
versuchen sie den »Wehrwillen der Jugend« 
zu wecken. An diesem Punkt lassen sich 
Frauen, als Manövriermasse, auch zu 
militärischen Übungen instrumentalisieren. 

Die Grundlagen werden »den Jungen 
und Mädeln auf Heimatabenden und 
Wochendendlagern nahegebracht«. Die 
paramilitärische Ausbildung reicht von 
Luftpistolen-Schießwettkämpfen für Mäd- 
chen bis zum Bau von sprengstoffgefüllten 
Rohrbomben (2). 

Fahrtentechniken werden nicht zum 
Selbstzweck vermittelt sondern unter 
»volkspflegerischem Aspekt«. »Soldatische 
Tugenden wie straffe Haltung und Disziplin 
sind auch für Mädel durchaus anzustreben 
und hier vielleicht notwendiger als bei Jun- 
gen, die weitaus weniger individualisti- 
schen Eigensinn zeigen und sich viel leich- 
ter in eine Gruppe einordnen. So werden 
auch Mädel nicht ausgenommen von Diszi- 
plinübungen wie dem Formaldienst oder 
dem Marschieren in Kolonnen, auch wenn 
dem Spießbürger darob die Haare zu Berge 
stehen.« 

Um dies geschlechtsspezifisch zu festi- 
gen, veröffentlichen sie eine eigene 
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Frauen 


Mädchenzeitschrift, die vor Biologismus 
und sexistischen Vorurteilen strotzt: 


»Die BAUGE ... ist eine kleine Zeit- 
schrift von Mädeln für Mädel. Mädelarbeit 
ist unter anderem auch deshalb besonders 
schwer, weil der Mädelbund häufiger von 
Personaländerungen betroffen ist als der 
Jungenbund und die Mädel auch häufig tie- 


Frauen in der WJ 


Ute Senft (geb. Fischer), ab 1991 „Bun- 
desmädelführerin“ 

Sigrun Schöning, ab 1991 Leiterin der 
„Mädel-Ausrüstungsstelle“ 

Susanne Pfeiffer, ab 1991 Schriftleitung 
des „Wikinger“ 

Susann Gestrich, seit 1994 „Bundesmä- 
delführerin“, verheiratet mit Arnold 
Gestrich (43). Wohnt in Hohenstein- 


Eglingen (Kreis Reutlingen, Baden-Würt- 
temberg). Auf dem, durch hohe Mauern 
abgeschirmten, landwirtschaftlichen An- 


wesen der Familie Gestrich fanden inter- 
nationale Jugendlager der W) statt. (1) 
Michaela Benda, Wuppertal. War als 
W/J-Mitglied Teilnehmerin an Lehrgän- 
gen der DKI (Dt. Kampfsportinitiative, 
eine Zelle des DHKKV, Dt. Hochlei- 
stungskampf-Kunstverband. Bekanntge- 
worden durch die Verwicklungen des V- 
Mannes Bernd Schmitt in den Solinger 
Brandanschlag). Hat Kontakt zur NF. 
Barbara Grahovac, Solingen (WJ, NF). 
War im Juni 1992 zum WJ-Lager ange- 
meldet, zusammen mit Petra Sim, Dort- 
mund und Victor Jamnitzky (FAP). 
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fer in ein Thema eindringen wollen als die 
Jungen. Im Bild der Medien und dummer 
Besserwisser werden unsere Mädel als gei- 
stig beschränkte Heimchen am Herd darge- 
stellt, die nirgends mitzureden haben und 
nur mitlaufen dürfen. Wir wissen nicht, 
woher solcher Unsinn stammt. Die Mädel 
der WJ sind geistig durchaus eigenständige 
Persönlichkeiten. Sie brauchen dazu keine 
‘Frauenemanzipation’, die sich ja doch nur 
in Äußerlichkeiten erschöpft und eine 
Gleichheit vortäuscht, die es schon aus bio- 
logischen Gründen nicht geben kann. Das 
Ergebnis emanzipatorischer Erziehung sind 
weibische Männer und burschikose Frauen. 
In der WIKING-JUGEND werden Jungen- 
und Mädelarbeit grundsätzlich getrennt; 
nur so kann auf das verschiedenartige See- 
lenleben der Geschlechter richtig eingegan- 
gen werden. Alle Erziehung soll natürlich in 
die Gründung einer volkstreuen Familie 
münden, wo Mann und Frau harmonisch 
zusammenwirken, sich ergänzen und nach 
alter germanischer Tradition gleichberech- 
tigt nebeneinanderstehen.« 

Daß diese »Gleichberechtigung« keine 
Chancengleichheit beinhaltet, versteht sich 
von selbst: »In der WIKING-JUGEND wird 
das aristokratische Prinzip angestrebt: die 
Besten sollen als Führer vorne stehen und 
der Mannschaft Vorbild sein.« (...) »Manch- 
mal wird eine Begabung erst im Lager rich- 
tig geweckt oder erkannt. Daraus erwächst 
dann die in Unterführerausbildungslagern, 
später in Führerfortbildungslagern herange- 
zogene Führerschaft, die wegen natürlicher 
Abgänge, sei es durch Alter, sei es durch 
Familiengründung, immer wieder ergänzt 
werden muß. « 

Ihre traditionelle Familienpolitik wird 
ihnen somit hintenrum zur Fußangel. So 
schmieden sie sich auch weibliche Kader, 
die sie durch Zurückdrängen in die Mutter- 


rolle oftmals doch wieder verlieren. 

(1) Der Rechte Rand Nr. 32, 5.12. 

(2) Bernd Wagner, Handbuch Rechtsextremis- 
mus, $. 147 

(3) Der Wikinger 4/92 


Bewährung für Martina Janssen 


Am 27.10.94 stand Martina Janssen als 
Herausgeberin des Skin-Fanzines 
»Schlachtruf« vor dem Amtsgericht Frei- 
burg. Vorgeworfen wurden ihr »Volksver- 
hetzung«, »Verunglimpfung des Staates und 
seiner Symbole« sowie »Verbreitung der 
Auschwitzlüge« wg. zwei Artikeln der Nr. 7 
vom April 93. Dem von ihr gewünschten 
Rechtsanwalt JÜRGEN RIEGER mußte sie, 
nach eigenen Angaben, aus finanziellen 
Gründen absagen. 

Im Prozeß versuchte sich Martina Jans- 
sen als harmlose, politisch gewandelte, 


20 


ahnungslose Frau darzustellen. Das Beiblatt 
in der Nr. 7 mit der Auschwitzlüge käme 
vom Fanzine »Neue Kraft« (Hrsg: Moritz 
Wirtzel, Heidestr. 41, Iserlohn 9), sie hätte 
damit nichts zu tun. Sie gab zwar zu, die 
Herausgeberin des »Schlachtruf« zu sein, 
sie stellte ihn seit 1990/91 in einer Auflage 
von 300 selbständig her (inzwischen ist der 
»Schlachtruf« eingestellt, siehe Antifa-Info- 
blatt Nr. 25, S. 8). Auf die Frage ob sie sich 
der rechten Szene zugehörig fühle, antwor- 
tete sie jedoch, wie sonst auch, auswei- 
chend: »Mit Parteien will ich nichts zu tun 
haben, ich will mir von niemand was sagen 
lassen. Ich will mir keine Vorschriften 
machen lassen, wann ich z.B. zu einem 
Kameradschaftsabend gehen muß. Ich will 
Spaß haben, Trinken, Leute treffen«. Über 
den Begriff »Kanaken« habe sie nicht nach- 
gedacht, für sie wäre das ein »neutraler 
Begriff«, »das rutscht wohl jedem mal raus, 
ich benutze es nicht öfter als ein normaler 
Deutscher. 

Martina Janssen wurde verurteilt wg. 
Volksverhetzung zu 4 Monaten auf 3 Jahre 
Bewährung, 1000 DM an amnesty interna- 
tional und die Bewährungsauflage, jeden 
Wohnortwechsel dem Amtsgericht zu mel- 
den. Auf die Frage der Richterin, ob sie in 
der Bötzingerstr. 30 oder 19 wohnen 
würde, beharrte M. auf ihrer offiziellen 
Adresse, Zähringerstr. 8 in Freiburg. Bei Ver- 
letzung der Meldepflicht kann ein Siche- 
rungshaftbefehl erlassen werden. 

Sowohl die Staatsanwaltschaft als auch 
der Rechtsanwalt von Janssen haben 
Rechtsmittel gegen das Urteil eingelegt. 

Martina Janssen gibt inzwischen eine 
neue Zeitung heraus, die bisher allerdings 
ein reines Musikfanzine ist. 


burg 

Für den 10.11.1994 war in Hamburg eine 
Veranstaltung mit Sonja Balbach geplant, 
Autorin des Spiegel-TV-Filmes »Lippenstift 
und Hakenkreuz« über Frauen in der rech- 
ten Szene und des Buches »Wir sind auch 
die kämpfende Front« (siehe Rezension Info 
Nr. 28, S. 41). Sie wollte ihren Film zeigen 
und einen 10minütigen Vortrag halten, 
anschließend sollte über ihre Arbeit disku- 
tiert werden. 

Das Buch hatte zu heftigen Diskussio- 
nen geführt, da sie 12 Frauen in Form von 
Interviews ein Forum geboten hatte, ihr 
faschistisches Gedankengut unwiderspro- 
chen und unkommentiert zu verbreiten. 
Eine Hamburger Frauengruppe hatte ein 
Flugblatt verbreitet, in dem sie sich inhalt- 
lich mit ihrem Buch auseinandersetzten. 

Am Abend der Veranstaltung hing ein 
Zettel an der Eingangstür: „Die Veranstal- 
tung fällt wegen zu erwartender destrukti- 
ver Kritik einer Hamburger Frauengruppe 
aus.« 


Getarnt unter Nazi-Frauen? 


Ein neues Buch, neue Hoffnung, Anhaltspunkte 
für die Motivation und Entwicklung von Frauen 
in der rechten Szene zu gewinnen. Worum geht 
es? Der Untertitel »Getarnt unter Nazi-Frauen 
heute« macht es deutlich: Franziska Tenner, ehe- 
malige Bewohnerin eines besetzten Hauses in 
Berlin, betreibt persönliche Vergangenheitsbe- 
wältigung, als Sensationsreporterin (Selbstbe- 
zeichnung) schildert sie ihren Einstieg in die 
rechte Szene. Die Interviews, die sie mit fünf 
rechten Frauen führte, sind die Rahmenhand- 
lung, die sich um ihr persönliches »Selbstdarstel- 
lungstagebuch« gruppieren. 

»Um die einzelnen Schicksale der Frauen 
und ihre heutigen Befindlichkeiten und Stand- 
punkte individuell darzustellen« (Hervorhebung 
durch d. Red.) hat sie Gespräche in Monologe 
umgearbeitet. Auseinandersetzen wollte sie sich 
ausdrücklich nicht mit den Frauen, »ich wollte 
einzig und allein, daß sie redet« (S. 40). So plau- 
dern Dr. URSULASCHAFFER, (Berliner Kulturge- 
meinschaft Preußen), ANKA HÜBNER (Ehefrau 
von Frank Hübner, DA), MONIKA BAGINSKI 
(Rennee, DA), LISA WOLLSCHLÄGER (Kühnen- 
«Verlobte«) und GERLINDE GRONOW (Redak- 
teurin der »Jungen Freiheit«) über ihre, sehr 
unterschiedlichen, Wege zu rechter Ideologie, 
über Geschichtsauffassungen, rechte Männer 
und ihre Selbstbilder. 

Diese Monologe sind das einzig Interessante 
in dem Buch, mit seinem eigentlichen Thema 
haben sie jedoch wenig zu tun. Die Frauen gehen 
nur kurz auf ihre Rolle in der rechten Szene ein, 
ihre allgemeine politische Gesinnung legen sie 
ausführlicher dar. Frauenspezifische Inhalte sind 
rar, ihre Statements unterscheiden sich kaum von 
denen ihrer männlichen Mitstreiter. 

Nach den Interviews versucht F.T. die Lügen 
und Geschichtsfälschungen der Frauen zu entlar- 
ven, was leider mißlingt. Die teilweise sehr 
detaillierten inhaltlichen Schilderungen der Frau- 
en, ihr »Geschichtsrevisionismus« lassen sich 
nicht durch Betroffenheitsfloskeln relativieren. 
Oberflächliche Geschichtskenntnisse und feh- 
lende Analyse der Aussagen wirken kontrapro- 
duktiv. Die Aussagen der rechten Frauen bleiben 
unwidersprochen, denn Tenner will die LeserIn- 
nen nicht »entmündigen« ($.165). 

F.T. verletzt ihre journalistische Sorgfalts- 
pflicht u.a. durch fehlende Distanz »Aber ich 
kannte so viel Persönliches von diesen Jungs, ich 
verstand sie so gut, daß ich durch meine fehlen- 
de Distanz sicher mehr tolerierte, als es mir heute 
angebracht erscheint. Zu mir waren ja auch 
immer alle nett, und ich hatte kaum noch Angst 
vor ihnen.“ (S. 30). Hinzu kommt die mangelhaf- 
te Recherche. U. Schaffer spricht in ihrem Inter- 
view beispielsweise von der Wiener Konvention 
(S. 64) von 1969. F. Tenner erklärt dazu in der 
Anmerkung Nr. 26 : »Hier können nur die Ergeb- 
nisse des Wiener Kongresses von 1815 gemeint 
sein.« Eine Nachfrage bei einem Geschichtsstu- 
denten wäre nicht zuviel der Arbeit gewesen... 

Die »dokumentarische Ebene«, in der sie 
versucht »die Selbstdarstellungen der Frauen zu 
relativieren bzw. sie ihrer Lügen zu überführen« 
($.39), besteht ausschließlich aus Auszügen des 
Verfassungsschutz-Berichtes von 1993. Ein Lite- 
raturverzeichnis, geschweige denn einen 
Namensindex, sucht frau vergebens. 

Franziska Tenner: Ehre, Blut und Mutter- 
schaft - Getarnt unter Nazi-Frauen heute, Auf- 
bau-Verlag 1994, 280 Seiten. 25,00 DM. 

(siehe auch: Hinter den Kulissen 1/95, S. 23, Der 
Rechte Rand 31/94, S. 23) 
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Mißhandlungen von 


Vietnamesinnen 
»Eine Sache von Polizeistrukturen« 


Mit dem Vorwurf, Vietnamesen und Vietnamesinnen körperlich mißhan- 
delt und sexuell mißbraucht zu haben, laufen zur Zeit allein in Berlin 55 
Ermittlungsverfahren gegen Polizeibeamte. Aber auch andernorts, wie 
beispielsweise im brandenburgischen Bernau, sind zahlreiche Übergrif- 
fe gegen Vietnamesinnen bekannt und zur Anzeige gebracht worden. 

Das Beratungszentrum »Reistrommel« hat mit der Veröffentlichung von 
Gedächtnisprotokollen betroffener Vietnamesinnen maßgeblichen 
Anteil an der Aufdeckung dieser Vorfälle und gibt den Betroffenen prak- 
tischen und psychologischen Beistand während der Zeit der Verneh- 


mungen und der Prozesse. 


Als erste Anlaufstelle für Ausländerln- 
nen im Osten Berlins gründete sich 1990 
das Beratungszentrum für Ausländische 
MitbürgerInnen. Zwischenzeitlich gehörten 
sie »Ball e.V.« an, einer Vereinigung unter- 
schiedlichster sozialer Projekte, dann ab 
1993 - nach dem Rausschmiß aus diesem 
Verein — gründeten die MitarbeiterInnen 
des Beratungszentrums »Reistrommel 
e.V.i.G.« 

Zum Rausschmiß aus »Ball e.V.« war es 
gekommen, als sich das Beratungszentrum 
1993 hinter die Forderungen der in Berlin 
lebenden VietnamesiInnen gestellt und sie 
bei öffentlichen Kampagnen unterstützt 
hatte. Den Ausgangspunkt hierfür bildete 
eine Straßenschlacht zwischen Vietname- 
sInnen und der Polizei, bei der sich Vietna- 
mesiInnen erstmals gegen die Willkür der 
Polizei zur Wehr setzten. Eine darauf fol- 
gende Demonstration für das Bleiberecht 
der VietnamesInnen und gegen den Poli- 
zeiterror wurde dann unter der maßgebli- 
chen Unterstützung vom Beratungszentrum 
durchgeführt. 

Durch den Rausschmiß aus »Ball e.V.« 
jeglicher finanzieller Mittel beraubt, waren 
es vor allem Netzwerk e.V., Stiftung Umver- 
teilen und die evangelische Kirche, welche 
die Weiterarbeit des Beratungszentrums 
»Reistrommel e.V.i.G.« ermöglichten. 

Bis heute steht die Finanzierung des 
Projekts auf wackligen Füßen, eine Mitar- 
beiterin von »Reistrommel« sagte jedoch 
über sich und die anderen MitarbeiterInnen 
der Beratungsstelle: » Wir wollen die Arbeit 
machen, dabei sind wir kompromißlos: Wir 
sagen was wir denken und sind nicht bereit 


den Mund zu halten, bloß weil es um die 
Finanzierung geht.« 

Obwohl als Beratungszentrum für aus- 
ländische MitbürgerInnen gegründet, ist das 
Hauptklientel der im Bezirk Lichten- 
berg/Marzahn gelegenen »Reistrommel«, 
die dort in den Wohnheimen lebenden Viet- 


namesinnen. 
In der BRD leben drei Gruppen von 
Vietnamesinnen: 
a) die sogenannten Boat-People, 
b) die ehemaligen VertragsarbeiterInnen 
der DDR, 
c) die vietnamesischen AsylbewerberInnen. 
Die »Boat-People« sind Flüchtlinge aus 
Zeiten des Vietnamkriegs, die zwar mit dem 
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in der BRD herrschenden Rassismus zu 
kämpfen haben, jedoch keine rechtlichen 
Probleme haben: Als anerkannte Flüchtlin- 
ge verfügen sie über eine unbegrenzte Auf- 
enthaltserlaubnis. 

Das Aufenthaltsrecht der ehemaligen 
VertragsarbeiterInnen ist hingegen sehr viel 
unsicherer. Da bisher die Gleichstellung 
der VertragsarbeiterInnen mit den ehemali- 
gen GastarbeiterInnen des Westens nicht 
erreicht wurde, müssen die Vertragsarbei- 
terInnen alle zwei Jahre bestimmte Bedin- 
gungen erfüllen, um ihren sogenannten 
»humanitären« Aufenthaltsstatus in der 
BRD zu sichern. Hierzu müssen sie eine 


21 


Staatlicher Rassismus 


Wohnung, Arbeit und Nicht-Straffälligkeit 
vorweisen. 

Bei den heutigen Wohn - und Arbeits- 
bedingungen ist daher davon auszugehen, 
daß alle zwei Jahre VietnamesInnen aus 
diesem Aufenthaltsstatus rausfliegen wer- 
den. 

Bereits im Jahr 1992, in dem diese 
Regelungen verfügt wurden, konnten von 
den 15.000 in der BRD lebenden vietna- 
mesischen VertragsarbeiterInnen 5000 
diese Bedingungen nicht erfüllen: Die 
rechtliche Situation und Zukunft der Viet- 
namesInnen war zwischen 1989 bis zu die- 
sem Zeitpunkt vollkommen unklar. Außer- 
dem hatten die Sozial- und Arbeitsämter 
ihre Zahlungen eingestellt, und ihrer Exi- 


.„. mit einer Mitarbeiterin von 
Reistrommel 


Im Dezember ‘94 sprachen wir mit 
einer Mitarbeiterin von »Reistrommel 
e.V.i.G.« über ihr bekannte Mißhandlungen 
von VietnamesiInnen, über den Stand der 
Ermittlungen bzw. der Prozesse und über 
die Arbeit von »Reistrommel«. 


A-Info: Kannst Du uns Fälle von 
Mißhandlungen und Übergriffen der Polizei 
schildern? 

Reistrommel: Ein Vorfall war z.B. im Juli 
vergangenen Jahres: Es gab frühmorgens 
einen Polizeieinsatz in der Havemann- 
straße. Da sind Polizeibeamte in eine Par- 
terrewohnung eines Wohnheimes einge- 
drungen, indem sie die Tür aufgebrochen 
haben. Zwei Frauen waren in der Woh- 
nung, die haben zu dem Zeitpunkt geschla- 
fen. Die Polizisten sind gleich an die Betten 
ran und haben ihnen, praktisch noch im 
Schlaf, die Waffe vorgehalten. Eine der 
Frauen war im sechsten Monat schwanger 
und die hat sich natürlich total erschrocken. 
Sie mußten aus den Betten raus und mußten 
sich an die Wand stellen, wobei sie nach 
Waffen abgeklopft wurden. Die Frau hat 
versucht zu sagen, daß sie schwanger ist 
und wollte ihren Mutterpaß zeigen. Das 
haben die Beamten aber nicht zugelassen, 
sondern haben sie zum Polizeiauto 
gebracht, in dem sie zwei Stunden zubrin- 
gen mußte. Schließlich gelang es der Frau 
den Polizisten klarzumachen, in welchem 
Zustand sie sich befindet und wurde lau- 
fengelassen. Durch die Aufregung setzten 
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stenzgrundlage entrissen, gingen viele der 
VietnamesInnen in den Zigarettenhandel. 
Ein »Tatbestand«, der später als Begrün- 
dung für ihre Abschiebung genannt wurde. 

Die dritte Gruppe von VietnamesInnen 
bilden die Asylbewerberlnnen. In der Regel 
wird ihnen kein Asyl gewährt, und da das 
Land Berlin nicht einmal den Aufenthalts- 
status der »Duldungs ausspricht, können 
sich diese Menschen nur mit der Ausrei- 
seaufforderung, bzw. Grenzüberschrittbe- 
scheinigung, ausweisen. Diese wird immer 
wieder verlängert, da Vietnam sie nicht ein- 
reisen läßt. Dies kann sich nun ändern, 
plant doch die Kohl-Regierung derzeit ein 
Rückführungsabkommen mit Vietnam. In 
der Presse wird z.Z. der Eindruck erweckt, 


dann die Wehen ein. Die Frau ist erst zu 
einer Ärztin und danach ins Krankenhaus, 
wo dann das Kind auch kam. Leider hat sie 
hier nicht die Gründe für das Einsetzen der 
Wehen benannt. Das Kind ist heute noch 
am Überwachungsgerät. Es ist jetzt über ein 
Jahr alt und hat jetzt gerade mal das norma- 
le Geburtsgewicht. Wir waren damals 
gleich mit dem Dr. P. vom Behandlungs- 
zentrum für Folteropfer bei der Frau gewe- 
sen. Wahrscheinlich wird das Kind spasti- 
sche Behinderungen zurückbehalten. 

Die Frau ist Asylbewerberin, der Mann 
ist Vertragsarbeiter, und wir versuchen, daß 
sie rauskommt aus dem Asylverfahren, weil 
das für das Kind das Todesurteil wäre, wenn 
sie zurück nach Vietnam müßten. Außer- 
dem geht es auch hier darum, für die Fami- 
lie eine Entschädigung zu bekommen, denn 
die Frau wird, wenn das Kind behindert ist, 
ewig in ihrer Berufstätigkeit eingeschränkt 
sein. 

Im Juni ‘93 habt ihr die Gedächtnispro- 
tokolle der VietnamesInnen veröffentlicht. 
Wieviel Verfahren sind seither aufgenom- 
men worden und laufen zur Zeit? 

In Berlin sind es 55 Ermittlungsverfah- 
ren. Von den 55 sind allerdings 15 inzwi- 
schen schon wieder eingestellt worden. 
Und die werden noch mehr einstellen, weil 
die gar nicht richtig ermitteln. Z.B. stand ja 
in der Presse die Sache mit der schwange- 
ren Frau, die von einem Polizeiauto ange- 
fahren worden war. Da gab es zwar Zeu- 
gen, aber wir haben es überhaupt nicht 
gepackt, da jetzt loszurennen und die Zeu- 
gen zu suchen. Wir sind halt nur drei Frau- 
en, die das neben unserer sonstigen Arbeit 
machen. Wir haben der Polizei gesagt: »Es 
gibt Zeugen.« Aber da passierte gar nichts. 

Bei einem Fall in Pankow war die Sache 
eigentlich auch ziemlich klar: Da gab es 
deutsche Zeugen - die aber alle nachher 
nicht mehr bereit waren auszusagen - , es 
gab die Aussage des Opfers und es existier- 
te ein ärztliches Attest. Aber es kam nicht zu 


das Abkommen wäre schon fix und fertig 
(was nicht der Fall ist), und das Innenmini- 
sterium verkündet öffentlichkeitswirksam, 
daß bereits in diesem Jahr die ersten 2500 
Vietnamesinnen in ihre Heimat zurückkeh- 
ren sollen. 

Die Sozialämter reagieren auf diesen 
Zustand zum Teil mit der Sperrung jeglicher 
Gelder, wieder werden die VietnamesInnen 
in den Zigarettenhandel gedrängt. 

In den Medien werden die Asylbewer- 
berInnen auf Grund ihres nicht existieren- 
den Aufenthaltsstatus oftmals als »Illegale« 
denunziert. Hiermit wird in der Öffentlich- 
keit eine Stimmung verbreitet, bei der 
Mißhandlungen und polizeilicher Willkür 
Tür und Tor geöffnet wird. u 


einer Suspendierung, obwohl der fragliche 
Beamte bekannt war. In der Osloer Straße 
wurde nach Aussagen von Vietnamesen 
sogar ein ziviles Polizeifahrzeug von wein- 
rot auf weiß umgespritzt, weil die Fahr- 
zeugnummer und die Farbe des Autos iden- 
tifiziert worden waren. Dies ist auch bei 
Vernehmungen zu Protokoll gebracht wor- 
den. Diese Verschleppungstaktik, so möch- 
te ich das mal bezeichnen, hat eigentlich 
dazu gedient, daß Beweismaterial auch ver- 
nichtet wurde. 

Aufgrund der Mißhandlungen kam es in 
Bernau zu Suspendierungen von Polizisten, 
wie steht es damit hier in Berlin? 

In Berlin gab es bis heute keine Suspen- 
dierungen. Selbst der Polizist, wo jetzt 
schon Klage erhoben wurde, wo es um 
einen Rippenbruch geht, der läuft noch frei 
rum. Der ist eindeutig identifiziert worden 
von dem Vietnamesen. Also wirklich, der ist 
reingekommen und hat gesagt: »Der istes.« 
Auch der Richter, der eine Vernehmung 
durchführte, hat dem Vietnamesen 
geglaubt. Aber trotzdem ist daraufhin keine 
Suspendierung erfolgt. Der Vietnamese 
selbst ist nicht mehr da, er ist zurückge- 
kehrt, der hat gesagt, er hat die Schnauze 
voll. Wenn es noch zu einer Verurteilung 
kommt, würde das dann aufgrund der Aus- 
sagen des Richters sein. 

Du hast jetzt schon auf die Prozesse 
Bezug genommen. Kannst Du darüber 
mehr sagen? 

Es gab inzwischen zwei Prozesse: Einer 
ist in Frankfurt/Oder gewesen, da ging es 
um sexuelle Nötigung und hier in Berlin um 
den D., der genau an dem Tag, wo hier in 
Marzahn diese Demo gegen die polizeili- 
chen Übergriffe war, von Polizisten 
mißhandelt wurde. 

D. wollte zu dieser Demo und hat, als er 
in sein Auto eingestiegen war, gemerkt, daß 
er seine Papiere vergessen hatte und ist wie- 
der ausgestiegen, um ins Wohnheim zu 
gehen und seine Papiere zu holen. Da 
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kamen die Polizisten angefahren und haben 
sich ihn gegriffen. 

Was dann erst bei dem Plädoyer von 
dem Anwalt rauskam, ist, daß die Polizisten 
eigentlich gar keinen Einsatz hatten. Ich 
vermute , daß diese beiden dort vollkom- 
men auf eigene Faust gehandelt haben. Der 
D. ist damals zu uns gekommen und hat uns 
das erzählt. Wir haben das Gedächtnispro- 
tokoll für ihn aufgenommen und haben ihn 
dann an eine Rechtsanwältin vermittelt. 
Aber auch die Polizei hat gegen ihn Anzei- 
ge erstattet, die sehr schnell bearbeitet 
wurde: D. ist auch erstmal zu einer Geld- 
strafe wegen Widerstand gegen die Voll- 
streckungsbeamten verurteilt worden, ohne 
großes Beweismaterial von Seiten der Poli- 
zei. Er war von vornherein, weil er Vietna- 
mese ist, schuldig. Die Strafe wurde erstmal 
ausgesetzt, aufgrund seiner eigenen Anzei- 
ge. Doch zurück zu dem Verfahren gegen 
die beiden Polizisten: Wie sich im Prozeß 
herausstellte, haben Staatsanwaltschaft und 
die Richter selber kaum eigene Ermittlun- 
gen angestellt. Die Zeugen hat der D. alle 
selber angeschleppt. Und wir mußten uns 
jedesmal drum kümmern, daß die Leute, 
die vor Gericht aussagen sollten, da auch 
hingehen, denn die haben keine schriftli- 
chen Vorladungen erhalten, die sind hier 
nie angekommen. Die Polizisten sind mitt- 
lerweile freigesprochen worden. Jetzt ist 
bloß die Frage, wie weit man D. noch moti- 
vieren kann, Berufung einzulegen. Einer- 
seits ist das eine Geldfrage und andrerseits, 
wie motiviert er ist. Er hat das Verfahren als 
Theater erlebt, in dem die Rollen schon vor- 
her verteilt waren, und er ist da nur noch 
eine Marionette gewesen. 

D. hat die Vorstellung gehabt in 
Deutschland herrscht Demokratie, und er 
muß nur die Wahrheit sagen und dann wird 
Recht gesprochen. Er hat nun erlebt, daß 
das nicht so ist, und seine Erfahrungen mit 
der Demokratie sind jetzt entsprechend. Er 


andere Vietnamesen, hat auch er Deutsch- 
land als Vermischung von DDR und BRD, 
Marktwirtschaft und Aufbruch, als mögli- 
ches Vorbild für Vietnam gesehen. 

D. hat im nachhinein gesagt, daß, wenn 
er gewußt hätte, wie das läuft, er nie eine 
Anzeige gemacht hätte. Und das ist eigent- 
lich auch das, was von seiten der Polizei 
bezweckt war: Den Leuten deutlich zu 
machen, ihr habt hier zu schweigen und 
wenn nicht, dann führen wir euch vor, wie 
das bei uns hier so abgeht. 

Kam die Anzeige gegen D. als Reaktion 
auf seine Anzeige gegen die Polizei? 

So ziemlich. Das ist ja alles an einem 
Tag gelaufen. D. hat eine Anzeige gemacht, 
als er aus dem Krankenhaus kam, da wurde 
seine Anzeige aufgenommen, und wahr- 
scheinlich deckungsgleich ist die Anzeige 
gegen ihn gemacht worden. 

Wenn abzusehen ist, daß jemand sich 
wehrt, wird eine Gegenanzeige gemacht. 

Habt ihr den Eindruck, daß sich die 
polizeilichen Übergriffe in bestimmten 
Bezirken oder polizeilichen Einheiten, bzw. 
Wachen häufen? 

Es ist immer die ganze Direktion Eins im 
Wedding, die es betriffl, dann Pankow. 
Dann haben wir Vorkommnisse vom Baum- 
schulenweg in Treptow. Und dann haben 
wir die Direktion Sieben, Einsatzbereich 
Wohnheime in Hohenschönhausen und 
Marzahn, die für die Razzien zuständig ist 
und wo es zu Vorkommnissen gekommen 
ist. 

Das sind die Sachen, die uns bekannt 
sind. Es betrifft Vietnamesen in diesem Fall, 
aber es betrifft bestimmt auch Obdachlose, 
Linke, andere Gruppen. Wir hatten uns 
immer gewünscht, daß, wenn wir in die 
Öffentlichkeit mit den Sachen gehen, die 
anderen sich mit zu Wort melden und 
sagen: »Wir haben auch die und die 
Sachen«, daß das so ein bißchen wie ein 
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Staatlicher Rassismus 


Zahnrad zusammengefügt wird. Das ist 
nicht die Sache von Vietnamesen, das ist 
eine Sache von Polizeistrukturen, vom 
Umgang mit Minderheiten oder Randgrup- 
pen oder sozialen Gruppen hier in dieser 
Stadt. Es zeigt sich ja im Moment, daß es 
nicht nur in dieser Stadt ist, sondern bun- 
desweit. Nach unseren Veröffentlichungen 
sind ja überall solche Sachen aufgekommen. 

Welche Erfahrungen habt ihr mit der 
Presse und mit der Unterstützung von ande- 
ren Organisationen? 

Wir haben gute Erfahrungen mit den 
Medien, aber die Unterstützung, die wir uns 
erhoffen, haben wir von keinem. Es geht 
dabei nicht nur um personelle Unterstüt- 
zung, sondern daß sie sich wirklich in die 
Diskussion‘einmischen. Denn der Druck, 
der auf uns ausgeübt wird, geht zum einen 
in die Richtung, mir und überhaupt 
»Reistrommel« Unglaubwürdigkeit zu 
unterstellen und zum anderen habe ich den 
Eindruck, daß man versuchen will, das so - 
hinzudrehen: »Reistrommel« denkt sich 
irgendwelche Geschichten aus, geht zu den 
Vietnamesen und sagt, die sollen diese 
Geschichten bei der Polizei erzählen, weil 
wir die Polizei kaputtmachen wollen. Und 
das kam auch bei den Gerichtsverhandlun- 
gen zum Vorschein, daß man das versuch- 
te, also immer wieder: »Kennen sie 
Reistrommel?«, oder »Kennen sie Frau H.?« 

Gerade hier ist das Klima so, daß man 
meinen müßte, die Linken müßten da ein 
bißchen zusammenhalten. Aber im Gegen- 
teil: Die treten einem noch in den Rücken. 
Also die schlimmsten Erfahrungen hier in 
Marzahn habe ich mit der PDS. Die spielen 
das Spielchen mit und verwehren sich über- 
haupt nicht gegen solche Sachen. Im 
Gegenteil, die haben sehr großen Anteil an 
der Vertreibung aus. Marzahn. Und die 
haben auch gar keinen Anteil daran, daß 
das Heim in Marzahn ein bißchen mehr 
geschützt wird oder daß da reingeguckt 
wird, was hier passiert. Die wissen seit zwei 
Jahren, was läuft. Ich habe sehr oft Informa- 
tionen über Übergriffe gegeben und die 
kümmern sich überhaupt nicht. Ich meine, 
in einem Stadtbezirk, wo die PDS gerade so 
stark ist wie in Marzahn, müßte man das 
eigentlich erwarten. 

Wir danken für dieses Gespräch. 


Es stehen noch etliche Verfahren gegen 
Polizisten an. Diese Verfahren sind gefähr- 
det, sofern die Anwälte für die Vietname- 
sInnen nicht bezahlt werden können. Des- 
halb hier die Bitte, die Arbeit von 
»Reistrommel« finanziell zu unterstützen: 

Spenden bitte unter dem Kennwort 
»Reistrommel« auf folgende Konten: 
Postbank Berlin, Konto-Nr. 424262-104, 
BLZ 100 100 10 
Berliner Sparkasse, Kto-Nr. 0 220 005 710, 
BLZ 100 500 00 3 
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LeserInnenbriefe 


Liebe Genossinnen und Genossen! 

Leider sind Euch bei der Darstellung der interna- 
tionalen Kontakte der Sozialrevolutionären 
Arbeiterfront im Antifa Info Nr. 28 einige Fehler 
bzw. Ungenauigkeiten unterlaufen, die das 
Umfeld der Nouvelle Resistance als Netzwerk 
erscheinen lassen und Brüche und Fraktionierun- 
gen ignorieren. So entsteht tendenziell das Bild 
einer umfassenden internationalen Zusammmen- 
arbeit im nationalrevolutionären Bereich und 
einer weitgehenden ideologischen Vergleichbar- 
keit nationalrevolutionärer und neurechter Posi- 
tionen. Beides ist so nicht zutreffend, deshalb im 
Folgenden einige Anmerkungen. 

Die von Euch als FREUNDE DES NEUEN SLO- 
WENIENS vorgestelllte Gruppe heißt in Wirk- 
lichkeit FREUNDE DER NEUEN SLOWENI- 
SCHEN KUNST. Unter dem Logo NEUE SLOWE- 
NISCHE KUNST (im Original Deutsch) agiert seit 
Beginn der 80er Jahre eine Gruppe slowenischer 
Künstler verschiedener Richtungen (das Thea- 
terensemble RED PILOT, die Malergruppe 
IRWIN, die Tekkno-Band LAIBACH u.a.), die mit 
künstlerischen Mitteln eine Verknüpfung slowe- 
nischer Nationalmythen mit Elementen sowohl 
des sozialistischen Realismus als auch des völki- 
schen heroischen Realismus (Blut und Boden) 
und nationalbolschewistischen Ideologieelem- 
tenten versuchen. So erklärt sich die Mitwirkung 
des LAIBACH-Mitgliedes JEAN NOVAC in die- 
sem Fanclub, der zugleich Teil des internationa- 
len nationalrevolutionären Netzes ist. 

Es hieße allerdings die Bedeutung der NOUVEL- 
LE RESISTANCE unzulässig zu vergrössern, wenn 
sie für die Gründung dieses Fanclubs, der in 
Frankreich zugleich das Fanzine L’APPEL DU 
CERF (der Hirschschrei) herausgibt, verantwort- 


lich gemacht wird. Zwar gibt es durchaus ' 


umfangreiche Kontakte zwischen beiden Grup- 
pen, doch haben sich diese Fans von LAIBACH 
eigenständig zusammengefunden. Ihnen geht es 
einerseits um die Schaffung einer neuen (faschi- 
stischen) Ästhetik aber gleichzeitig auch um die 
Herausbildung eines neuen Lebenstils, einer 
neuen multimedialen Kultur und einer neuen 
Form des Denkens. Es ist im Prinzip der Versuch 
einer Neuauflage der Verbindung von künstleri- 
scher Avantgarde mit dem Faschismus wie er 
historisch bereits durch den italienischen Futuris- 
mus oder Literaten wie EZRA POUND oder 
WYNDHAM LEWIS und zahlreiche andere ver- 
sucht wurde. 

Folgerichtig ist auch Eure Annahme falsch, der 
FUTURISME EUROPEEN REVOLUTIONAIRE 
(Europäischer Revolutionäre Futurismus) sei von 
der Nouvelle Resistance gegründet worden. Die 
genannte Gruppe ist die Schöpfung des französi- 
schen Musikers JEAN-MARC VIVENZA, der seine 
Industrial-Band OEUVRE BRUTISTE ideologisch 
in die Tradition des Futurismus stellt. Gleiches gilt 
für die von ihm seit 1989 herausgegebene Zeit- 
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Leserinnen- 


briefe 


Die Briefe Geben immer die Meinung 
der Schreiberinnen wieder. Auch 
WENN Wir EINE ANdere Meinung 
haben, wird der Brief un- 
kommentiert abgedruckt. 
Lediglich fakrische 

Fehler probieren wir 
Richrigzustellen. 


schrift VOLONT FUTURISTE. Zwar gibt es auch 
zwischen den Gruppen um VIVENZA und den 
Nationalrevolutionären und der angeblich Neuen 
Rechten vielfältige Verbindungen, doch beruhen 
diese nicht auf Abhängigkeitsverhältnissen. 
Zwar ist CHRISTIAN BOUCHET, Kopf und Füh- 
rer der NOUVELLE RESISTANCE; bis 1988 Mit- 
glied der GRECE, der neurechten Denkfabrik 
gewesen, doch wurde er dann ausgeschlossen. 
Die bis Ende der 80er Jahre intensiven Kontakte 
des GRECE zur TROISIEME VOIE (Dritter Weg), 
der Vorgängerorganisation der NOUVELLE RESI- 
STANCE um JEAN-GILLES MALLIARAKIS, kühl- 
ten seit dieser Zeit deutlich ab. Schon diese Tat- 
sache deutet darauf hin, daß die Zusammenar- 
beit zwischen Nationalrevolutionären und 
»Neuer Rechter« so ungetrübt nicht verlaufen 
kann. 

Gleiches gilt für den ideologischen Bereich. 
Zwar ist das Ziel beider Strömungen, ein europäi- 
sches Reich zu schaffen, doch gehen die Vorstel- 
lungen über dessen Ausgestaltung weit auseinan- 
der. ALAIN DE BENOIST z.B. hat starke Vorbe- 
halte gegenüber den Vorstellungen von JEAN 
THIRIART, der einen zentralistisch geleiteten 
eurasischen Kontinentalblock schaffen wollte. 
THIRART wiederum ist die zentrale Leitfigur der 
französischen Nationalrevolutionäre und ihrer 
Freunde im internationalen Netzwerk EUROPÄI- 
SCHE BEFREIUNGSFRONT. THIRARTS Ideolo- 
gie allerdings ist keinesfallls brauchbar für das 
von Euch angeführte »Europa der hundert Flag- 
gen. Er vertrat selbstverständlich auch nicht 
einen »national Kommunalismus« (Was, bitte, 
soll das sein??), sondern einen »nationalen Kom- 
munitarismus«, was lediglich ein anderer Aus- 
druck für den altbekannten Nationalbolschewis- 
mus ist. 

Die von Euch namentlich nicht benannte »Orga- 
nistation aus Moskau« ist die NATIONALBOL- 
SCHEWISTISCHE FRONT um LIMONOV und 
DUGIN. Der Schriftsteller LIMONOV kommt 
nicht aus der ehemaligen KPdSU, sondern hat 
lange in Frankreich im Exil gelebt. Dort hat er 
allerdings Kontakte zur französichen KP gehabt, 
zugleich aber auch für faschistische Zeitschriften 
wie CHOC DU MOIS gearbeitet. DUGIN seiner- 
seits hat in der Vergangenheit zwar intensive 
Kontakte zur NOUVELLE DROITE und spezielle 
zu ALAIN DE BENOIST gehabt, so redete er beim 
nationalen Kolloquium des GRECE, doch hat 
seine nationalbolschewistische Option zum 
scharfen Bruch mit derm GRECE geführt. Ein 
Bruch, der andere nach sich zog. So trennte sich 
in diesem Zusammmenhang DE BENOISTs 
langjähriger Weggefährte ROBERT STEUCKERS 
von ihm und es kam zu Austritten von Funk- 
tionären, die sogar zum Direktorium des GRECE 
gehörten. 

Die Aufzählung der Mitgliedsgruppen der 
EUROPÄISCHEN BEFREIUNGSFRONT erweckt 


den Eindruck eines reibungslosen europäischen 
Netzwerkes. Ich hätte es begrüßt, wenn die 
Bruchpunkte innerhalb dieses Netzwerkes 
zumindest genannt worden wären. So hat sich 
die stärkste Gruppe, der belgischen PCN, wieder 
vom Netzwerk getrennt, da er die pro-islami- 
schen Tendenzen besonders der französichen 
und italienischen Mitgliedsgruppen nicht mittra- 
gen wollte. 

Kontakte nach Deutschland gibt es von der 
EUROPÄISCHEN BEFREIUNGSFRONT aller- 
dings nicht nur zur SOZIALREVOLUTION-REN 
ARBEITERFRONT: Die von Euch zitierte LUTTE 
DU PEUPLE meldete auch Gespräche mit den 
JUNGEN NATIONALDEMOKRATEN, die zur 
Gründung einer deutschen Sektion führen soll- 
ten. Es könnte also spannend werden, ob die seit 
längerem zu beobachtende Radikalisierung der 
NPD auch zu einer offenen Zusammenarbeit mit 
der SrA führt. 

Ansonsten fand ich die letzte Ausgabe sehr infor- 
mativ. Weiter so. V.W. 


Leserbrief zu Eurem Leitartikel »Nach der 
Wahl...«, Antifa-Info Nr. 28/94 

Es ist okay, wenn Ihr Gewalt gegen Lesben und 
Schwule im Antifa-Info nicht thematisiert, weil 
diese Gewalt - im Gegensatz zu rassistisch-neo- 
nazistischer Gewalt — andere Ausgangspunkte 
hat und eher dem gewalttätigen Sexismus zuzu- 
ordnen ist als dem Faschismus; zudem sich die 
Täter zu 80% nicht dem rechtsradikalen Umfeld 
zuordnen lassen. 

Es ist gebongt, daß es angesichts eines Kühnen, 
eines Brehls oder eines Althans schwer ist, eine 
Debatte über Homosexualität und Nationalso- 
zialismus zu führen. Diese Debatte muß nicht im 
Antifa-Info laufen. Eine solche Debatte kostet viel 
Zeit und viel Platz und Ihr werdet wegen Eurer 
sonst so hervorragenden Arbeit andere Prioritä- 
ten haben. 

Es ist auch noch nachvollziehbar, daß aus einer 
linken heterosexuellen Sicht, die Arbeit der über- 
wiegend bürgerlich-orientierten Schwulenbewe- 
gung schwer verständlich ist und es -— dem 
Anschein nach - wenig Berührungspunkte gibt. 
Aber, ist es zuviel verlangt, in einem grundsätzli- 
chen Leitartikel, wie im Antifa-Info 28 gesche- 
hen, wenn man die Opfergruppe des NS-Faschis- 
mus aufzählt, die Gruppe der Homosexuellen 
mit zu erwähnen? Ist es wirklich zuviel verlangt, 
dort neben Jüdinnen und Juden, Sinti und Roma, 
Kommunistinnen, Sozialdemokratinnen oder 
sogar HumanistInnen, das Wort ‘Homosexuelle’ 
(12 Buchstaben) oder ‘Lesben und Schwule’ ( 16 
Buchstaben) mit dazu zu schreiben? 

Habt Ihr denn gar nicht bemerkt, wen Ihr sonst 
noch »vergessen« habt: Behinderte Menschen! 
Die Euthanasieopfer des »Dritten Reiches«. 
Wenn Ihr schon anstatt »NS-Opfergruppen« zu 
sagen, die Opfergruppen im einzelnen aufführt — 
was richtig ist - so ist das » Vergessen« bestimm- 
ter Gruppen kein Versehen, sondern ein Versa- 
gen. Euer Leitartikel wird damit zur Farce. Sätze 
wie »Die Erinnerung soll in einem Land weichen, 
dessen Bevölkerung nie die eigene Geschichte 
verarbeitet, sondern verdrängt hat«, oder »Das 
Neue entsteht nicht im Studierzimmer, sondern 
in permanenter Auseinandersetzung in der Pra- 
xis«, werden zu Worthülsen. 

Klar kann man als weiße, heterosexuelle, nicht- 
behinderte Deutsche keine Ahnung haben wases 
heißt, praktisch als Minderheit hier zu leben, 
aber dann sollte man das Maul auch nicht zu weit 
aufreißen. 

»Totgeschwiegen — Totgeschlagen« steht auf 
einem unserer Denkmäler am Nollendorfplatz. 
Es ist peinlich im Jahr 1994 daran erinnern zu 
müssen. J.D. 
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Neonazis 


Wahlschlappen, Verbote und 
Untergrund 


Ein aktueller Überblick über die Neonazi-Szene 


»Lange mühevolle Jahre wird es brauchen, bis Deutschland sich endgültig der Fesseln entledigt, die es an den 
Marterpfahl der Geschichte binden.«: Diesen Worten aus der Abschiedsrede des ehemaligen SS-Mannes und 
Ex-Bundesvorsitzenden der Republikaner, Franz Schönhuber, werden sich heute wohl alle Rechten in Deutsch- 
land anschließen - vorausgesetzt man ersetzt das »Deutschland« in Schönhubers Zitat durch »die Rechte«, 
was die Leute schwarz/brauner Coleur insgeheim sowieso gleichsetzen. Solange der Holocaust noch nicht aus 
der Erinnerung getilgt ist oder zumindest relativiert wird als eines »unter vielen Verbrechen der Weltge- 
schichte«, haben Hitlers Enkels als eigenständige Kraft noch keine Chance. 


Im Jahr des Gedenkens an Befreiung der 
deutschen Konzentrations- und Vernich- 
tungslager haben die Geschichtsleugner der 
Nazis schlechte Karten. Die Bundesregie- 
rung und ein Teil der Medien schieben Hit- 
ler die alleinige Schuld zu (wie jüngst 
Rudolf Augstein im Spiegel) und waschen 
somit die Wehrmacht und die jubelnde 
Bevölkerung rein. Im Jahr 50 nach 
Auschwitz kommen sie nicht umhin, den 
Opfern und den letzten Überlebenden der 
Todesfabriken offiziellen Tribut zu zollen. 

Dabei haben die »Geschichtsrevisioni- 
sten« der Nazis einige bündnispolitische 
Fortschritte gemacht. Der einst als seriös 
geachtete Berliner Professor Dr. Ernst NOLTE 
entwickelt sich zum Flaggschiff der 
Geschichtsverdreher und wird dafür von 
den Nazi-Strategen gelobt: Er habe sich 
„zweifelsfrei Verdienste um unsere politi- 
sche Kultur erworben«2 schrieb Rolf Kosiek 
von der GESELLSCHAFT FÜR PUBLISTIK. 

Die Schlips- und Kragenfaschos, wel- 
che sich von schnellen Wahlerfolgen Ämter 
und Pöstchen erhofft haben, sind ent- 
täuscht. Durch die REPs geht ein tiefer Riß, 
das Geld ist knapp, aber der neue Vorsit- 
zende SCHLIERER will dafür sorgen, daß die 
Partei nicht mehr vom Verfassungsschutz 
beobachtet wird. Der etwas schwächere 
Flügel um seinen Stellvertreter Rudolf KrAU- 
se aus Sachsen-Anhalt wird da wohl eher für 
das Gegenteil sorgen. Erfolgversprechender 
aus rechter Sicht ist dagegen schon das Pro- 
jekt einer »Haiderisierung” der maroden 
FDP durch die Berliner Law- and Order- 
Fraktion um Rainer ZITELMANN (siehe 
Seite 8). Solange nichts so richtig klappt, 
bleibt die Hoffnung auf das Ausland. Von 
einem Erfolg des Austrofaschisten Jörg Hai- 
der erhofft sich die Rechte Aufschwung für 
die eigene Position und endlich eine Eini- 
gung ihres zersplitterten Spektrums. 

Die militanten Neonazis haben Onkel 
Helmut geholfen, die Republik nach rechts 
zu schieben und das Asylrecht abzuschaf- 


fen. Im Moment sind 
die Widersprüche 
zwischen Nazis und 
Konservativen stärker 
als die Gemeinsam- 
keiten, jetzt stehen 
weitere Verbote ins 
Haus. Die Nazi-Szene 
wird in ihrer Entwick- 
lung gehemmt, bis 
wieder eine Phase 
kommt, in der .die 
Gemeinsamkeiten im 
Vordergrund stehen. 
Dann wird sich eine 
neue Eskalatations- 
welle entwickeln, hef- 
tiger als die Pogrom- 
welle der Jahre 91-93. 

Die Situation unter 
der Jugend wird im 
Osten nach wie vor 
dominiert von einer 
rechten Subkltur. 
Auch die Intensität des 
Straßenterrors ist nicht 
allzuviel zurückge- 
gangen. 

Für die Kader ist es 
auf Grund der Verbotssi- 
tuation schwieriger geworden, Mitläufer 
organisatorisch anzubinden. Jetzt wird 
deutlich sichtbar, wie wichtig Aufmärsche 
und große Versammlungen für den inneren 
Zusammenhalt der Faschos sind. Gegen 
FAP und NATIONALE LisTE laufen die Verbots- 
anträge schon seit geraumer Zeit, neu sind 
die Vorhaben die HNG (Hilfsgemeinschaft 
für nationale Gefangene), die DEUTSCHEN 
NATIONALISTEN (DN), die JUNGEN NATIONAL- 
DEMOKRATEN (JN) und die DIREKTE AKTION 
MITTELDEUTSCHLAND/JF zu verbieten. 

In solch einer Zeit sind die Gazetten der 
Rechten natürlich voll von schwülstigem 
Geseier: Übrigbleiben würden die » Träger 
unvergänglicher Werte und Pioniere einer 
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Günter Deckert (NPD) und Axel Schunk (W]J) 


neuen Zeit« (FAP über FAP). Der Staat habe 
ihnen, »dem Volk den Krieg« erklärt. Damit 
letzte Mißverständnisse ausgeräumt wer- 
den, wer denn nun das Volk sein solle, 
schieben sie hinterher, daß es sich natürlich 
»nicht um das träge Millionenheer der Lin- 
denstraßen verblödeten Bundesspießbürger 
handelt, die unsere ganze Verachtung ver- 
dienen.«3 

Eine Entwicklung, die es zu beobachten 
gilt, sind die HAMMERSKINS. Seit etwa einem 
Jahr sind bekannte Neonazis aus Branden- 
burg und Berlin dort aktiv. Den Kern bildet 
eine »Bruderschaft«, die neue Mitglieder 
erst nach Anwiärterzeit aufnimmt. Ihr 
Schwur gilt dem Erhalt »der arischen 
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Neonazis 


Hans-Peter Krieger, SS-Siggi Borchard (FAP), Sascha Wagner (JN), Kai Dalek (GäNF) 


Rasse«. Formell stammt dieses Modell aus 
den USA, doch es unterscheidet sich in 
Nichts von den Organisationsformen der 
anderen Kader in der BRD. Hammerskins 
bringen ihre Fanzines teilweise ohne 
Impressum und Bestelladresse heraus, die 
Verteilung und Mobilisierung zu Konzerten 
läuft unter der Hand. 


Auffangorganisation NPD 


Als Auffangorganisation bietet sich vor 
allem die NPD an. Insbesondere an der Per- 
son des stellvertretenden NPD-Bundesvor- 
sitzenden Wolfgang NAHRATH aus Stolberg 
bei Aachen werden diese Bemühungen 
deutlich. Im Dunstkreis des ehemaligen 
Vorsitzenden der WikınG JUGEND befindet 
sich der Hauptsitz der JN. Nahrath steht für 
die Eingliederung von Mitgliedern verbote- 
ner Parteien in die völlig überalterte NPD. 


Das Kadernetz der Neonazis hat 
sich vergrößert 


Insgesamt hat sich ein bedeutend größe- 
res Nazi-Kadernetzwerk als vor zwei Jahren 
stabilisiert. Die Zusammenarbeit ist intensi- 
ver als je zuvor. Die Tendenz der politi- 
schen Kader, sich in verdeckt operierenden 
Zirkel zu organisieren war schon desöfteren 
Thema im Info und hat sich bestätigt. 

Es ist nicht übertrieben zu sagen, daß 
die alten Abgrenzungen heute in der Regel 
nicht mehr gültig sind. Die Kader haben 
sich in verschiedenen Zirkeln, Zellen und 
Abteilungen organisiert. 

Auf regionaler Ebene verbreitern sich 
DEUTSCHE FREUNDESKREISE und NATIONALE 
STAMMTISCHE, bestehend aus Angehörigen 
verschiedener Gruppen. Hier kommen in 
der Regel VertreterInnen unterschiedlicher 
Fraktionen zusammen. Überregional ist die 
Szene durch ein umfassendes Kommunika- 
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tionsnetz miteinander verbunden. Dazu 
gehören nicht nur die »Nationalen Info- 
Telefone«, sondern vor allem die sieben 
Computer-Mailboxen des »Thule-Netz- 
werkes«. Sie erlauben eine unkontrollierba- 
re Kommunikation untereinander, zumal 
die Nachrichten mit einem Verschlüsse- 
lungsprogramm nur für den Empfänger les- 
bar sind. Die Benutzung der interneren Ebe- 
nen der Mailbox ist nur nach vorheriger 
Anmeldung möglich, Benutzer werden 
überprüft. 

Fraktionsübergreifend wird an verschiede- 
nen weiteren Projekten gearbeitet: 

- bei der Expansion Richtung Osteuropa, 
mit den Schwerpunkten Kaliningrad und 
Slask (Schlesien), 

- bei der Verbreitung des »Geschichtsrevi- 
sionismus«, 

- in der Anti-Antifa (siehe Artikel), 

- im Werwolf-Netzwerk paramilitärischer 
Gruppen, 

- bei der Rekrutierung von Söldnern in das 
Bürgerkriegsgebiet des ehemaligen Jugosla- 
wiens. 

Die Tendenz geht deutlich in die Rich- 
tung, das Gemeinsame in den Vordergrund 
zu stellen und verschiedene Vorstellungen 
zu akzeptieren. »Verschiedene Wege 
führen zur Macht. (...) Zuerst der breite Weg 
der politischen Bewegung, die mit offenem 
Visier kämpft und die Massen gewinnt. (.:.) 
Ein zweiter Weg ist der Staatsstreich, ausge- 
führt durch eine entschlossene Minder- 
heit«4. Für beide Wege brauche es Elitebil- 
dung, und die ist nach Ansicht aller Strate- 
gen der Nazis noch lange nicht abgeschlos- 
sen. In der zweiwöchentlich erscheinenden 
Zeitung “Europa vorn‘, herausgegeben von 
Manfred RouHs aus Köln, finden sich ähnli-' 
che Überlegungen: Ein Diskussionsbeitrag 
ruft zur »Gründung politischer Hinterzim- 
mer auf (...), da rechte Parteien immer zur 
ideologischen Verengung« beitrügen. Der 
Herausgeber antwortet, daß eher »Aktivitä- 


ten mit Außenwirkungen angesagt seien, 
weil wir zu wenige sind.« Streitpunkt ist 
auch die Art und Weise des Kampfes, der 
eine ruft dazu auf, auf politische Gewalt zu 
verzichten, Rouhs gibt zu bedenken, daß 
»dem nicht alle Hinterzimmer folgen wer- 
den«. 5 

Gerade von der paramilitärischen Struk- 
tur ist in nächster Zeit einiges an Terror zu 
erwarten. Die Briefbombenkampagne der 
österreichischen Neonazis ist nur als 
Anfang zu werten. Die HNG und die Natio- 
nale Liste riefen im Januar 95 dazu auf, die- 
ses Jahr »11 Briefe« zu Ehren des inhaftier- 
ten Gottfried Küssels zu schicken, nachdem 
die ersten 10 Briefe (93) schon so ein Erfolg 
gewesen seien. Unterdessen erschütterten 
im Februar zwei weitere Bomben Öster- 
reich und kosteten vier Romas das Leben. 

Eine weitere Tendenz wird die Verlage- 
rung von Aktivitäten ins benachbarte Aus- 
land sein. Sämtliche Gruppierungen der 
Neonazis haben ihre Kontakte in die Nach- 
barländer erheblich verbessert. Die Pleite 
des Anführers der verbotenen NF, Meinolf 
SCHÖNBORN, in Dänemark war zwar so nie- 
derschmetternd, daß nun auch sein Gastge- 
ber Thies CHRISTOPHERSEN umziehen muß, 
jedoch Richtung Osten sind noch einige 
Möglichkeiten offen, von da wird schon 


Christian Worch und Kroatien-Söldner 
Thomas Hainke 


heute ein erheblicher Teil der Nazi-Propa- 
ganda versendet. 

An der Gefährdung durch Neonazis hat 
sich nichts geändert. Ihre Aktivitäten errei- 
chen lediglich keine Spitzenwerte, wie in 
den Jahren nach der deutschen Vereini- 
gung. Es bleibt ein Potential, daß jederzeit 
mobilisierbar ist, besonders dann, wenn die 
große Politik, wie während der Anti-Asyl- 
kampagne, die Voraussetzungen ermög- 
licht. 


1) Rede Schönhubers auf dem Parteitag der REPs am 
16./17.12.94 
2) Das freie Forum, GfP, 10-12/94 
3) Junges Franken 4/94 
4) Vorderste Front, Theoriezeitschrift des Nationalde- 
mokratischen Hochschulbundes, Ende 1994 
5) Europa Vorn Dez. 94 
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Kein Durchblick im Einblick- 


».„.es kann nicht Aufgabe des Gerichtes sein, 
fehlende Ermittlungen nachzuholen...« 


Prozeß 


Einblick-Prozess 


..mit diesen Worten aus der Urteilsbegründung verpaßte ein sichtlich verärgerter Richter Staatsanwaltschaft 
und Ermittlungsbehörden eine Ohrfeige. Im Jahre eins nach dem Mannheimer Deckert-Urteil lassen Teile der 
deutschen »Rechtspflege« kaum eine Gelegenheit aus, ihr ohnehin angekratztes Image weiter zu ramponie- 
ren: Gemeint sind die Ermittlungen gegen die MacherInnen des Anti-Antifa-Hetzblattes »Der Einblick«: Haar- 
sträubende Pannen, nicht wahrgenommene Ermittlungsansätze, Falschinterpretationen und Desinformatio- 
nen. Der Prozeß fand im Januar 1995 vor dem Jugendschöffengericht in Groß-Gerau statt. Das höchste Urteil 
wurde gegen den maßgeblichen Hersteller der Hetzschrift Norman KEMPKEN ausgesprochen: Zwei Jahre ohne 
Bewährung. Für den Tatvorwurf der Nötigung ist das ohne Zweifel ein ausgesprochen hartes Urteil, doch die 
Ermittler haben der Anti-Antifa einen Persilschein ausgestellt: Es lägen keine engen organisatorischen Ver- 


knüpfungen vor. 


Zur Erinnerung: Ende November 1993 
brachten Neonazis die Zeitschrift »Der Ein- 
blick” in Umlauf. Auf 40 Seiten wurden die 
Adressen von mehr als 250 AntifaschistIn- 
nen genannt. Im Vorwort und in weiteren 
Ausführungen finden sich verbalradikale 
Platitüiden und kaum verhohlene Gewal- 
taufrufe. Die Rede ist von »der endgültigen 
Ausschaltung der politischen Gegner”. In 
der Öffentlichkeit wurde das Blatt als die 
»Todesliste der Neonazis« gehandelt. 

Schnell wurde klar: ‘Der Einblick“ war 
weder eine isolierte Einzelaktion noch das 
Produkt einiger weniger. Im Gegenteil: Der 
Einblick war ein seit dem Sommer 1992 
geplantes bundesweites Projekt der AnTı- 
ANTIFA. Die Leute, die dieses Projekt koor- 
dinierten und ausarbeiteten, sind, von 
wenigen Ausnahmen abgesehen, wohlbe- 
kannte Funktionäre des militanten Neofa- 
schismus. Bei einigen von ihnen kommen 
unübersehbare Kontakte ins rechtsterroristi- 
sche Spektrum hinzu. 


' DER 
"EINBLICK 


Die nattonalistiache Widerstandazeit 
gegen zunehmenden Botfront- iu Anarch or 


Jetzt ist Sa III 


Daß es überhaupt zur Eröffnung des 
Hauptverfahrens gekommen ist, lag am 
allerwenigsten an der BUNDESANWALTSCHAFT 
(BAW) und den Ermittlungsbehörden. Kurz 
nach Erscheinen des Einblicks zog die BAW 
die Ermittlungen an sich und präsentierte 
zwei Festnahmen: den Betreiber des 
»Nationalen Infotelefons« (NIT), Michael 
PETRi, und Sascha CHAvss-Ramos. Die bei- 
den hatten seit geraumer Zeit über das NIT 
dazu aufgerufen, Informationen für den Ein- 
blick zu sammeln. Doch schon am Tag dar- 
auf wurden beide wieder freigelassen. 
Damit schien die gesamte Angelegenheit 
für die BAW erledigt zu sein. 

Dabei mangelte es nicht an offenkundi- 
gen Hinweisen. Der Wiesbadener Stefan 
CuMic initiierte und leitete als damaliger 
geistiger Kopf der GESINNUNGSGEMEINSCHAFT 
DER NEUEN FRONT (GdNF) im Rhein-Main- 
Gebiet das Einblick-Projekt. Seit Sommer 
1992 warben Anzeigen in einschlägigen 
Zeitschriften und Rundschreiben. Als Kon- 
taktanschrift war das Postfach Cumic’s in 
Wiesbaden angegeben. 


Erst nachdem Cumic durch antifaschi- 
stische Öffentlichkeitsarbeit in Bedrängnis 
geriet, und erst nachdem er in der Presse 
öffentlich zugegeben hatte, Initiator des 
»Einblicks« gewesen zu sein, regten sich die 
Ermittler wieder und verhafteten ihn. Noch 
am selben Tag machte er umfangreiche 
Aussagen, in denen er die komplette Redak- 
tionsgemeinschaft und ihre Helfershelfer 
beim Namen nannte. Die Folge waren meh- 
rere Hausdurchsuchungen und vier vorü- 
bergehende Festnahmen: Gegen den 
hauptsächlichen Motor bei der Erstellung 
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Norman Kempken vor und während des 
Prozesses 
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Einblick-Prozeß 


>. Ten an. Neonazikreisen aktiv. Er gehört seit 


Jahren zum engeren Umfeld der Verbote- 


Hilrsceme SCHAFT OR NATIONALE POLITISCHE 
GEFANGENE (HNG), verbindet ihn ein Mut- 
‚Seit 1991 war er 
außerdem Mitglied der CDU, ‚dieihn nach . 


ter-Soh Verhältnis. 


seiner Verhaftung ‚ausschloß.. Spätestens 
‚Anfang 1993 stieß er zur Einbl ick- Redakti- 
on und dominierte das Projekt, Er ist ein 


Anti-Antifa-Aktivist der ersten Stunde. Seit 


1992 versuchte er unter falschem Namen 


Material von Antifa- Gruppen, u.a: vom. : 


‚ Antifaschistischen Infoblatt, zu bestellen. 

z Noch im Juni 1993 bekam er einen 
he ıstoffiziellen Freibrief ausgestellt. 
Nachdem ‚Antifaschistinnen die Scheiben 
seiner Wohnung einschlugen (vorausge- 
gangen war. eine Brandstiftung an einer 
. ‚Flüchtlingsunterkunft in seiner Nachbar- 
schaft) erklärte die Kriminalpolizei Rüs- 
selsheim, über Kempken seien »keine 
rechtsgerichteten Aktivitäten« bekannt. 


* Stefan CUMic, 23, war: lange jahre 


führender Kopf der GdNF in der Rhein- 
Main-Region und seit 1992 Äntreiber der 
‚hiesigen Anti-Antifa, Er brachte schon im 
. Dezember 1992 ein Anti-Antifa-Blatt 
namens «Nationale Aktion« heraus, wel- 
ches er. im Prozeß als «Vorläuferblatt des 
 Einblicks« bezeichnete. Durch seine Aus- 
sagen kam der Einblick-Prozeß überhaupt 
erst ins Rol len. Auch vor Gericht zeigte er 


‚sich sehr gesprächig. Wenn jedoch die 
Sprache auf. neofaschistische Organisie- 
rung und deren Drahtzieher kam, befiel 
ihn zusehends ‚der Gedächnisschwund. Er. 


versuchte, die Schuld auf Kempken ‚abzu- 
wälzen us se Projekt : zu vario, 


: lichst g geringes Stralmaß für sich zuerrei- 
chen. Trotzdem galt er für das ee als 


* Eberhard: Herenoent, 64, stammt a aus 


ne Der NSDAP/AO- = 
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Norbert Weidner (FAP), Michael Petri (DN) und Andreas Gängel (v.l.n.r) 


des Einblicks, den Rüsselsheimer Norman 
KEMPKEN, erging Haftbefehl. 

Für die Behörden ergab sich durch die 
Aussagen und durch vorliegendes eindeuti- 
ges Material ein relativ genaues Bild über 
den Organisierungsgrad der Anti-Antifa und 
der »Einblick-Redaktion«: Es war ein 
gemeinsames Projekt von Kadern verschie- 
dener Neonazi-Organisationen, für die 
Ermittler war keinerlei organisiertes Vorge- 
hen festzustellen. 

Die aufsichtsführende Bundesanwalt- 
schaft stellte die Ermittlungen wegen eines 
Organisationsdeliktes (»kriminelle Vereini- 
gung«) ein und übergab das Verfahren im 
April 1994 an die Staatsanwaltschaft Darm- 
stadt, an. Staatsanwalt DR. KÖBLER. Dieser 
ging noch einen Schritt weiter und stoppte 
schon nach wenigen Wochen die Ermitt- 
lungen gegen mehrere Personen der Ein- 
blick-Riege. Ihr Verfahren wurde mit der 
Begründung: »kein hinreichender Tatver- 
dacht« eingestellt. 

Dabei hat Dr. Köbler, wenn es denn um 
Organisationsdelikte geht, in der Vergan- 
genheit schon einen ausgesprochenen 
Ideenreichtum an den Tag gelegt. In einem 
Verfahren gegen Linke ließ er bei einer 


Silke Wunderlich versuchte, in Antifa- 
Kreisen zu spionieren 


Hausdurchsuchung eine Diskette beschlag- 
nahmen, auf der nur der eine Satz »Verpiß 
dich, Bulle« abgespeichert war. Für 
Dr.Köbler ein Grund, die Ermittlungen an 
die BAW weiterzuleiten wegen »Anfarigs- 
verdacht des 129a« (Bildung einer terrori- 
stischen Vereingung). 


Kein organisiertes Vorgehen in 
Sicht? 


Die Methode die BAW und Staatsan- 
waltschaft Darmstadt anwendeten, um ein 
Organisationsdelikt aus der Welt zu schaf- 
fen, ist äußerst simpel: Von ursprünglich 10 
Beteiligten ziehe ich acht ab, es bleiben 
zwei und die können gar keine Vereinigung 
sein, denn dazu brauch’ ich drei: Deutsches 
»Rechts«-Latein für Fortgeschrittene. 

So blieben am Ende nur noch Cumic 
und Kempken als Hauptangeklagte übrig. 
Wegen »Tatbeihilfe« wurden die 20-jährige 
Karin Mayer aus Rüsselsheim, die den Ein- 
blick gefaltet, geheftet und versandfertig 
verpackt hatte, sowie der 64jährige Drucker 
Eberhard Hefendehl angeklagt. Gegen die 
anderen sechs wurden die Ermittlungen 


Die Anti-Antifa 
und der Einblick 


Drahtzieher und Hintergründe 


Zweite aktualisierte Auflage | 
Eine Broschüre über das 
Rhein/Main-Gebiet und mehr! 


Hintergründe und Zusammen- 
hängel 


zu bestellen bei: 
Bildungswerk Anna $Seghers 
Werderstr.8 

65195 Wiesbaden 


Einzelbestellung: 4.- DM + 2.- DM Porto, ab 20 
Stück 3,50 DM, ab 50 Stück3.- DM, nur Vorkasse 
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Kai Dalek (GdNF) und Sascha Chaves-Ramos 


eingestellt, und sie wurden -mit einer Aus- 
nahme - im folgenden nicht einmal als Zeu- 
gen herangezogen. 

Welches Maß an Ignoranz für so ein 
Vorgehen nötig gewesen sein muß, zeigtein 
Blick auf die Personen die am Einblick 
direkt und indirekt beteiligt waren. (siehe 
Kasten) 


Ein Prozeß mit vertauschten Rol- 
len 


Schlußendlich begann der Prozeß vor 
dem Jugendschöffengericht in Groß-Gerau 
mit einer groben Entgleisung des Staatsan- 
waltes Dr. Köbler. Bei der Beschreibung der 
Titelseite des »Einblicks« sprach er von 
einem dort abgebildeten »Neger«. Dies war 
allerdings auch nur noch ein weiterer Hin- 
weis darauf, daß dem Herrn Dr. Köbler jede 
Sensibiltät im Umgang mit dem Thema 
»Rechtsextremismus« zu fehlen schien - um 
es mal vorsichtig ausdrücken. 

Die Fragen nach den organisierten 
Zusammenhängen innerhalb der Anti-Anti- 
fa und des Einblick-Projektes wurden aus- 
schließlich von der sehr engagierten und 
sehr gut informierten Nebenklagevertrete- 
rin zur Debatte gestellt. 

Die Nebenklage, der eigentlich nur 
einen beobachtende Rolle zugedacht ist, 
übernahm faktisch die Rolle der Staatsan- 
waltschaft. Sie war die einzige, die bei den 
Zeugen wie auch bei den Einlassungen von 
Cumic nachhakte und versuchte ein Bild zu 
zeichnen. Mit zunehmender Dauer ent- 
stand ein Prozeß mit vertauschten Rollen. 


Dr. Köbler übernahm mehrfach faktisch 
die Rolle der Verteidiger, indem er der 
Nebenklage ins Wort fiel und Fragen als 
»nicht prozeßrelevant« zurückwies. Die 
Ausführungen des Dr. Köbler gipfelten 
darin, daß er der Nebenklage öffentlich vor- 
warf »Verschwörungstheorien aufzustel- 
len« und »nur die Ermittlungsbehörden dif- 
famieren zu wollen«. 


Die Anwälte der Angeklagten (darunter 
der Deckert-Anwalt Ludwig Bock und der 
ehemalige Kühnen-Anwalt Horst LOoEBE) 
konnten dem Treiben deshalb mit einiger 
Gelassenheit zusehen. 

Der Richter war beständig um Aus- 
gleich bemüht und schaffte es auch, den 
Prozeß ohne größeren Eklat über die Bühne 
zu bringen. 

Das Urteil gegen Norman Kempken war 
gemessen an der Anklage drakonisch: Zwei 
Jahre ohne Bewährung für einen Nicht-Vor- 
bestraften wegen Nötigung und Beleidi- 
gung. Cumic bekam ein Jahr auf 
Bewährung, wobei ihm sein Geständnis 
ausdrücklich zugute gehalten wurde. 
Hefendehl muß 3.600 DM Strafe zahlen 
und Karin Mayer -als Jugendliche- 100 
Stunden gemeinützige Arbeit ableisten. 

In der Strafbemessung blieb das Gericht 
sogar noch unter den Anträgen von Dr. 
Köbler, der für Kempken beispielsweise gar 
2 Jahre und 6 Monate ohne Bewährung 
gefordert hatte. Mit dieser Forderung wollte 
Köbler, das war seinem Plädoyer zu ent- 
nehmen, hauptsächlich das »Gewaltmono- 
pol des Staates« festklopfen. Eine politische 
Wertung hatte in seinen Ausführungen so 
gut wie keinen Platz, eindeutig auch man- 
cherlei Formulierungen wie »/EDER, der 
Abschußlisten anlegt, muß wissen ...«. 

Die Anti-Antifa hingegen kann diesen 
Prozeß -trotz der hohen Strafen- als Teiler- 
folg für sich verbuchen. Ihre Struktur blieb 
unangetastet, ihr Organisierungsgrad 
wurde völlig geleugnet. 


Für sie bedeutet dieses Urteil insofern 
einen Persilschein, daß sie sich in Zukunft 
nur sprachlicher Entschärfungen und 
unzweideutiger Formulierungen bedienen 
muß, um ungestraft eben jene »Abschußli- 
sten« unters rechte Volk zu streuen. 

Und auch der Karriere des Dr. Köbler 
hat dieser Prozeß keinen Abbruch getan. Im 
Gegenteil, bereits am nächsten Tag wech- 
selte er ins hessische Justizministerium 
nach Wiesbaden. 
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Einblick-Prozeß 


ht eine Anzeige ; 
n «Nachrichten = 


Se ESSE ssage im P i 
: daraufhin nn 


 Projek in Beröhrung, kommen sollte. Die 
Erstellung des Einblicks an sich wurde von 
ihm natürlich nie in Frage: gestellt. Gegen ; 
& Worch gab es weder. ‚Ermittlungen, noch 
wurde er.als Zeuge geladen. & 
.* Kai Dauex ist der. «Managers de 
: :GANF aus Oberrodach i in Oberfranken und 
. Computerfachmann. Ursprünglich war er 
als. Layouter vorgesehen, nachdem er 
. ‚schon das Vorläuferblatt «Nationale Akti- ° 
on« gestaltet hatte. Anfang 1993 versuchte 
er die Aktivistin Silke WUNDERLICH in Anti- 
fa-Kreise in Nürnberg einzuschleusen, mit 
..dem. klaren Auftrag, dort Adressen von 
 Antifa-Aktiven ‚zusammenzutragen. Dalek 
ist Mitorganisator der neofaschistischen 
| THULE-MAILBOX. ‚ Äuf seinem ‚Computer fan-: 
den die Ermittler schon bei oberflächli- 
i chem Durchsehen (genau wurde nie nach- 
5 gesehen) gespeicherte Daten ‚von: ‚Perso- 
..nen, die im Einblick. genannt waren. Das 
Ermittlungsverfahren gegen ihn wurde im . 
Mai. 1994 a Se 


de: als einzigster 
} ze _—n 
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Einblick-Prozeß 


göte 
Rundeworskzender ‚der. DA- Sehe. = 
S ‚partei Deutsche NATIONALISTEN und einer 
der eifrigsten Trommler der Anti-Antifa. 
. Von seiner Mittäterschaft'waren selbst 
die Ermittler anfangs überzeugt. Trotzdem 
. wurden ihm über 50 beschlagnahmte Dis-: 
Ketten, ungelesenill, schon nach zwei 
Wochen zurückgegeben. Das Verfahren 
gegen ihn wurde im Mai 1994 eingestellt, 
.. Vor Gericht wurde er nicht einmal mehr 
. ‚als Zeuge berücksichtigt. 
* Sascha Chaves-Ramos aus: Mainz, 
war. Anmelder des (mittlerweile abge- 
schalteten) Nationalen Infotelefons (NIT), 
welches schon Monate vor Erscheinen des 
 Einblicks dazu aufrief, Adressen von Anti- 
fas für die Zeitschrift zu sammeln. Ein Ver- 
fahren wegen Mittäterschaft wurde u.a. 
mit dem: Hinweis eingestellt, er habe als 
. .Mitangeklagter im bevorstehenden DA- 
 Nachfolge- Prozeß in Koblenz ein 
ungleich härteres Strafmaß zu erwarten. 
Vom Gericht ungewürdigt blieben 
auch diverse internationale Verbindun- 
gen. Im Frühjahr 1993 beschloß die Ein- 
blick-Redaktion, die Kontaktadresse aus 
.Sicherheitsgründen ins Ausland zu verle- 
gen. Kempken. unterhielt Kontakte zur 
| spanischen Faschistenorganisation CEDA- 
DE, aber Spanien war zu weit entfernt. So 
wandte sich Cumie an den. NSDAP/AO- 
.. ‚Statthalter Gerry Lauck in den USA, der 
ihm. den | bekannten dänischen Neonazi 


te ehrahin das Bostach der: Damon 
NATIONALSOZIALISTISCHEN BEWEGUNG 
(DNSB), die Bestelladresse des «Einblick«. 
‚Ebenso nn ‚blieb ‚die 
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“ 
Nebenklage an einen ermittel 
ten, ob man bei Disketten NO 
Inhalt erkennen können, b 
unbeantwortet. is = 


Telefonüberwachung ‚durchgeführt. 
Denn wäre dies geschehen -so ein 


den Akten festgehalten. Weder die Neben- 
einzigen Vermerk. 


Kontoauszüge und Überweisungsaufträge 
sichergestellt. In keinem einzigen Fall wur- 
den die Empfänger der teilweise fünfstelli- 
gen Summen überhaupt festgestellt. Nur 


Projektes, dessen Nummer den Ermittlern 


Anti-Antifa in 


Die Adressen von Antifas werden in 
einem zentralen Computer gespeichert. Bis 
vor kurzem verwaltete der Neonazi Oliver 
WERNER die Dateien. Werner saß mehrmals 
in Haft, zuletzt wegen des Besitzes von 
Bombenbauanleitungen und Bombenroh- 
lingen. Als am 13. August 1994 die Woh- 
nung des Berliner Neonazis Arnulf PRIEM 
Ziel einer Antifa-Demo war, sammelten 
sich die AktivistInnen der Anti-Antifa auf 
Priems Dachboden sowie in seiner Woh- 


Die Frage der 


‚stufe. eins und: durch. restriktive Bes m- 
mungen berüchtigt, entschuldigte sich mit 


* in ganzen Zeitraum der Ermittlun- 
gen, also von Erscheinen des Einblicks bis . 
zur Anklageerhebung, wurde offensicht- 
lich bei keinem einzigen Beteiligten eine ‚Briefe mit neofaschistischen Parolen wie 
auch eindeutig neofaschistische Musikka- 
.‚setten unbeanstandet de Zensur. 


Beamter vor. Gericht- dann wäre dies in 


klagevertreterin noch der Richter fanden in 


den Akten diesbezüglich auch ı nur einen. ‚noch.etliche Kapitel fortsetzen. 


: ‚chungsstaatlichen Methoden wie Post- und 
 Telefonüberwachung anfreunden können. 
Diese Aufzählung soll nur Vergleichsansät- 


* Bei mehreren Beteiligten wurden 


‚und auch puren Phantasie gewöhnlich 
gegen linke und antifaschistische Gruppen 
me wird, 


eine Ausnahme: Das Konto eines linken. 


Marcus Bischoff (NS-Denkzettel/FAP); Enno Gehrmann (SrA)(o.l.n.r.) 


einem ”Versehen”. Desweiteren passierten 


Die Aufzählung < der Ermitlungspannen 


| Hierbei wollen wir aber ineten.ceb 
wir uns grundsätzlich nicht mit überwa- 


ze bieten, mit welcher Akribie, Ausdauer 


nung. Allen Betroffenen sei hier das Studi- 
um der Anti-Antifa Berlin ans Herz gelegt. 
Interessant ist die Zusammensetzung: Es 
befinden sich Leute aus der FAP, der GdNF, 
der Nachfolgeorganisation der NF (Sozial- 
revolutionäre Arbeiterfront - SrA), der 
Gruppe um den Werwolf-Flügel (NS-Denk- 
zettel) sowie Mitglieder der Berliner Kultur- 
gemeinschaft Preußen (BKP) unter den Akti- 
vistInnen des braunen Terrors. Hier ein Aus- 
zug: 
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Anti-Antifa 


Anti-Antifa gegen JRE 


Unterwanderung in Berlin? 


In Berlin findet eine fraktionsübergreifende Zusammenarbeit der Neonazi-Szene innerhalb der sog. » Anti-Anti- 
fa« statt. Wohnungen von AntifaschistInnen werden observiert, Adressen werden gesammelt, und es wird ver- 
sucht, Antifas am helligten Tag zu überfahren. Schon mehrmals haben Nazis versucht, Antifa-Gruppen zu 
unterwandern. Bei der JUGEND GEGEN RassısMus in Europa (JRE) geschah dies offenbar mit Erfolg. Auf JRE-Tref- 
fen besprochene Aktionen werden schon oft vor ihrer Ausführung den Nazis bekannt. Die Folge sind Über- 
fälle auf Wohnungen, versuchte Morde und Drohbriefe. Doch die JRE äußert sich nicht. 


Es fing an mit der Vorbereitung zum JRE- 
Sommerlager 1994. Im Berliner Büro der 
„am schnellsten wachsenden antifaschisti- 
schen Jugendorganisation« (JRE über JRE) 
liefen die Vorbereitungen auf Hochtouren. 
Eine Anmeldeliste nach der anderen wurde 
ausgedruckt und wanderte, wenn fehler- 
haft, in den Papiercontainer. Als nicht 
störend wurden die massiven Aktivitäten 
der FAP in diesem Stadtteil empfunden. Die 
Adressen von jungen Antifas wurden in 
einem Computer verwaltet, der sich in 
einem nicht abschließbaren Büro befand. 
Einfache Fahrlässigkeit oder steckt mehr 
dahinter? 

Maßgeblich an den Vorbereitungen des 
Sommerlagers beteiligt war Dirk Aschoff, 


Berlin 


Detlef CHoLEWA - FAP-Treptow 

Enno GEHRMANN aus Schöneberg - SrA 
Andreas Lück aus Friedrichshain- FAP 
Matthias RIDDERSKAMP aus Tempelhof- 
Bund Vaterlandstreuer Volksgenossen 
Oliver SCHWEIGERT H’hausen- GdNF 
Oliver WERNER aus Kreuzberg- FRVS 
Markus BıscHofr aus dem Wedding- 
NS-Denkzettel und FAP 

Matthias MorELL aus Pankow 
Han-Jörg RÜCKERT aus Ch-burg - BKP 


seinerseits Mitglied der Berliner Leitung der 
sozialistischen Gruppe VORAN, deren 
»Kader« hinter der JRE stehen, und Mitglied 
in der Berliner JRE-Leitung, wie auch im 
Bundesausschuß der Organisation. 


Dummkopf, Spitzel oder Überläu- 
fer? 


Die JRE scheint der Sicherheit ihrer Mit- 
glieder wenig Beachtung zu schenken. Auf 
dem Sommercamp der Organisation 1994 
in Süddeutschland lagen die Adreßlisten 
offen aus und waren, nach Beobachtung 
von Augenzeugen, für jedermann zugäng- 
lich. Bei tausend TeilnehmerInnen, darunter 
auch eine Gruppe aus Berlin, die niemand 
kannte, ist klar, daß die Möglichkeit besteht, 
daß auch Nazis darunter sind. 

Aschoff geriet ins Feuer der Kritik sei- 
tens anderer Berliner JRE-Mitglieder, die der 
Organisation mittlerweile den Rücken 
zugedreht haben. 

Aschoff geriet unter Spitzelverdacht. 
Merkwürdig erschien sein plötzlicher Kauf 
eines Mountain-Bikes von 1.300 DM, denn 
bekannt war, daß Aschoff chronisch pleite 
war. Seite Mitte Oktober ist er spurlos ver- 
schwunden. Keine/r weiß, wo Aschoff 
wohnt, noch wo seine Eltern zu finden sind, 
noch wo er polizeilich gemeldet ist. (er 
wohnte vorher im JRE-Büro). Und das, 
obwohl er seit längerer Zeit in der Organi- 
sation aktiv war. 


Detlef Cholewa (FAP) und Oliver Werner (FRVS) 
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Der Terror beginnt 


Nach dem Sommercamp bekam einer 
von Aschoffs Widersachern Drohbriefe und 
schlußendlich Hausbesuch von sechs 
Nazis, die versuchten, seine Wohnungstür 
einzuschlagen. Bereits vorher versuchte ein 
roter PKW der Marke Audi, ihn zu überfah- 
ren. Andere JRE-Mitglieder bekamen Droh- 
briefe der Anti-Antifa nach Hause ge- 
schickt. Darin stand geschrieben, daß sie 
auf einer Demonstration gegen die Junge 
Freiheit in Potsdam gesehen worden seien 
und sich deswegen in Acht nehmen sollten. 
Vieles spricht dafür, daß die JRE Objekt 
gezielter Unterwanderung geworden ist. 
Auch möglich ist, daß Aschoff die Adressen 
aus Rache weitergegeben hat. Fest steht nur, 
daß die Nazis über die Adressen des JRE- 
Sommercamps verfügen. 

Mit folgender Kritik am Verhalten eines 
JRE-Funktionärs wollen wir nicht unterstel- 
len, daß er für die Anti-Antifa arbeitet, aber 
einen traurigen Zusammenhang gibt es 
trotzdem: Als die JRE zusammen mit ande- 
ren Gruppen zu obenerwähnter Demo im 
Herbst letzten Jahres in Potsdam eine Demo 
gegen den Sitz der Jungen Freiheit veran- 
staltete, gab es Meinungsverschiedenheiten 
über das Auftreten vor Ort. Ein JRE-Funk- 
tionär riß einem jungen Antifa während der 
Demo die Vermummung vom Gesicht - 
trotz einer Situation von Bedrohung durch 
Neonazis und Bullen. 


Antifaschismus - ideales Thema 
zur Rekrutierung Jugendlicher ? 


Die JRE hat den Anspruch, möglichst 
schnell Jugendliche unter, dem Banner des 
Antifaschismus zu sammeln. Dabei scheint 
den Kadern der Gruppe Voran nicht bewußt 
zu sein, welchen Charakter der Neofaschis- 
mus in diesem Land hat. Es gibt nichts 
gegen offene Antifa-Arbeit einzuwenden, 
doch im Falle der JRE geschieht dies in 
gemeingefährlicher Art und Weise, die 
dazu führt, die eigenen Mitglieder den 
Nazis auszuliefern. Bis heute hat sich die 
JRE nicht zu diesem Vorfall geäußert. 
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NS-in Kürze 


Am Wochenende des 11./12.2. 95 fand 
ein Spitzentreffen der verbotenen NATIONA- 
LISTISCHEN FRONT (NF) in Detmold-Pivitshei- 
de statt. Anwesend war eine Auswahl aus 
Führungsleuten, die nach wie vor den 
Organisationszusammenhang aufrechter- 
halten: Neben Meinolf SCHÖNBORN waren 
u.a. vertreten Uwe MAINKA, ehem. Mitglied 
der WSG-LiBANoON und Angehöriger der 
Bundeswehr, Uwe PREEN, Thorsten SCHIB- 
BLOK, Eckard (Theo) SCHOLZ, Sven MYsoRr, 
Heinrich SCHÖNLAUB und Jan GALLASCH. 
Letztgenannter ist in den Vorstand der Ber- 
liner Kulturgemeinschaft Preußen (BKP) 
aufgerückt und offenbar ins ehemalige NF- 
Zentrum zur Ausbildung gezogen. Die Lei- 
tung der BKP hat mit Ulli Boldt seit dem 
25. Januar 94 ein weiterer Schönborn Mann 
übernommen. Der Schönborn-Sekretär Ste- 
fan PIELERT betreibt den Haiterbu-Verlag 
über ein Postfach in Padborg, der Greifs- 
walder Frank KLAWITTER betreibt einen Nazi- 
Skin-Versand in Mecklenburg. Schönborn 
wurde im Herbst kurzzeitig wegen des Vor- 
wurfes der Weiterführung einer verbotenen 
Organisation festgenommen, dieser Vor- 
wurf entspricht den Tatsachen. 


a 


Ulli Boldt (NF) ist Vorsitzender der Ber- 
liner Kulturgemeinschaft Preußen und 
des Studienzentrums Weikersheim 


Anfang November wurde in Stuttgart 
ein Treffen von 197 Nazis durch einen Poli- 
zeieinsatz gestoppt. Die Presse sprach von 
dem Versuch der Gründung einer »Stuttgar- 
ter Kameradschaft«. Friedhelm Busse (FAP- 
Vorsitzender) und sein Begleiter, der Tübin- 
ger Alois HoGH, kamen erst gar nicht zum 
Tagungsort. Sie wurden gestoppt und vor- 
läufig wegen des Besitzes von 15 Ausgaben 
von Hitlers »Mein Kampf« festgenommen. 
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Ebenfalls festgenommen wurde der Ver- 
sammlungsleiter Axel HEINZMANN (47). 
Außerdem befanden sich 10 Mitglieder der 
EUROPA BURSCHENSCHAFT ARMINIA ZÜRICH ZU 
HEIDELBERG sowie die Buchhändlerin Edda 
SCHMIDT unter den Festgenommenen. Die 
Teilnehmer stammten überwiegend aus 
Baden-Württemberg. 


Euro atreffen der 


Am 10. Dezember fand im bayrischen 
Klingenberg der »Europäische Kongreß der 
Jugend« auf Initiative der JN statt. Unter den 
TeilnehmerInnen befanden sich u.a. Gäste 
aus Frankreich (PNFE), aus den Niederlan- 
den (Centrumspartij 86) und von den Jun- 
GEN KROATISCHEN RECHTEN. Verabschiedet 
wurde ein »Europäisches Jugend Manifest«, 
mit dem »Ziel gemeinschaftlicher Aktio- 
nen«. Es redeten u.a. der NPD-Vorsitzende 
Günter DECcKERT und der JN-Vorsitzende 
Holger Apreı. Das geplante Konzert wurde 
von der Polizei nicht gestattet. 


Der ehemalige Bundesvorsitzende der 
Deutschen Liga, ex, NPD und REP-Mitglied 
Rudolf KenpziıA ist zum neuen Vorsitzenden 
des HOFFMANN VON FALLERSLEBEN BILDUNGS- 
WERKES (HvFB) gewählt worden. Das HvFB 
ist eine der zwei Scharnierorganisationen 
des organisierten Faschismus in Berlin. Der 
alte Vorsitzende Karl-Heinz PANTELEIT kan- 
didierte nicht mehr, ihn zieht es zur BERLINER 
KULTURGEMEINSCHAFT PREUBEN (BKP), die vor 
allem die Kader der verbotenen militanten 
Gruppierungen sowie NPD, FAP und JN 
koordiniert und anleitet. 

Die Wahl Kendzias dürfte für die Fort- 
setzung des engen Kontaktes mit der BKP 
sprechen. Beide Organisationen arbeiten 
zusammen. Kendzia konzentrierte sich in 
den letzten zwei Jahren auf seinen Job als 
Makler. Schatzmeister bleibt Richard Mıos- 
GA, Schriftführerin Rita BÖHNISCH. Nicht 


bekannt ist, ob Dr. Mathias BATH weiterhin 
dem Vorstand des HvFB angehört: Er ist 
Staatsanwalt der Stelle Vereinigungskrimi- 
nalität am Berliner Kriminalgericht. 


Am 10. November 1994 wurde nach 42 
Jahren die WiKıNG JUGEND (WJ) verboten. 
Die W)J war die Nachfolgeorganisation der 
Hitler Jugend und sollte die Traditionen des 
IIl.Reiches in der Jugend wachhalten. Die 
400 Mitglieder starke Organisation war 
eine der wesentlichen Stützen der bundes- 
deutschen Neonazi-Szene, zahlreiche 
Kader wurden hier ausgebildet. Nach dem 
Verbot setzt die W) mittels ihrer Auslands- 
organisationen ihre Aktivitäten fort. Die 
Post wird von Belgien aus verschickt, wo 
auch das Winterlager 1994 stattfinden soll- 
te. Organisiert wurde es von einer der WJ- 
Auslandsabteilungen, der VikınG JEUGD 
VLAANDEREN, mit ihrem Vorsitzenden 
Berthold VAN DER ABBEELE. Die W) hat außer- 
dem die Möglichkeit, in die Niederlande 
auszuweichen, wo eine weitere Abteilung 
von KEES VAN DER Ri geleitet wird. Unter- 
dessen kündigte der langjährige Vorsitzen- 
de der WJ, Wolfgang NAHRATH, ein Übertre- 
ten der WJ-Mitglieder in die JUNGEN NATIO- 
NALDEMOKRATEN an. Intern wird jedoch nicht 
auf die vom Verbot betroffene JN verwie- 
sen, sondern darauf, Kontakt mit der NPD 
aufzunehmen. Dort werde man sich um 
weiteres kümmern. 

Wenn auch das Verbot die Tätigkeiten 
der W) nicht ganz lahmlegen wird, hat es 
zumindest der Karriere des Bundesvorsit- 
zenden Wolfram NAHRATH (Sohn von Wolf- 
gang N.) geschadet. Er konnte kein Beamter 
werden. Der Entzug des vorläufigen Beam- 
tenstatus ereilte ihn kurz vor seinem letzten 
Staatsexamen in der Richterausbildung. 
Nach einem Bericht der Berliner Zeitung 
absolvierte er sein Praktikum in der berüch- 
tigsten Abteilung der Berliner Staatsanwalt- 
schaft, der Abteilung 81 unter Carlo WeBer. 
Weber gehört zu dem ultrarechten FDP- 
Landesverband Berlin-Spandau, von dessen 
Mitgliedern die Diskussion um die Rechts- 
orientierung der FDP angeschoben worden 
ist. Die Abteilung 81 der Staatsanwaltschaft 


. führt die politischen Prozesse in Berlin und 


gilt als ausgesprochen Anti-Links. 

Die W) war unter den ersten Nazi-Orga- 
nisationen, die im Osten Deutschlands Fuß 
faßten. Zum »Gau Preußen« (geleitet vom 
Berliner Sascha STEIN) gehören neben Bran- 
denburg auch Vorpommern und der westli- 
che Teil Sachsen-Anhalts, zum »Gau Sach- 
sen« (geleitet von Frank KADEN aus Dres- 
den-angeblich ausgetreten) gehört neben 
Sachsen auch das Gebiet um Halle/Saale, 
der »Gau Thüringen« (geleitet von Wolf- 
gang EISENMANN) umfasst ungefähr die Lan- 
desgrenzen. 


Antifaschistisches INFO-Blatt Nr.29, März/April 1995 


Hintergrund 


Vom Aufstieg und Niedergang 
einer Scharnierorganisation 


Das Deutsche Kulturwerk europäischen Geistes 


Ganz unverhofften Besuch erhielt im Oktober letzten Jahres das DEUT- 
SCHE KULTURWERK EUROPÄISCHEN GEISTES (DKEG) bei ihren 
»Tagen deutscher Kultur« 1994. Das beschauliche kulturelle »Treiben 
der Rentner-Truppe« im Kurhaus zu Bad Bevensen wurde kurzfristig 
unterbrochen und der Vorsitzende des DKEG seines Koffers beraubt und 
mit diesem diverser Preise, Geld und persönlicher Unterlagen. 

So junge und aktive Gäste hatte das Kulturwerk schon lange nicht mehr. 
Die einstmals größte überparteiliche Organisation des deutschen Nach- 
kriegsfaschismus mit 2.300 Mitgliedern (1965) ist seit langem in einem 
scheinbar unaufhaltsamen Niedergang begriffen. Eine zunehmende Ver- 
greisung belastet das Kulturwerk seit den späten 70er Jahren. Heute 
erhält sie ihre Impulse vorwiegend aus einer engen Zusammenarbeit mit 
dem WitiıkogunD, der Kadergemeinschaft hinter der SUDETENDEUTSCHEN 
LANDSMANNSCHAFT. 


Welche Rolle diese Kulturorganisation - 
vor allem als Hintergrundnetzwerk und 
älteste Scharnierorganisation der bundes- 
deutschen Naziszene - dennoch weiterhin 
spielt und was hinter den diversen DKGs 
und DKEGSs steht, soll im folgenden Artikel 
geklärt werden. 


Tatgemeinschaft für die Erhaltung 
deutscher Kultur 


Das 1950 gegründete Deutsche Kultur- 
werk Europäischen Geistes (DKEG) ent- 
wickelte sich bis zum Ende der 60er Jahre 
zur bedeutendsten Kultur- und Ideologieor- 
ganisation der Alten Rechten in der BRD. 


DKEG-Vorsitzender 
Karl-Günter Stempel 


Sie verstand es wie keine andere Organisa- 
tion, diejenigen in ihren Reihen zu vereini- 
gen, die während des NS-Regimes aktiv an 
der Verbreitung der menschenverachten- 
den »völkischen Kultur« beteiligt waren. 
Der Dichter und Gründer des DKEG, Her- 
bert BÖHME, galt als »Barde der SA«, wes- 
wegen er u.a. in die oberste SA-Führung 
aufstieg. Weitere Künstlerinnen und Künst- 
ler, deren Werke mit dem verlorenen Krieg 
auch an Einfluß verloren, sammelten sich 
hier (siehe Kasten). 

Von Beginn an diente das DKEG aber 
nicht allein der Erhaltung und Restauration 
einer völkischen Kulturpropaganda. Die 
vordergründig so unpolitische Kulturarbeit 
führte in einer organisationsübergreifenden 
Sammlung die zusammen, die trotz der 
»Niederlage« ihren Glauben an das Reich 
nicht verloren hatten. Die Kultur bildete 
zugleich den Hintergrund und das Motiv für 
Kontakte der einflußloser gewordenen NS- 
Elite von gestern mit den neuen Herren aus 
konservativen Verbänden, Vertriebenenor- 
ganisationen und der Wirtschaft, um auch 
das NS-Netz zu »restaurieren«. Der STIFTER- 
VERBAND DER DEUTSCHEN INDUSTRIE spendete 
dann auch 100.000 DM Starthilfe für das 
Kulturwerk, das war Anfang der 50er Jahre 
eine Menge Geld. Vorsitzender des Verban- 
des war zu jener Zeit Dr. Hermann REUSCH, 
Vorstandsvorsitzender des Konzerns der 
GUTEHOFFNUNGSHÜTTE, der aus eigener 
Tasche noch 5.000 DM drauflegte. 

Kern der Kulturarbeit war die Errichtung 
eines Netzes sogenannter »Pflegstätten«. 
Von 1951 bis 1955 entstanden 68 solcher 
Kultureinrichtungen, die von über 30.000 
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Menschen besucht wurden, und bis ins Jahr 
1962 wuchsen sie auf über 100 an. Eine 
enge Zusammenarbeit ergab sich oftmals 
mit »den regionalen Gruppierungen der 
Landsmannschaften, mit Volkshochschulen 
oder anderen kulturellen Organisatio- 
nen«(Tauber, 1967). Hinzu kamen die ab 
1950 jährlichen »Tage der Deutschen Kul- 
tur«, die zugleich dem Gemeinschaftserle- 
ben als auch als Funktionärstreffen dienten. 

Die intensivsten Kontakte des NS-Net- 
zes des Kulturwerkes bestanden und beste- 
hen bis heute zu'den LANDSMANNSCHAFTEN. 
Hier ist vor allen anderen die Sudetendeut- 
sche Landsmannschaft mit ihrem Witiko- 
bund zu nennen sowie die GESELLSCHAFT FÜR 
FREIE PUBLIZISTIK (GfP), 1960 aus der DKEG 
heraus gegründet als Rechts-Kartell im 
Medienbereich. Über diese Organisationen 
und weitere, vom DKEG direkt initiierte 
Sammlungsversuche, z.b. den ARBEITSKREIS 
VOLKSTREUER VERBÄNDE (AVV), erfolgten 
enge Kontakte, in die Rechtsparteien, vor 
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Hintergrund 


allem zur NPD und zur CSU, aber auch zur 
Stahlhelmfraktion der CDU, zeitweise - 
Anfang der 70er Jahre - in die »nationalli- 
beralen« Kreise der FDP und in jüngster Zeit 
zu den REPUBLIKANERN. 


Aktion Widerstand 


Ende der 60er/Anfang der 70er Jahre 
erlebte das Kulturwerk Böhmes die Zeit sei- 
nes größten Einflusses. Über den AVV und 
dessen Beteiligung an der sogenannten 
Aktion Widerstand - gegen die Ostpolitik 
der damaligen Regierung Brandt/Scheel - 
gelang es, weite Kreise des rechtsextremisti- 
schen Lagers anzusprechen und zu mobili- 
sieren. Höhepunkt waren die »Tage Deut- 
scher Kultur« im Oktober 1969 in Planegg 
bei München, an denen zeitweise 1.400 
Personen teilnahmen und die über 100.000 
DM gekostet haben sollen (Engelmann, 
1979). Kurz zuvor war ein Aufruf zur Teil- 
nahme an der Aktion Widerstand in Würz- 
burg ergangen, den u.a. Böhme, Arthur EHR- 
HARDT (NATION EUROPA) und Bernhard WinT- 
ZEK (Mur) unterzeichneten. In Würzburg 
fanden sich fast 5000 Personen zusammen, 
die gegen die »Versöhnungspolitiker« und 
für F.J. STRAUß protestierten, der sich ent- 
schuldigen ließ. 

Die ausgesprochen erfolgreiche Politik 
des DKEG zu dieser Zeit, jedenfalls was die 


Multifunktionär Richard W. Eichler 
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Verhältnisse der bundesdeutschen »Alten«s 
Rechten anging, hielt jedoch nicht allzu 
lange an. Staatlicher Druck und demokrati- 
sche Proteste, aber auch interne Streitereien 
und Fraktionskämpfe und nicht zuletzt der 
Tod Böhmes 1971, der Integrationsfigur an 
der Spitze der Organisation, ließen keine 
Wiederholungen von Massenmobilisierun- 
gen zu. (zu der Geschichte der DKEG in der 
Aktion Widerstand siehe vor allem Engel- 
mann..) 


»Man hatte sich geteilt und ver- 
doppelt.« 


Ein Streit entbrannte um die weitere 
Ausrichtung des Kulturwerkes: Ein Flügel, 
stand für eine Radikalisierung. Das waren 
vor allem durch Gernot MörıG, Bundesfüh- 
rer des BUNDES HEIMATTREUER JUGEND (BH)) - 
einer weiteren DKEG-Gründung - und der 
Leiter des DKEG-Jugendreferates Alfred E. 
Manke. Der zweite Flügel trat wie bisher für 
eine starke Kooperation mit rechtskonserva- 
tiven Verbänden und Initiativen am Rande 
von CDU und CSU ein. Für letzteren Kurs 
stand der neue Vorsitzende, der Münchener 
Richter Karl Günther STEMPEL. Stempel war 
1933 Mitglied der SS geworden und nahm 
als Frontoffizier am Zweiten Weltkrieg teil. 
Der Burschenschafter der Münchener ARMI- 
NIA war neben seiner Tätigkeit für das Kul- 
turwerk Landesvorsit- 
zender der STAATS- 
UND WIRTSCHAFTSPOLI- 
TISCHEN GESELLSCHAFT 
und _ Vorstandsmit- 
glied der STUDIENGE- 
SELLSCHAFT FÜR STAATS- 
POLITISCHE ÖFFENTLICH- 
KEITSARBEIT, beides 
CSU-nahe Vereini- 
gungen mit engen 
Kontakten ins neofa- 
schistische Lager. 
Stempel sah sich auf- 
grund der öffentli- 
chen Proteste ge- 
zwungen, 1973/74 
seinen Vorsitz im 
DKEG niederzulegen, 
die sich u.a. an seiner 
Tätigkeit als Richter 
am Obersten Bayeri- 
schen Landgericht 
entzündeten. Er ver- 
pflichtete sich 1973 
beim Bundesinnen- 
ministerium »das Kul- 
turwerk aus der 
Tagespolitik heraus- 
zuhalten und [sich, 
d.V.] gegen Extremi- 
sten abzugrenzen.« - 
so handelt eben nur 


Der Schillerpreis ging a: 
* Wilhelm von Scholz in morte 
* Richard W. Eichler 1969 
.. * Herbert Böhme 1971 
..* Konrad Lorenz 1973. 
* Heinrich Häntle 1975 
* Fritz Stüber 1977 
‚*Robert Schol 179° 
* Gerhard Schumann 1983: 
* Sigrid Hunke 1985 
* Hermann Oberth 198° 
* jürgen Spanuth 1989 
* Helmut Diwald 1992 es 
. * Karl Günther Stempel 1994 ° 


ein dem Grundgesetz dienender Beamter. 
Im Gegenzug nahm er seine Vorstandstätig- 
keit beim DKEG wieder auf. 


1979 endete der Konflikt mit der 
Abspaltung der Gruppe um Mahnke und 
Mörig, die sich fortan DEUTSCHE KULTURGE- 
MEINSCHAFT(DKG) nennt. Die DKG erweist 
sich in der Folgezeit als die offensivere und 
radikalere Organisation, der sich der öster- 
reichische Zweig des DKEG unter Lisbeth 
GROLITSCH anschloß. Vor allem die gezielte 
Einbindung der Jugend zunächst über den 
BH), später durch die WiKInG JUGEND, konn- 
te die fortschreitende Vergreisung, perso- 
nell und inhaltlich verhindern. Die DKG 
beerbte die DKEG in ihrer Rolle als ent- 
scheidende Scharnierorganisation der NS- 
Brauchtumsbewahrer, angeleitett vom 
FREUNDESKREIS ULRICH VON HUTTEN. Auf Sei- 
ten des sich gemäßigter gebenden Flügels 
lief vor allem die ARBEITSGEMEINSCHAFT FÜR 
Pouitik (AFP) aus Österreich der DKEG den 
Rang ab. 

Die Reste des bundesdeutschen DKEG 
hingegen haben in einer bemerkenswerten 
personellen und konzeptionellen Konti- 
nuität ihren Weg nach Walhall angetreten. 
Die Jugend geht dorthin, wo Symbole noch 
stimmen, wo sie marschieren darf und den 
Segen der alten SSler und BDMlerinnen fin- 
den, zur DKG. Das Deutsche Kulturwerk 
europäischen Geistes organisiert weiterhin 
die Tage deutscher Kultur, wechselweise in 
Bayern und Niedersachsen. Die Referentin- 
nen-Listen weisen kaum eine Originalität 
auf, ebenso wie das kulturelle Rahmenpro- 
gramm, dessen Höhepunkt die gemeinsame 
Kaffeefahrt ist. 


Wen wundert’s, daß sich das Deutsche 
Kulturwerk europäischen Geistes auf ihren 
jährlichen Treffen zunehmend gegenseitig 
beschenkt. Die Preisträger und die, die 
ihnen die Laudatio halten, bleiben mehr 
und mehr unter sich. Die Tagung in Bad 
Bevensen fand mit etwas über 50 zahlen- 
den Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
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bund), Chlodwig Prinz ZUR Lieee (GfP), Her- 
mann THIele: (Bund. der Goden), Woligang 
OcHLeR, Me Kotrren. . 


statt. Trotz allem vergeben das DKEG und 
die Akademie für Bildung und Kultur acht 
Preise (siehe Kasten), von denen der Schil- 
lerpreis mit 10.000 DM Geldgeschenk ver- 
bunden ist. 


Die Sudetendeutschen und der 
Witiko-Bund 


Unberührt blieb dank Stempel über die 
Jahre die intensive Zusammenarbeit mit 
den ultrarechten Kreisen aus CDU und 
CSU, vor allem über den sudetendeutschen 
Witikobund und die damit verbundene 
finanziellen Möglichkeiten des DKEG. Kno- 
tenpunkte dieser Zusammenarbeit sind 
mindestens drei »Kultursorganisationen: 
die DEUTSCHE AKADEMIE FÜR BILDUNG UND 
Kultur, die DEUTSCHE KUNSTSTIFTUNG DER 
WIRTSCHAFT (beide 1970 von der DKEG 
gegründet) und die SUDETENDEUTSCHE AKADE- 
MIE DER WISSENSCHAFT UND KÜNSTE der Sude- 
tendeutschen Landsmannschaft. 

Richard W. EicHLer, Mitglied der Bun- 
desversammlung der Sudetendeutschen 
Landsmannschaft und selber Schiller- 
preisträger von 1969, ist Mitglied in allen 


drei Organisationen. Er ist 
Herausgeber der Schriften- 
reihe der SUDETENDEUT- 
SCHEN AKADEMIE und Viel- 
schreiber in “Deutschland 
in Geschichte und Gegen- 


wart” aus dem Grabert- 
Verlag. 
Horst R. ÜBELACKER 


(sic), altgedienter »Witiko- 
ne«, Bankkaufmann a.D. 
bei der BAYERISCHEN LAN- 
DESZENTRALBANK und der 
BUNDESBANK, referierte bei 
den jüngsten Tagen Deut- 
scher Kultur zur Sudeten- 
frage, die er dann auch als 
Autor in den Witiko-Brie- 
fen behandelt oder auf 
Tagungen der Gesellschaft 
für freie Publizistik. Übel- 
acker nahm darüberhinaus 
auch regen Anteil an der 
Parteiarbeit der Republika- 
ner, u.a. als Kreisvorsitzen- 
der in München, eine 
Gemeinsamkeit mit einem 
weiteren wichtigen Mann 
des DKEG, Helmut 
Dmaup. Der im Mai 1993 
verstorbene Schillerpreisträger Diwald war 
ebenfalls Mitglied der Sudetendeutschen 
Akademie.. und Autor der Präambel des 
REP-Grundsatzprogrammes. 

Auch heute trifft noch das zu, was Bernt 
Engelmann schon 1979 feststellte: das 
DKEG, diese Pflegstätte völkischen Geistes 
wird a) finanziert von den bekannten 
rechtslastigen Industrie- und Bankkreisen 
und anderen reichen Sympathisanten und 
b) sind die Aktivitäten dieser Kulturtruppe 
und ihrer Unterorganisationen als gem- 
einnützig anerkannt und somit steuerlich 
bevorzugt. 

Das trifft darüberhinaus auch für den 
Witikobund zu, der nach wie vor Gelder 
aus dem Bundeshaushalt erhält. Die weit- 
aus gefährlichere Scharnierorganisation des 
deutschen Neofaschismus ist inzwischen 
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Friedrich Karl Witt - Kant-Plakette 1994 


Hintergrund 


die DKG, das alte Netzwerk der Völkischen 
und der revanchistischen Landsmannschaf- 
ten in der DKEG funktioniert nach wie vor. 


Anmerkungen: 

“Thies Christophersen beschreibt seine Sichtweise 
der Spaltung im Mai 1979 so: »Ich kriegte zwei Einla- 
dungen zu den Kulturtagen nach Lüneburg. Bisher 
waren etwa vierhundert Personen zu diesen Tagen 
gekommen, jetzt waren es siebenhundert! Einmal drei- 
hundert, einmal vierhundert. Man hatte sich geteilt und 
verdoppelt.« Benz, 1980. 


Preise der DKEG bzw. Akademie für Bildung und 
Kultur: »Schillerpreis des deutschen Volkes«, inkl. 
10000 DM, »Kant-Plakette«, »Tiroler Ehren- und Wan- 
derkrug für Volkstumsarbeit«, »Herbert-Böhme- 
Gedächtnispreis«, verbunden mit 1000 DM, »Goldener 
Ehrenring für Lyrik«, »Pygmalion-Medaille«, verbunden 
mit 1000 DM, »Goldener Ehren- und Wanderring für 
Bildende Kunst, »Goldener Ehren- und Wanderring 
"Dem Deutschen Gedicht’« 

b Literatur zum DKEG: 
Bernt Engelmann, Das »DKEG«, »Pflegstätte« der 
»Aktion W«, Nr.4 der Schriftenreihe der Demokrati- 
schen Aktion, 1979 

Dudek/Jaschke, Opladen 1984. 

Benz, Rechtsextremismus - Randerscheinung oder 
i Renaissance?, 1980. 

Brüdigam, ..der Schoß ist fruchtbar noch, Frank- 
furt/Main, 1965. 

Wer mit Wem?, Braunzone zwischen CDU/CSU 
und Neonazis, 1981. 

Jaeger, Rechtsdruck, Bonn 1988. 
Archiv-Nachrichten 1/1994, Coburg. 
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Nazi-Kurzmeldungen 


Im Rundbrief des ‘Kameradenkrei- 
ses der ehemaligen Waffen-SS“ LEIT- 
HEFT rief der FÖRDERKREIS GEDENK- 
STÄTTE HALBE E.V. zu einer »gemein- 
samen Gedenkfeier auf internatio- 
naler Ebene«! im April 1995 auf. 
Anlaß ist der 50. Jahrestag 
(24.4.-1.5.) der letzten großen Kes- 
selschlacht des 11.Weltkrieges im 
Raum Halbe/Märkisch Buchholz. 
Seit 1990 ist der Soldatenfriedhof 
von Halbe (45km südöstlich von 
Berlin) für Mitglieder sämtlicher 
Neonazi-Organisationen zur Kult- 
stätte geworden. Jedes Mal mit von 
der Partie, und ihnen zu Ehren, sind 
ehemalige Mitglieder der WArFEN- 
SS. Wir rufen auf, die Augen offen 
zu halten, um dieses Treffen zu ver- 
hindern. 


Zum Zeitpunkt der Drucklegung des 
Infoblattes sind nähere Informationen noch 
nicht bekannt. Dieser anvisierten Gedenk- 
feier mit internationaler Beteiligung kommt 
eine große Bedeutung zu. Die alten Mas- 
senmörder treffen mit ihren jungen Nachei- 
ferern zusammen, die Vermittlung der alten 
Traditionen und Kontakte soll auch symbo- 
lisch besiegelt werden. 

Die Schlacht bei Halbe war für den 
Kriegsausgang nicht mehr entscheidend, 
doch die Nazi-Generäle schickten zehntau- 
sende in den Tod, damit die Nazi-Bonzen 
das geraubte Gut und ihr Leben aus dem 
zerbombten Berlin in Sicherheit bringen 
konnten. Den Befehl über die Nazi-Armee 
in Halbe hatte der SS-General Felix STEINER. 
Die Mitglieder des von ihm gegründeten 
KAMERADENWERK KORPS STEINER sind bis in die 
heutige Zeit in der BRD, den Niederlanden, 
Belgien und Schweden aktiv. 

Für die Neonazis ist die Verbindung zu 
den alten Waffen-SS‘lern und ihrer Infra- 
struktur von besonderem Stellenwert. Und 
das nicht nur, weil sie sich mit der Tradition 
der Waffen-SS identifizieren, das machen 
weite Teile der sog. Neuen Rechten genau- 
so, sondern wegen deren Nachkriegstätig- 
keit. Es waren vor allem ehemalige Waffen- 
SS-Mitglieder, die es verstanden, »sich als 
verschworene Gemeinschaft in einem Bund 
zusammenzuschließen«2, organisiert in 
verschiedenen Vereinen, Zirkeln und Bru- 
derschaften, miteinander verbunden durch 
ein konspiratives Kommunikationsnetz. Sie 
schafften es ihre Interessen mit denen der 
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westlichen Allierten in Übereinstimmung 
zu bringen, der Antikommunismus stellte 
das Bindeglied dar. So retteten sie wichtige 
Organisationsstrukturen auch nach 1945. 
Für die Neonazi-Szene hat die Organisati- 
onsweise der Alten einerseits Vorbildcha- 
rakter, andererseits haben die Alten Verbin- 
nungen aufgebaut, sowohl international als 
auch bundesweit, von die junge Generation 
heute noch profitiert. Noch heute gilt die 
vom SS-Mann Arthur EHRHARDT 1951 
gegründete Monatszeitschrift NATION EURO- 
PA sowohl als Sprachrohr der NS-Szene wie 
der »Neuen Rechten«. 

Besonders verbunden mit der alten SS 
fühlen sich die Mitglieder der Nachfolgeor- 
ganisationen von NATIONALISTISCHER FRONT, 
WiKING JUGEND (WJ) sowie der JUNGEN 
NATIONALDEMOKRATEN (JN). Sie organisierten 
in den vergangenen Jahren die Aufmärsche 
zu »Ehren der Waffen-SS«. 


Keinen Platz für Massenmörder! 


1Aufruf in Leitheft Nr. 77 
2Der Ordensgedanke, Wilhelm Keiper in Leitheft 


In der Lutherstadt Wittenberg hat die 
Polizei eine Gruppe der verdeckt arbeiten- 
den DIREKTEN AKTION MITTELDEUTSCHLAND 
(laut dpa) ausgehoben. Am 30. November 
wurden die Wohnungen von 22 Verdäch- 
tigten durchsucht, wobei neben Proopagan- 
damaterial auch Waffen und militärische 
Ausrüstung sichergestellt worden sind. Die 
Struktur der Neonazis in Wittenberg wurde 
zuerst durch das Antifa-Info bekannt 
gemacht. Der Berliner Frank SCHWERDT, 
Vorsitzender der Nationalen, gab Schu- 
lungsseminare. Sein Zögling Andreas MAT- 
THEUS aus Lutherstadt versuchte später, in 
der eigenen Wohnung Bomben zu bauen. 
Er wollte den PDS-Vorsitzenden Lothar 
Bisky in die Luft jagen. Zur »Wintersonnen- 
wende« fand ein Treffen der FAP in Witten- 
berg statt. 


Wegen Leitung der GESINNUNGSGEMEIN- 
SCHAFT DER NEUEN FRONT (GdNF) ist der 
Hamburger Christian WORCH Ende Novem- 
ber zu 2 Jahren Haft ohne Bewährung ver- 
urteilt worden. Es war das erste Gerichtsur- 
teil gegen die GdNF, deren Kader unter ver- 
schiedenen Organisationsnamen in der 
Öffentlichkeit auftreten. Worch hat die Exi- 
stenz einer GdNF immer bestritten. Das hat 
ihm nichts genützt, jetzt geht er in Revision. 
Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. 


Schulungsleiter der SrA 
in Quedlinburg 


Für den Herausgeber des Nazi-Schu- 
lungsblättchens _“Umbruch‘, Steffen 
HUPKA, ist die Ruhe vorerst vorbei. Hupka 
gehört zur Kaderorganisation SOZIALREVOLU- 
TIONÄRE ARBEITERFRONT (SrA), eine Nachfol- 
georganisationen der verbotenen Nationali- 
stichen Front (NF) und gilt als zweiter 
Mann nach Andreas Pohl. AntifaschistInnen 
aus Quedlinburg demonstrierten Mitte 
Januar gegen seine Aktivitäten im Ostharz. 
Neben der Antifa, die die Demo organisier- 
te, hat sich mittlerweile eine Bürgerinitiati- 
ve gegen Rechts gegründet. 


Es gab sicherlich viele Gründe für den 
aus Hannover stammenden Neonazi 
Hupka, sich in Quedlinburg niederzulas- 
sen. Nach dem fast einwöchigen Pogrom 
gegen das städtische Flüchtlingsheim im 
Herbst 1992 war die Kleinstadt fast “aus- 
länderfrei”. In der Stadt selbst war keine 
Neonazi-Kader Stuktur vorhanden, sozusa- 
gen eine Marktlücke. Die Bedingungen zur 
Rekrutierung neuer Mitglieder sind in der 
30.000 Einwohner Stadt für einen Neonazi- 
Kader besonders günstig, zumal es in der 
Region eine ziemlich große neofaschisti- 
sche Jugendszene gibt. Flüchtlingsheime 
wurden überfallen, Nazis organisierten in 
Wernigerrode nächtelang Angriffe gegen 
ein linkes Jugendprojekt und in den Wäl- 
dern des Harzes finden Wehrsportübungen 
statt. 

In Quedlinburg war es dagegen bis 
Sommer 1994 relativ ruhig. Die Aufbauar- 
beit Hupkas war für die Antifas nicht sicht- 
bar. Geründet hatte er die Harzfront als 
regionalen Ableger der NF-Nachfolgeorga- 
nisation, um Jugendliche zu rekrutieren, 
ferner einen Nordharz-Info-Dienst als Mit- 
teilungsblättchen und einen Deutschen 
Freundeskreis Nordharz als “wöchentlicher 
Stammtisch”. Auch das Quedlinburger 
FDP-Mitglied Wolfgang Symm wurde 
schon beim Flugblattverteilen mit Hupkas 
Mannen und Hupkas PKW beobachtet. Sie 
verteilten Flugblätter des Unabhängigen 
Arbeitskreises, offenbar eine Art Vorfeldor- 
ganisation für ältere Mitglieder. 

Gleichzeitig wurden auch die Quedlin- 
burger Faschos aktiver. Im Sommer wurde 
ein Obdachloser fast umgebracht, im Sep- 
tember wurde der Jugendclub überfallen, 
zur Wahl klebten überall Wahlboycott-Pla- 
kate (von der SrA), außerdem nahm der Ter- 
ror gegen einzelne Antifa-Aktivisten zu. 
Einer von ihnen wurde beinahe überfahren, 
die Bullen kümmerten sich nicht um die 
Anzeige. 
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en die im een 

. mungslosen Ausrottungsfeldzug 

‚gegen die Sowjetunion und im Holo- 
caudı a 


der beiden Heinrichs. Bis zur 
landen: der Antifa-Demo war er 

Mitglied des Vereins zur Eforachung 
irge en er z 
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m n Juni es endet, hater | 
hin Polen [en 


BE u ander 5 


Am 14. Januar kamen 400 Leute zur 
Demo, die hauptsächlich aus der Region 
kamen. Die ursprünglich geplante Route 
am Haus von Hupka entlang konnte nicht 
durchgeführt werden, da verboten, aber 


Antifas haben auch Sven Mysor (NF- 
Schönborn) bei Hupka gesehen. 


insgesamt war es ein voller Erfolg. Die Anti- 
fa-Arbeit ist gestärkt aus der Mobilisierung 
hervorgegangen und neben der Antifa gibt 
es jetzt noch eine Bürgerinitiative. Die 
Nazis setzen weiter auf Einschüchterung 
und observieren Wohnungen von Antifas. 


Nachdem organisierte Faschisten inner- 
halb weniger Tage mehrmals ein besetztes 
Haus in der Hauptstadt Mecklenburg-Vor- 
pommerns, Schwerin, angegriffen hatten, 
die BewohnerInnen sich jedoch verteidig- 
ten, räumte die Polizei das Haus. 

Die Überfallserie begann am 9. Dezem- 
ber 1994, als eine Gruppe von etwa 25 
Nazis das zwei Monate zuvor besetzte 
Haus mit Steinen und Leuchtspurmunition 
angriff. Am Tag darauf wurde das Haus 
mehrmalig aus vorbeifahrenden Autos 
beschossen. Zwei weitere Tage später, am 
12. Dezember, landete ein Brandsatz auf 
der Terasse des Hauses und erneut wurde 
Signalmunition gegen das Haus abgefeuert. 
Am nächsten Tag griffen erneut z.T. ver- 
mummte und behelmte Faschisten das 
Haus an, warfen mit Steinen und schossen 
mit Leuchtmunition. 

Nachdem. all diese Angriffe einiger- 
maßen erfolgreich abgewehrt worden 
waren, trat am 14. Dezember 1994 die Poli- 
zei auf den Plan und räumte das Haus. 

Die Angriffe der Faschisten sind damit 
nicht beendet. Seitdem wurden verstärkt 
linke Treffpunkte Ziel von Nazi-Aktionen. 
Laut einiger AntifaschistInnen aus Schwerin 
gilt DirK KLewe, “ein stadtbekannter Nazi- 
Kader”, als Drahtzieher des Terrors. Betei- 
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Ein Kamerad Hupkas zu Besuch 
in Quedlinburg 


ligt gewesen seien ferner dessen Bruder 
FRANK KLEWE sowie MAIK Bong, beides mili- 
tante Anti-Antifa-Aktivisten, und die Faschi-- 
sten KLÜCKMANN und SCHWEMER. 


Es kommt immer wieder zu Übergriffen 
von Faschisten gegen Jugendclubs, Univer- 
sitäten, Kneipen und anderen Einrichtungen 
sowie gegen Ausländer oder Andersden- 
kende. Langsam wird dies zum traurigen 
Normalzustand und es ist keine Seltenheit, 
daß dabei Antifaschisten ermordet werden. 

Am 6. November wurde der 18jährige 
Piotr K. in Rotenburg von einem dort statio- 
nierten faschistischen Bundeswehrsoldaten 
durch Messerstiche getötet. Am 19./20. 
November wurde Michael Gäbler von 
einem Jugendlichen mit offener nationaler 
Einstellung mit dem Messer so schwer ver- 
letzt, daß er seinen Verletzungen erlag. 

Der 18-jährige Antifaschist Piotr kam 
mit einem Freund gegen 21.45 Uhr auf dem 
Bahnhof Rotenburg an. Im selben Zug 
saßen einige in Rotenburg stationierte Bun- 
deswehrsoldaten, darunter auch der späte- 
re Mörder. Nach Zeugenaussagen hatte der 
besagte Soldat Glatze, Springerstiefel, Bom- 
berjacke und ein Shirt mit der Reichskriegs- 
flagge. 

Piotr, sein Freund und zwei türkische 
Leute, mit denen sie sich auf dem Bahnsteig 
unterhielten, führten eine verbale Ausein- 
andersetzung mit dem Soldaten in Reichs- 
kriegshemd. Vor dem Bahnhof trafen sich 
die Soldaten und Piotr wieder. Der “Reichs- 
kriegssoldat” fühlte sich “bedroht”, zog ein 
Messer und stach Piotr unvermittelt direkt 
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Am Rande eines Auswärtsspiels von Türkiyemspor am 11.12.94 


ins Herz. Der Freund kam Piotr zu Hilfe, 
wohl sich immer noch bedroht fühlend ver- 
suchte der Soldat, auch ihm ins Herz zu ste- 
chen. Der 17jährige konnte dieses aber 
umlenken, so daß er nicht tödlich, sondern 
“nur” schwer verletzt wurde. Bei Piotr 
konnte nur noch der Tod durch Messersti- 
che ins Herz festgestellt werden. Sein 
17jähriger Freund kam ins Krankenhaus 
und wurde von der Polizei noch direkt im 
OP vernommen. 

Nach einer offiziellen Verlautbarung 
der Bundeswehr handele es sich hierbei um 
einen bisher einmaligen Vorfall, über den 
sie “sehr betroffen” sei, “zumal das Verhält- 
nis zwischen Soldaten und Bevölkerung seit 
mehr als 30 Jahren sehr gut sei” (Hersfelder 
Zeitung, 8.11.94). 

Nur leider stimmt das nicht so ganz. 
Wenige Wochen vor diesem Vorfall wurde 
ein Antifaschist von dort stationierten Sol- 
daten vorsätzlich angefahren. Er versuchte, 
die betrunkenen Soldaten vom Fahren mit 
dem PKW abzuhalten, als Dank wurde er 
nach 30 Metern auf der Motorhaube durch 
eine Vollbremsung abgeworfen und blieb 
auf der Straße schwer verletzt und bewußt- 
los liegen. 

Am 7.11.94 fanden sich 20-30 Jugendli- 
che am Tatort ein, um dort eine Mahn- und 
Gedenkwache für ihren getöteten Freund 
zu halten. Es kam zu Übergriffen seitens der 
‘Polizei, da die Trauerveranstaltung in einer 
Parkbucht vor dem Bahnhof stattfand und 
somit angeblich eine Einfahrt blockierte. 
Blumen,Kränze und Kerzen wurden von 
der Polizei zertreten und weggefegt. 

Am 19. November kam es im Jugend- 
haus “Rosa” in Zittau bei einer Techno- 
Party vor der Tür zu einer verbalen Ausein- 
andersetzung. Nachdem einem Gast ein 
Hausverbot wegen seiner nationalistischen 
und sexistischen Beschimpfungen erteilt 
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wurde, diskutierten Michael und zwei 
Freunde ca. 150 Meter vom Eingang ent- 
fernt mit dem betreffenden Gast. Als sie 
gehen wollten, stach W. auf Michael ein. 
Durch die schweren Stichverletzungen in 
Herz und Rücken verstarb Michael kurze 
Zeit später im Krankenhaus. 

Wie üblich versuchen Polizei wie 
Staatsanwaltschaft diesen Überfall zu ent- 
politisieren. Aber diesem Vorfall gingen in 
Zittau einigen andere Übergriffe von 
Faschisten voraus: 

Am 3. November überfielen Rechte 
eine Party in der Mensa der dortigen Uni- 
versität, die anwesende Polizei begrüßte 
die Faschisten. 

Am 4. November überfielen Rechte 
eine Disco in Jonsdorf, wobei mehrere 
Besucherinnen zum Teil schwer verletzt 
wurden. Danach griffen die rechten Jugend- 
lichen eine Techno-Party im Zittauer “Wür- 
fel” an, auch hier überzeugte die Polizei 
durch entschlossenes Wegsehen. 

Am 10. Dezember fand im Stadtzen- 
trtum von Zittau eine antifaschistische 
Demonstration zum Gedenken an Michael 
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Gäbler und gegen Faschismus statt. Die ca. 
300 TeilnehmerInnen ließen sich nicht vom 
massiven Aufgebot der Polizei beein- 
drucken. 

Es wurde in diesem Zusammenhang 
gegen das örtliche Nazizentrum des NATIo- 
NALEN JUGENDBLOCKS protestiert. Der NATIO- 
NALE JUGENDBLOCK fungiert als Verein und 
wird im Rahmen des Anti-Gewalt-Program- 
mes (abgekürzt AGaG - siehe Antifa Info 21) 
finanziert. Das ihnen zur Verfügung gestell- 
te Haus in der Südstraße ist als Zentrum der 
Faschisten über die Grenzen von Zittau hin- 
aus bekannt. Ob es einen Zusammenhang 
gibt zwischen den verschiedenen Übergrif- 
fen und dem vom AGaG geförderten Jugen- 
dclub, bleibt erstmal offen. 
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Mit einem 


blauen Auge... 


Erste Runde des 
Kaindl-Prozesses beendet 


Am 11.November 1994 wurde der sog. 
Kaindl-Prozeß vor dem Berliner Landge- 
richt vorläufig beendet. Die Staatsanwalt- 
schaft ist in Revision gegangen und ermittelt 
nach wie vor gegen vier weitere Antifas. 
Gegen zwei von ihnen bestehen Haftbefeh- 
le, mit Verfahren müssen sie alle rechnen, 
wenn sie der Justiz in die Hände fallen. 

Die Anklage der Berliner Staatsanwalt- 
schaft gegen fünf Antifaschistinnen und 
zwei Jugendliche lautete auf gemeinschaft- 
lichen Mord an dem Neonazi-Funktionär 
Kaindl. Im Prozeßverlauf; von Mitte Sep- 
tember bis Ende Oktober, erwies sich der 
Anklagepunkt des gemeinschaftlichen Mor- 
des als Konstruktion der Ermittlungsbehör- 
den. Diese konnten durch Aussagen zum 
Tatablauf von einem Teil der angeklagten 
Antifas widerlegt werden. Die meisten von 
ihnen belasteten keine der nicht anwesen- 
den Personen. Verurteilt wurden drei der 
sieben Angeklagten wegen gemeinschaftli- 
cher Körperverletzung mit Todesfolge zu 
Haftstrafen von drei Jahren, bei zwei 
Jugendliche wurden die Strafen von einein- 
halb bzw. zwei Jahren zur Bewährung aus- 
gesetzt. Einen Freispruch erhielt der 
19jährige psychisch kranke Erkan (wg. 
Schuldunfähigkeit) und auch der 33jährige 
Abidin. Seine Haftzeit von 11 Monaten hat 
er allem Anschein nach der Bosheit des 
ermittelnden Staatsschutz zu verdanken. Im 
Prozeß konnte er nachweisen, daß die 
Anschuldigungen gegen ihn komplett 
erfunden waren. Das Gericht gewährte ihm 
jedoch nur die Hälfte der ihm zustehenden 
Haftentschädigung. Dagegen hat die Staats- 
anwältin Einspruch eingelegt, wenn es nach 
ihr ginge, würde Abidin keinen Pfennig 
erhalten. 

Zur Unterstützung der Antifas hatte sich 
eine große Solidaritätsbewegung formiert, 
die einen Teil der Berliner Antifa-Strukturen 
erheblich beanspruchte. Die Solidaritätsbe- 
wegung stellte eine bemerkenswert breite 
Öffentlichkeit her, die weit über die Gren- 
zen Berlins reichte. Protestbriefe von Euro- 
paabgeordneten, tausende Postkarten aus 
aller Welt und internationale Prozeßbeob- 


achter machten das Gericht darauf auf- 
merksam, daß das Treiben im Ausland sehr 
genau verfolgt wird. Während die Medien 
bis Prozeßbeginn ausschließlich die Versi- 
on der Staatsanwaltschaft widergaben, 
berichteten sie ab Prozeßbeginn weitge- 
hend objektiv. Die Staatsanwaltschaft war 
sich ihrer Sache dermaßen sicher, daß sie es 
versäumte, Öffentlichkeitsarbeit zu betrei- 
ben. So hielten sich die MedienvertreterIn- 
nen an die Unterstützerlnnen und die 
Rechtsanwälte. Der befürchtete Schaupro- 
zeß gegen die Antifa fand dieses Mal nicht 
statt. Wenn es nach dem Willen des ermit- 
telnden Staatsschutzes gegangen wäre, 
hätte am Verfahrensende eine Aburteilung 
von Antifas als gemeine Mörder gestanden. 
Es gehört nicht viel Phantasie dazu, um sich 
auszurechnen, daß eine derartige Verurtei- 
lung für andere Antifas in vielen Fällen der 
antifaschistischen Selbsthilfe zumindestens 
Ermittlungen wegen versuchten Mordes 
nach sich gezogen hätten und somitein ent- 
scheidender Schritt in Richtung Kriminali- 
sierung legitimen Widerstandes bedeutet 
hätte. 

Daß dieser Ausgang im Interesse des 
Staatsschutzes gelegen hätte, wurde mehr- 
fach durch das Verfahren bewiesen: Mit 
dem psychisch schwer kranken Erkan und 
dem 19jährigen Jugendgang-Banger Bazdin 
standen den Ermittlern zwei leicht zu beein- 
flussende Zeugen zur Verfügung. Nach den 
Aussagen Bazdins im Prozeß versprachen 
die Ermittler ihm die baldige Freilassung 
und waren sehr freundlich, dafür erzählte er 
ihnen auch alles, was sie hören wollten. Sie 
glaubten Bazdins Aussagen erst dann, als er 
alle grauen Theorien der Bullen bestätigte. 
Hören wollten sie vor allem eine Absprache 
zum Mord (die nur Erkan behauptete) und 
die Beteiligung vermeintlicher Führungs- 
personen der Gruppe Antifasist Genclik. 
Am Beispiel des später freigesprochenen 
Abidin zeigte sich, wie intensiv die Staats- 
schützer die beiden Zeugen manipulieren 
konnten — beide gaben an, er sei dabeige- 
wesen, beide »erinnerten« sich erst nach 
mehreren Verhören. Die beiden Jugendli- 
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chen waren wie Knetgummi in den Händen 
der Staatsschützer. Aufgrund seiner psychi- 
schen Erkrankung verstand Erkan noch 
nicht einmal die rechtliche Belehrung (des- 
wegen durften seine Aussagen im Prozeß 
nicht verwendet werden), und Bazdin woll- 
te wohl einfach seine Ruhe haben und 
schnell entlassen werden, deshalb tater den 
Bullen den Gefallen, ihre Theorien zu 
bestätigen. (Schönen Gruß an den Staats- 
schützer Bredlow, der sicherlich diese Zei- 
len liest. Er mußte vor Gericht zugeben, drei 
Viertel der Aussagen selbst formuliert zu 
haben). Nach den Aussagen der Kronzeu- 
gen dachten die Staatsschützer, der Fisch 
sei im Netz. Die Staatsanwältin Brigitte 
Nielsen konnten sie so hundertprozentig 
überzeugen, daß diese offenbar der Mei- 
nung war, eine gesetzlich vorgeschriebene 
Ermittlungsaufsicht sei dieses Mal unnötig. 
Dadurch kam das miserabel zusammenge- 
zimmerte Gebäude in dieser Form zur 
Anklage und geriet den Beteiligten am Ende 
zur Blamage. 

Die Mordanklage war von vorne bis 
hinten konstruiert. Beim unterstellten Tat- 
motiv »politischer ‚Haß« hat der Staats- 
schutz offensichtlich von sich auf andere 
geschlossen. Zur Hilfe kamen ihm dabei 
Erkenntnisse des Berliner Landesamtes für 
Verfassungsschutz, die in wortgetreuer For- 
mulierung des Amtes von den Staatsschüt- 
zern als eigene Erkenntnis in die Akten 
gepackt wurden. Seit der Auflösung der SS 
1945 ist dieses Vorgehen in Deutschland 
illegal. Erkenntnisse des VS dürfen nur als 
Hinweise verwendet werden, die reguläre 
Polizei muß sie selbst beweisen. 

Daß diese illegalen Ermittlungsmetho- 
den nicht weiter zum Thema wurden, war 
schlußendlich das Verdienst der vorsitzen- 
den Richterin Gabriele Eschenhagen. Sie 
schmetterte einen Beweisantrag nach dem 
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anderen ab, den Abidins Rechtsanwalt Klie- 
sing stellte, um Licht in die dunklen 
Machenschaften der Behörde zu bringen. 
Als sich abzeichnete, wie verfahren sich 
die Situation für die Anklage gestaltete, 
beendete Frau Eschenhagen den Prozeß 
vorzeitig, im Einverständnis aller Seiten. 
Bereits zwei Wochen vor der Urteilsver- 
kündung einigten sich alle Beteiligten hin- 
ter verschlossenen Türen auf das Strafmaß. 
Daß die Angeklagten dem Vorgehen in ihrer 
Mehrheit zustimmten, ist ein Ausdruck für 
ihre Haltung, den Prozeß so schnell wie 
möglich hinter sich zu bringen. Den Kolle- 
gen des Staatsschützers Brediow blieb so 
jedoch eine weitere Blamage vor aller 
Öffentlichkeit leider erspart - mit dem 
Nachteil, daß diese Schonung der Ermittler 


ZUR, 


Die Solidarität mit den Angeklagten war 
richtig und notwendig, unabhängig, wie 
man zu der Aktionsform steht. Auch wenn 
das Verfahren noch nicht beendet ist, da 
noch gegen vier Personen ermittelt wird, 
möchten wir hier zu der Aktion an sich Stel- 
lung beziehen. Daß dies erst jetzt geschieht, 
liegt an der Notwendigkeit, Solidarität zu 
entwickeln: Die Konstruktion einer Mor- 
danklage sollte ein Hebel zur Kriminalisie- 
rung der ganzen Antifa werden, offene Kri- 
tik an der Aktion hätte diesem Manöver den 
Weg geebnet. Die hinterhältige Kriminali- 
sierungsabsicht des Staatsschutzes ist 
während des Prozesses einer breiteren 
Öffentlichkeit klargeworden, daher denken 
wir, daß nun Solidarität und Kritik mitein- 
ander zu vereinbaren sind. 

Vorneweg gesagt: Der Tod G. Kaindls 
war nicht beabsichtigt, das hat der Prozeß 
bewiesen. Es gibt immer die Gefahr, daß bei 
gewaltsamen Zusammenstößen jemand zu 
Tode kommt, besonders wenn Waffen im 
Spiel sind — und das ist bei Faschisten ja 
häufig der Fall. Wenn wir uns gegen Nazis 
wehren, gehen wir im schlimmsten Fall die- 
ses Risiko ein. Daß es in aller Regel ein sehr 
verantwortliches Umgehen mit Gewalt gibt, 
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kaum zur Änderung der eigenen Praxis bei- 
tragen wird. 

Dabei gehört die Vorsitzende Richterin 
Gabriele Eschenhagen durchaus nicht zu 
den linkenfressenden Nachfolgern der 
Volksgerichtshofes. Es lag unter anderem 
auch an ihr, daß rechtsstaatliche Normen in 
diesem Prozeß weitgehend eingehalten 
worden sind. Sie ist eine Frau mit liberaler 
Grundeinstellung. Das beinhaltet neben 
einer relativ aufgeklärten Weltsicht auch 
die Neigung, den Weg des geringsten 
Widerstandes zu gehen und zu versuchen, 
es allen Recht zu machen. Die Herrschen- 
den der deutschen Hauptstadt können sich 
bei ihr bedanken, da ein erneuter Polizeis- 
kandal wegen der Weitergabe von Namen 


aktiver Antifas an organisierte Neonazis 
mehr als angebracht gewesen wäre. 

Trotz dieses bitteren Beigeschmackes ist 
die Solidaritätsarbeit als ein großer Erfolg zu 
werten. Frau Eschenhagen erklärte in ihrer 
Urteilsbegründung, etwas esoterisch ange- 
haucht, daß eine dunkle Macht den Prozeß 
von Anfang an begleitet hätte. Daß sie 
damit nicht eine schwarz/braune Koalition 
von Ermittlern und Geschädigten meinte, 
wurde durch ihre Beschwerde über die vie- 
len Protestschreiben deutlich — anstatt sich 
zu freuen, endlich einmal Post von Europa- 
abgeordneten zu kriegen und in aller Welt 
bekannt zu sein. Wenn überhaupt, sind wir 
die helle Macht (mit Heiligenschein oder so 
ähnlich), die von besseren Zeiten singt und 
Freundinnen im Knast nicht alleine läßt. 


Funktionalisierung 


contra 


Verantwortung 


Eine Nachbetrachtung 
zur Aktion im China-Restaurant 


zeigt ein Blick auf die Statistik: bei mehre- 
ren 1000 antifaschistischen Aktionen der 
letzten Jahre ist ein Nazi bei einer Angriff- 
saktion getötet worden, bei den anderen 
bekanntgewordenen Fällen handelte es sich 
eindeutig um Notwehr. 

Auch wenn Faschisten oft nicht zögern, 
jemanden umzubringen, das belegen über 
80 Morde der letzten vier Jahre, können wir 
nicht Gleiches mit Gleichem beantworten 
(hier ist im Grunsätzlichen von der Situati- 
on in Deutschland die Rede und nicht vom 
jugoslawischen Bürgerkrieg). Dafür gibt es 
mehrere Gründe: 

1. Der Kampf gegen Faschismus ist auch 
ein Kampf für eine menschliche Gesell- 
schaft. Die Antifa sollte Gewalt so wenig 
und so dosiert wie möglich anwenden. Ziel 
der antifaschistischen Gewaltanwendung 
ist es, Gewalt einzudämmen. Sie ist not- 
wendig, will man nicht vor der Gewaltan- 
wendung der Nazis weichen. 

2. Der Kampf gegen Faschismus ist in 
erster Linier ein politischer. Das beinhaltet 
Öffentlichkeitsarbeit, Demonstrationen und 
Verhinderungsaktionen, antifaschistische 
Selbsthilfe und Selbstverteidigung. Um 
erfolgreich zu sein, müssen wir die beste- 


henden Kräfteverhältnisse zu unseren Gun- 
sten verändern. Es besteht nur dann eine 
Chance, wenn es gelingt, die Nazis und 
Ultrarechten innerhalb der Gesellschaft zu 
isolieren. Ohne politischen Rückhalt in Tei- 
len der Bevölkerung würde die Antifa in 
diesem Lande weggewischt. Das schwebt 
einem Teil des Repressionsapparates genau- 
so vor wie den Neonazis. 

3. Jede Eskalation des Kampfes zieht 
eine weitere nach sich. Verantwortliches 
Handeln bedeutet vorauszusehen, ob eine 
Eskalation des Kampfes richtig und tragbar 
ist oder nicht. Wenn eine Eskalation, z.B. 
durch Steigerung von Gewalt, die eigene 
Position schwächen wird und man nicht in 
der Lage ist einen Gegenschlag zu beant- 
worten, sollten politische AktivistInnen von 
sich aus den Kampf nicht eskalieren. 

4. Tote Faschisten nützen hier und heute 
nichts, sie dienen nur der Mythenbildung 
der Nazi-Szene. Jeder Fascho in Deutsch- 
land ist zur Zeit für deren Struktur ersetzbar. 


Zur Aktion 


In jedem Fall haben Leute, die Aktionen 
durchführen eine Verantwortung zur Pla- 
nung und Absprache, wenn irgendwie mög- 
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lich, damit kein ungewünschtes Resultat 
eintritt. Im Fall Kaindl wäre eine Absprache 
möglich gewesen (es handelte sich um eine 
Angriffs-, nicht um eine Verteidigungsakti- 
on) und sie hat offenbar nicht stattgefunden 
- ein Fehler, der teuer bezahlt werden 
mußte. 

Die Aktion war spontan — aber heißt 
spontan, gleich mit jeder oder jedem loszu- 
ziehen? Warum können ein psychisch kran- 
ker 19jähriger und ein ziemlich unpoliti- 
scher Gangjugendlicher Aussagen zu solch 
einer Aktion machen? Erkan war schon 
damals psychisch krank und keiner merkte 
etwas davon (übrigens bis zum Zeitpunkt 
seiner Verhaftung nicht). Bazdin war ein 
typisches Großmaul aus der Gangszene. 
Auch damals war bekannt, daß die meisten 
Gangbanger bei den Bullen plaudern und 
sich gegenseitig verpfeifen, wenn sie unter 
Druck geraten. 

Das ganze wäre ja zu entschuldigen, 
wenn es sich um eine Aktion wenig erfah- 
rener AktivistInnen oder die einer Jugend- 
gang gehandelt hätte. Viele von uns kennen 
die Situation, wenn es los geht. Dann ist es 
oft peinlich nachzufragen und eine genaue 
Planung einzufordern, besonders wenn 
Großmäuler den Ton angeben und alles 
ganz schnell gehen muß. 

Es war aber eine Aktion an der u.a Leute 
beteiligt waren, die über jahrelange politi- 
sche Erfahrung verfügen. Bei einem verant- 
wortlichen Umgang, der von politisch 
bewußten Leuten einzufordern ist, hätte 
eine Vorabsprache stattgefunden, in der 
auch die Grenzen der Aktion abgesteckt 
worden wären. Die Grenzen einer Aktion 
sollten sich nach dem »schwächsten Glied« 
einer Gruppe richten — es reicht, wenn 
eine/r quatscht, eine/r liegenbleibt usw. Die 
»politisch Erfahrenen« sollten sich 
bemühen, die Lage vorher zu überblicken. 


Bei ihren Überlegungen sollte der Mensch 
im Mittelpunkt stehen und nicht der schnel- 
le Erfolg einer Aktion. 

Derartige Überlegungen gab es in die- 
sem Fall offensichtlich nicht. Es dominier- 
ten Aktionismus und Oberflächlichkeit, 
darüberhinaus läuft das ganze Verhalten auf 
eine Funktionalisierung der Jugendlichen 
hinaus, da diese nicht in der Lage waren, 
die Situation zu überblicken, bzw. mit den 
Auswirkungen klarzukommen. 

Damit liegt für uns die Verantwortung 
für die bei den Bullen gemachten Aussagen 
in erster Linie auf Seiten der »politisch 
bewußten« Beteiligten. Sie haben bei der 
Aktion verantwortungslos gehandelt. (Des- 
wegen bleibt es trotzdem unannehmbar, 
bei den Bullen auszusagen und andere 
Leute zu belasten) 


Über den Umgang mit Verrat 


Unter den Unterstützerlnnen war der 
Umgang mit den beiden Jugendlichen sehr 
umstritten. Ein Teil, so auch wir, legte Wert 
darauf, diese nicht als Verräter abzustem- 
peln, sondern ihnen die Möglichkeit offen- 
zuhalten, ihr Verhalten zu korrigieren. Der 
andere Teil forderte, die beiden als Verräter 
auszugrenzen. Sie sprachen ihnen auf einer 
Solidemo am 19.9.94 mittels Lautsprecher- 
wagen »Kiezverbot« aus - anstatt sich selbst 
zu fragen, was falsch gelaufen ist. Denn 
noch kurz vor den Verhaftungen verstanden 
sich dieselben Leute bestens mit den »Ver- 
rätern«. Verrat kommt nicht von alleine, er 
setzt Fehler in den eigenen Reihen voraus. 
Wenn diese nicht behoben werden, gibt es 
immer wieder »Verräter«. 

Die Prozeßstrategie von vier der Ange- 
klagten, sich selbst zu be- und entlasten, mit 
dem Anspruch keine nicht anwesenden 
Personen zu belasten (hat leider nicht so 
100%ig geklappt), war in diesem Fall die 
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Repression gegen Antifas 


einzig mögliche. Anders hätten sich die 
Aussagen, auf denen die Anklage aufgebaut 
war, wahrscheinlich nicht entkräften lassen. 
Das soll aber nicht heißen, daß solche Ein- 
lassungen generell richtig sind. Diese Ein- 
lassungen waren Folge der bereits gemach- 
ten Aussagen und reine Schadensbegren- 
zung. 

Daß der Staatsschutz so lange brauchte 
etwas zu ermitteln, ist schon ein kleines 
Wunder. Die Gerüchteküche brodelte 
schon am Tag nach der Aktion und die 
Szene konnte den Tratsch genausowenig 
lassen wie offensichtlich einige der an der 
Aktion beteiligten. Nach den Verhaftungen 
blieb es den Unterstützern überlassen, die 
Aktion zu deuten. Das ist gar nicht so ein- 
fach, wenn man in der Auseinandersetzung 
nur die Presseberichte zu Grunde legen 
kann. Es boten sich mehrere Möglichkeiten 
an: a) eine Auseinandersetzung unter 
Nazis; b) eine Jugendgang c) eine Antifa- 
Aktion oder d), (für die Verschwörungstheo- 
retiker) eine Aktion des Geheimdienstes? 
Letztlich einigten sich die UnterstützerIn- 
nen auf die Variante c), wobei anfangs aller- 
dings heftig gestritten wurde, ob es eine 
glorreiche antifaschistische Aktion war oder 
eine Aktion mit Unfall. Ein Teil der Unter- 
stützerInnen wollte lieber Märtyrer im Knast 
sehen, die die Fahne hoch halten, und 
begriff die Folgen einer erfolgreichen Mor- 
danklage gar nicht. Diese Linie konnte sich 
schlußendlich nicht durchsetzen. 

Ein Ziel staatlicher Repression ist es 
immer, die politische Arbeit lahmzulegen. 
Das ist in diesem Fall aufgrund der großen 
politischen Struktur in Berlin nicht gelun- 
gen. Zu den Gründen gehören eine gute 
Zusammenarbeit eines Teiles der Unterstüt- 
zerInnen und der außerordentliche Einsatz 
einiger weniger. Glücklicherweise dauerte 
der Prozeß statt dem erwarteten viertel bis 
halbem Jahr nur zwei Monate. Wir haben 
deutlich gemerkt, daß wir nur noch mit der 
Verhinderung des Schlimmsten beschäftigt 
sind, wenn der Staat seine Repressionsma- 
schine anfährt. Andererseits konnten wir 
die Erfahrung der unbedingten Solidarität, 
trotz großer Unterschiede, und des Zusam- 
menhaltes in schlechten Zeiten machen. 

Einige UnterstützerInnen 


Anklage gegen AntifaschistInnen 


Im Juni 93 fand in Worms-Pfeddersheim 
ein Treffen der Neofaschisten ANK (Akti- 
onsfront Nationaler Kameraden) statt. 

Dazukommende AntifaschistInnen fan- 
den den Versammlungsort der Faschisten 
von Polizei abgesperrt vor. Nachdem das 
Auto eines Nazis beschädigt wurde, kessel- 
te die Polizei die Antifas ein und ging bru- 
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Repression gegen Antifas 


tal gegen sie vor. Im Nachhinein gab selbst 
die Polizeiführung zu, daß die Aktion gegen 
die 50 Antifas völlig unangemessen war. 

Jetzt, 11/2 Jahre später bekamen mehre- 
re AntifaschistInnen auf Grund dieser Akti- 
on Anzeigen wegen Verstoß gegen das Ver- 
mummungsverbots, Sachbeschädigung etc. 

Sie müssen in den nächsten Wochen 
mit der Verfahrenseröffnung rechnen. 


E 


Amtliches Rumgeschnüffel 


Vorsicht vor Leuten, die sich als Mitar- 
beiter des Innenministeriums vortsllen. In 
Berlin war im April letzten Jahres damit ein 
Anwerbeversuch des Verfassungsschutzes 
eingeleitet worden. Im Saarland scheint 
dies ebenfalls Praxis zu sein. 

Ende August 1994 meldete sich ein 
»Mitarbeiter des Innenministeriums«, wie 
er sich selbst vorstellte, telefonisch bei der 
Mutter eines Antifaschisten. Er legte 
während des Gesprächs Hintergrundwissen 
über den Jugendlichen durchblicken, z.B. 
über dessen Engagement für dem Natur- 
schutz im Alter von elf Jahren. Ziel des Tele- 
fonats war es offenbar, der Mutter Informa- 
tionen über einen anderen Antifaschisten 
zu entlocken. Diese wurde jedoch aufgrund 
der permanenten Fragerei mißtrauisch, 
fragte nach dem Grund des Anrufes. Der 
»Mitarbeiter des Innenministeriums« 
berichtete daraufhin von der Erstellung 
einer Statistik über das Zustandekommen 
von Demonstrationen. 

Etwa eine Woche später erhielt ein wei- 
terer Antifaschist am Arbeitsplatz Besuch 
aus dem Hause des Innenministers. Das 
gezielte und namentliche Ansprechen des 
Antifaschisten brachte dem Schnüffler 
jedoch nur die Aufforderung ein, sich zu 
verdrücken. Da half ihm auch das Argu- 
ment nichts, er wolle ja nur ein wenig zum 
Thema Rechtsextremismus plaudern. 

In einem von der saarländischen 
Jugendzeitung Rabatz dokumentierten 
Flugblatt zu diesen Vorfällen werden »alle 
Leute, die vom VS angequatscht wurden 
oder werden«, aufgefordert, »dies öffentlich 
zu machen«. Das sei nicht nur ein deutli- 
ches Zeichen für die Schlapphüte des 
Innenministeriums, daß an einer Zusam- 
menarbeit keinerlei Interesse besteht, 
dadurch würden auch »potentielle Anquat- 
schopfer dazu ermutigt, im Falle eines Fal- 
les ebenfalls offensiv damit umzugehen«. 
Gewarnt wird ausdrücklich vor dem Ver- 
such, dem Verfassungsschutz durch schein- 
bare Mitarbeit Informationen zu entlocken: 
»Es sollte jedem/er klar sein, daß die Ver- 
fassungsschutzbeamten speziell für solche 
Gespräche geschult sind, und sie sehr 
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schnell den Spieß umdrehen werden. Also 
zeigt denen gleich, woher der Wind weht, 
und erteilt ihnen eine ihnen gebührende 
Abfuhre. 

Dies zielt offenbar auf einen jugendli- 
chen Antifa im saarländischen Homburg 
ab, der, im Sommer 1994 vom Verfassungs- 
schutz angesprochen, »Gespräche« mit den 
Berufsschnüfflern führt(e), weil er sich 
davon »verwertbare Informationen« erhofft. 
Die dadurch ausgelösten Diskussionen im 
Saarland und persönliche Unterhaltungen 
mit diesem Menschen, konnten seine Mei- 
nung zu diesem Thema nicht ändern. Die 
Antifaschistischen Nachrichten Saar zogen 
deshalb in ihrer ersten Ausgabe diesen Jah- 
res die Konsequenz, »solange er sich nicht 
der Diskussion und Klärung gestellt hat«, 
würde er »auf den von uns organisierten 
Veranstaltungen und Initiativen« zum 
Gehen aufgefordert. 


Einsicht in die Akten des Ermittlungsver- 
fahrens bei der Generalstaatsanwaltschaft 
Niedersachsen (GSA) erhielten am 
22.12.1994 die Anwälte der Göttinger Anti- 
fas, die als vermeintliche Mitglieder der 
Antifa (M) von Kriminalisierung bedroht 
sind. Demnach wurden die Ermittlungen 
von 15 auf 25 Personen ausgedehnt. Der 
Vorwurf »terroristische Vereinigung« nach 
$129 a wurde fallengelassen. Es wird nun 
nach 8129, »kriminelle Vereinigung« ermit- 
telt. 

Damit wird die AA (M) zu einem 
Zusammenschluß, dessen alleinige Motiva- 
tion in der Begehung von Straftaten besteht. 
Zur Begründung wird mittlerweile fast aus- 
schließlich die Durchführung von ver- 
mummten Blöcken auf Demos herangezo- 
gen. Vom ursprünglichen »Anliegen«, der 
Aufklärung von 52 Anschlägen seit 1981, ist 
in den insges.31 ausgehändigten Aktenord- 
nern nichts mehr zu merken. Auch die 
angeblichen Kontakte zur RAF tauchen 
nicht mehr auf. 

Die Anklage beginntbereits jetzt, in sich 

zusammen zu fallen, die Vorwürfe werden 
zur Farce. Das eigentliche Ermittlungsinter- 
esse besteht, wie sich nun zeigt, in der 
Durchleuchtung antifaschistischer Struktu- 
ren. Hierzu wird ein großer Aufwand betrie- 
ben: 
- Protokollierung aller Telefonate der 
Betroffenen; die Protokolle sind nicht aus- 
gehändigt worden. 
- Ausspitzelung von Veranstaltungen der 
AA(M) durch Beamte des Landeskriminal- 
amtes, z.T. mit Videoaufzeichnungen. 
- Videoüberwachung wöchentlicher Tref- 
fen. 


- Einzelobservationen. zur Erstellung von 
Persönlichkeitsprofilen. Das verschärfte 
Ermittlungsinteresse der Landespolizei 
könnte auf die Unzufriedenheit mit der 
Deeskalationslinie der Göttinger Polizei 
zurückzuführen sein, die in den Akten 
anklingt. 

Ein Verfahren nach $129 a wegen Ver- 
kaufs einer Dokumentation zur RAF wurde 
abgetrennt. 

Unterdessen wird gegen die Geschäfts- 
führung des Buchladens Rote Straße und 


gegen Personen, die vom AA(M)-Verfahren 


betroffen sind, wegen einer Broschüre 
ermittelt. Es handelt sich um das Begleitheft 
zur Ausstellung »Verbotene Kunst« über 
Plakate, Ölbilder und »Agit-Prop«-Aktio- 
nen der antifaschistischen Göttinger Kultu- 
rinitiative »Kunst und Kampf« (Kuk). Es 
kann selbstverständlich weiter über KuK 
bezogen werden. Informationen zum Ver- 
fahren gibt es über die Antifa (M). Beide 
Gruppen haben die c/o-Adresse Buchladen 
Rote Straße, Rote Straße 10, 37073 Göttin- 
gen 


Prozeß gegen Antifaschisten 


Am 2.11.94 begann vor dem Jugend- 
schöffengericht Kassel der Prozeß gegen 
den Kasseler Antifaschisten Thomas. 

Die Anklage umfaßt Landfriedensbruch, 
versuchte gefährliche Körperverletzung 
sowie Verstoß gegen das Versammlungsge- 
setz. Die Vorwürfe der Anklage beruhen 
darauf, daß zwei Polizeibeamten in Zivil 
bei Thomas Schutzkleidung fanden und 
dieses als beweiskräftig genug gesehen 
wurde, um das Verfahren gegen ihn zu 
eröffnen. 

Tatsache ist, daß sich Thomas an einer 
Demonstration gegen eine Anti-Antifa- Ver- 
anstaltung am 27.12.92 in Meschede betei- 
ligt hat. 

Von PolizeibeamtInnen, z.T. mit gezo- 
gener Dienstwaffe geschützt, schossen die 
FaschistInnen aus dem Eingangsbereich der 
Polizeiwache mit Leuchtspurmonition auf 
die AntifaschistInnen. Im Anschluß an die 
Abschlußkundgebung wurde Thomas fest- 
genommen und später unter Androhung 
von Schlägen und Sprüchen wie »ein so 
junger Typ wie Du wirst im Knast bestimmt 
vergewaltigt« von zwei Zivilbeamten ver- 
hört. 

Das Verfahren gegen Thomas ist ein 
weiterer Baustein in dem Versuch den anti- 
faschistischen Widerstand zu spalten und 
zu kriminalisieren. 

Für Anwalts- und Prozeßkosten wird 
dringend Geld benötigt! 

Spendenkonto: H.J. Laube, Stadtspar- 
kasse Kassel, BLZ 52050151, Kto. 3920691 
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»Mit der S-Bahn in die Hölle« 


»Wahrheiten und Lügen über das erste 
Nazi-Konzentrationslager« so der Titel mei- 
nes Buches, welches im Frühsommer 1994 
im Aufbau Taschenbuchverlag Berlin 
erschien. Vielleicht ist der Titel zu reiße- 
risch und manch einer ist der Meinung, ein 
Auschwitz wäre schlimmer gewesen. Eine 
gefährliche These, die nur dazu dient, den 
Nazismus zu bagatellisieren. Umgekehrt ist 
es wahrer, denn am Anfang von Auschwitz 
stand Oranienburg. 

»Wer sich der Vergangenheit nicht erin- 
nert, ist dazu verurteilt, sie wieder zu erle- 
ben.« Dieser Spruch steht an einer Mauer in 
einer der vielen Baracken im ehemaligen 
KZ Auschwitz in Polen. Ein Spruch nicht 
nur gültig für die Generation, die diesen Teil 
der Geschichte erlebt hat. Egal ob Opfer 
oder Täter, ob Mitwisser oder Mitläufer. 

Vergangenheit und Gegenwart zugleich 
ist Oranienburg. Diese fast 800jährige Stadt 
an der Nordgrenze von Berlin sorgte mehr 
als einmal für Schlagzeilen in der deutschen 
und internationalen Geschichte. Das bisher 
schwärzeste Kapitel wurde in den Jahren 
zwischen 1933 und 1945 geschrieben. 

Naziideologie und ihre Partei entstan- 
den in dieser Stadt nicht über Nacht. Hitlers 
Gefolgsleute schwärmten von Oranienburg 
als der Stadt, in der bereits im Frühjahr 1925 
die erste Ortsgruppe der NSDAP im Kreis 
Niederbarnim gegründet wurde. Der Nazi- 
Bezirk Oranienburg reichte von der Nord- 
grenze Berlins bis Zehdenick, von Nauen 
und Fehrbellin bis Bernau und Biesenthal. 
In Oranienburgs Stadtmauern fand am 23. 
Oktober 1926 der Gautag von Berlin-Bran- 
denburg statt, wo mehr als 800 aktive Nazis 
teilnahmen. Prominenter Gast und Redner 
war der frischgekürte Gauleiter Joseph 
Goebbels. Oranienburger Nazis und SA- 
Leute waren als Schlägertruppe in ganz 
Deutschland bekannt. Gegen 55 von ihnen 
fand im Oktober 1931 ein Prozeß wegen 
Landfriedensbruch mit Überfall auf das 
Arbeiterlokal Lach statt. Als Formation zähl- 
te sie zu den Einsatztruppen von Berlin und 
wurde von den Naziführern schon vor 1933 
lobend erwähnt. 

Einflußreiche Gönner aus dem Bereich 
der Banken und der Wirtschaft stellten für 
die Niederbarnimer SA-Leute schließlich 
Räumlichkeiten in einer stillgelegten Braue- 
rei in Oranienburg kostenlos zur Verfügung. 

Eigentümer des Bodens und der Gebäu- 
de war seit 1927 bzw. 1930 die Berliner 
Kind! Brauerei Aktiengesellschaft in Berlin- 
Neukölln. 

Nur knappe sechs Wochen nach dem 
30. Januar 1933 vergingen, als in der »Alten 
Brauerei«, wie sie von den Einheimischen 


Die ersten Gefangenen im KZ Oranienburg im März 1933. 


genannt wurde, die organisierte staatliche 
Brutalität in Gestalt der Konzentrationslager 
begann. 

Am 21. März 1933, dem »Tag von Pots- 
dam« meldete SA-Sturmbannführer Werner 
Schäfer seinen Vorgesetzten, daß das KZ 
208 Oranienburg zur Aufnahme von politi- 
schen Häftlingen bereit sei. Es vergingen 
nur Stunden, als am Abend des gleichen 
Tages die ersten 40 Gefangenen eingeliefert 
wurden. Es waren SPD- und KPD-Mitglie- 
der, Gewerkschafter und Reichsbanner- 
Leute aus Niederbarnim und Berlin. 
Wochen später kamen Häftlinge aus allen 
Teilen Preußens. 

Die Unterbringung war mehr als men- 
schenunwürdig. »Schlafsäle«e waren die 
gewölbten kühlen Kellerräume, in denen 
früher das Bier gelagert wurde. Nur wenige 


Zentimeter Stroh bedeckten den Zement- : 


fußboden, auf denen die Verhafteten schla- 
fen konnten. Als Waschgelegenheit gab es 
in der Anfangszeit eine einzige Wasser- 
pumpe. 

In Kompanien eingeteilt war neben der 
täglichen Gefangenenarbeit im Stadtgebiet 
und außerhalb, in der wenigen Freizeit der 
militärische Drill und »Freizeitsport« 
bestimmend. Ältere Männer von 60-80 Jah- 
ren wurden ebenso wie 13- und 15jährige 
Kinder über die berüchtigte Eskaladierwand 
gejagt. 

Man muß endlich Schluß machen mit 
dem Gerede, daß das KZ Oranienburg zur 
Kategorie der sogenannten »wilden KZs« 
gehörte. Das Lager 208 Oranienburg hatte 
von Anfang an den Charakter einer Stätte 
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der bewußten Isolierung und Grausamkei- 
ten für Andersdenkende. 

Mehr und mehr entwickelte sich das KZ 
inmitten der Stadt zu einer zentalen Folter- 
stätte des Landes Preußen. Per Regierungs- 
anweisung vom 24. Juni 1933 erfolgte die 
Auflösung kleinerer Lager und Überführung 
der Gefangenen nach Oranienburg. 

Die Lebensdauer des SA-KZ-Oranien- 
burg und ihr Ausbau wurde entscheidend 
von der Haltung der Oranienburger Stadt- 
väter geprägt. Diese beschlossen nämlich 
aus Mitteln der Stadtsparkasse einen günsti- 
gen Kredit der SA-Führung zu gewähren. 
Die Rückzahlung erfolgte unter Ausnutzung 
der KZ-Häftlinge als billige Arbeitssklaven. 
Magistrat von Oranienburg und SA-Lager- 
kommandantur schlossen einen »Sechs- 
Punkte-Vertrag« über »die Beschäftigung 
der in Schutzhaft befindlichen Personen«. 
Aus einer Gesamtaufstellung vom Oktober 
1934 geht hervor, daß die KZ-Häftlinge von 
Oranienburg für weit mehr als 100 000 
Arbeitsstunden ausgenutzt wurden. Das KZ 
Oranienburg war in vielerlei Hinsicht 
Modell für spätere Konzentrationslager in 
Deutschland und Europa. In ihm wurden 
Männer, Frauen, Jugendliche und Kinder 
gefangengehalten. Neben Deutschen 
waren Personen anderer europäischer Staa- 
ten inhaftiert. Es gab sowohl politische 
Gefangene, wie auch Sinti und Roma und 
andere Häftlingsgruppen. Eine spezielle 
»Judenkompanie«, in der deutsche Bürger 
jüdischen Glaubens inhaftiert waren, war 
der besonderen Behandlung durch die SA 
ausgesetzt. 
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Die dem KZ gegenüberliegende Gaststätte lieferte die Verpflegung für die Häftlinge. 
Haben die Frayen nicht gewußt, für wen die Brote bestimmt waren? 


Wenige Tage nach dem 21. März 1933, 
dem Tag der Inbetriebnahme des KZ-Lagers, 
konnte man in Berlin und anderswo im Flü- 
sterton die folgende Frage gestellt bekom- 
men: »Kennen Sie das neueste Berliner 
Sprichwort? Es lautet: “Schweigen ist Gold - 
Reden Oranienburg‘«. 

Damit reagierten die in die Illegalität 
gegangenen und die noch in Freiheit ver- 
bliebenen Bürger auf ihre Art gegen das 
Lager in der »Alten Brauereie«. 

Monatelang beschäftigte sich die in- 
und ausländische Presse mit dem SA-KZ 
208. Der Name Oranienburg wurde zum 
Symbol für Konzentrationslager in Deutsch- 
land. Oranienburg war der meistgenannte 
und meistgehaßte Ort im Nazireich. Die 
SA-Führung und der Propagandaapparat 
der Nazipartei taten alles, um in der Weltöf- 
fentlichkeit den Beweis anzutreten, daß es 
gar nicht so schlimm sei und die »verbreite- 
ten Greuelberichte erfunden wären«. 

Die Nazi-Wochenschau drehte im 
Frühjahr 1933 einen Kurzfilm über das KZ 
Oranienburg, der überall in Deutschland 
vor dem Hauptprogramm gezeigt wurde. 

Im Juni 1933 gab es die ersten Todesop- 
fer des Lagers. Der Todesort wurde wissent- 
lich verschwiegen. So hieß es in der 
Todesurkunde Nr. 143 vom 30. Juni 1933: 
»Die Ortspolizeibehörde in Oranienburg 
hat mitgeteilt, daß der Schlosser Wilhelm 
Sens, 30 Jahre alt, zu Oranienburg, Berliner 
Straße 21, (das war das Grundstück auf dem 
die SA-Lagerführung residierte) am 28. Juni 
1933 verstorben sei.« Eine Todesursache 
war nicht vermerkt. SPD-Reichstagsabge- 
ordneter Seger schildert in seinem authenti- 
schen Erlebnisbericht über das KZ Oranien- 
burg die wahren Todesursachen. Er schrieb: 
»...Die Spuren der Mißhandlungen an sei- 
nem Körper, blutunterlaufene, tiefblau und 
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schwarz gefärbte Stellen auf dem Rücken 
und von den Schulterblättern bis zum 
Gesäß, auf den Oberschenkeln und an den 
Waden habe ich gesehen. Ich kann also 
bezeugen, daß auch dieser vollkommen 
gesund gewesene Arbeitersportler Sens 
vom SA-Sturmbannführer Krüger und zwei 
SA-Männern, also mit drei Gummiknüp- 
peln zu Tode geschlagen worden ist. Er ver- 
schied durch Herzschlag infolge der durch 
die zahllosen und wahnsinnigen Schläge 
am ganzen Körper aufgetretenen Blutstau- 
ungen.« 

Drei Tage zögerten die Nazis, ehe sie 
ihre Lügenmeldung über den Tod des jüdi- 
schen Schriftstellers Erich Mühsam seiner 
Ehefrau, der deutschen und internationalen 
Öffentlichkeit servierten. Am 12. Juli 1934 
verkündete das Deutsche Nachrichtenbüro 
über Rundfunk und Presse die folgende 
Meldung: »Der durch seine Teilnahme am 
Münchner Geiselmord bekannte sozialde- 
mokratische Schrifsteller Erich Mühsam, 
der sich in Schutzhaft befand, hat seinem 
Leben durch Erhängen ein Ende gemacht. 
Mühsam, ein geborener Berliner, stand im 
57. Lebensjahr und war 1919 zu 15 Jahren 
Festung verurteilt, 1924 aber begnadigt 
worden.« 

Kein Wort über Todestag und -ort. Der 
Inhalt der Bekanntmachung eine heuchleri- 
sche Lüge. In Wirklichkeit wurde er von SS- 
Leuten, die wenige Tage zuvor das SA-KZ 
Oranienburg übernommen hatten, ermor- 
det. Mitgefangene berichteten, daß Müh- 
sam am 9. Juli 1934 zu SS-Sturmführer Ehr- 
ath befohlen wurde, der ihn mit den Worten 
empfing: »Na, Mühsam, wie lange geden- 
ken Sie noch in der Welt herumzulaufen? 
Wenn Sie sich nicht selbst aufhängen, wer- 
den wir wohl nachhelfen müssen!« 


‚gen Konsentradonelngers statt: 
: Buchenwald: 9.Aprl 
: Mittelbau-Dora: 9. April 
Flossenbüttel: 22/23. April : 
 Ravensbrück: 23. April, 11.00 Uhr 


Sachsenhausen: 23. April, 15.00Uhr 
Bergen-Belsen: 27. April 
Dachau: 30. April 

Die Lagergemeinschaft Ravens- 
brück benötigt noch Geld, um den 
‚Aufenthalt der früheren Häftlinge an 
den Tagen der Gedenkfeierlichkeiten 
zu unterstützten. 

Spenden bitte auf das Konto der 
Lagergemeinschaft bei der 
Berliner Bank, Kto.: 3059955500, 

: BLZ 10020000. 


Erneut wurde er gegen 21.00 Uhr zur 
SS-Lagerführung geholt. Von dort kehrte er 
niemals wieder zurück. Allen war klar, daß 
man Erich Mühsam im Kommandantenzim- 
mer ermordet und seine Leiche, um einen 
Selbstmord vorzutäuschen, in der Abortan- 
lage aufgehängt habe. Am 10.Juli, einen Tag 
später, versammelten sich seine Freunde 
und Kameraden, um ihn in einer illegalen 
Gedenkveranstaltung zu ehren. Es erklang 
das »Moorsoldatenlied« und man schwor, 
den Toten niemals zu vergessen. 

Wenige Tage später wurden die Insas- 
sen des KZ Oranienburg in das Lager Lich- 
tenburg transportiert. Oranienburg blieb auf 
Weisung von Himmler als Reservelager 
bestehen. 

Den Weg in den Vorhof der Hölle muß- 
ten tausende Hitlergegner durchlaufen. 
Mindestens 8000 Gefangene wurden vom 
März 1933 bis Juli 1934 inhaftiert. 

Vieles wäre noch zu sagen, und Fragen 
über Fragen gilt es auch heute noch zu 
beantworten. So z.B., daß in der DDR das 
Buch von Gerhart Seger über seine Erleb- 
nisse im KZ Oranienburg nicht gedruckt 
wurde, daß zwar eine Gedenktafel in Jahre 
1948 eingeweiht wurde, ansonsten aber 
wenig getan wurde, eine Erinnerungstätte 
an das erste KZ Deutschlands zu schaffen, 
daß man 1993 plante, auf dem Gelände des 
früheren KZ einen Supermarkt zu errichten, 
daß Historiker beauftragt wurden, den 
genauen Standort festzustellen, der eigent- 
lich allen bekannt war. 

Mein Buch soll Mahnung und Erinne- 
rung zugleich sein, ich hoffe es findet viele 
Leser. 

Hans Biereigel 


Antifaschistisches INFO-Blatt Nr.29, März/ April 1995 


Geschichte 


Revolte eines Vernichtungslagers 


Ein Roman zu Treblinka von J. F. Steiner 


Am 2. August 1943 revoltierten die 
Häftlinge des Vernichtungslagers 
Treblinka. Das Lager ging in Flammen 
auf. Einem Teil der Häftlinge gelang 
die Flucht; nur wenige haben die fol- 
genden Tage, Wochen, Monate über- 
lebt. Jean Frangois Steiner hat mit 
einigen der Überlebenden gespro- 
chen. Er hat die mühevolle, von zahl- 
reichen Rückschlägen gekennzeich- 
nete Entwicklung und Geschichte des 
Aufstands rekonstruiert. 


Vor der physischen Vernichtung zielte 
die SS auf die psychische Auslöschung ihrer 
Gefangenen. Mit immer ausgeklügelteren 
Maßnahmen sollte den Gefangenen ihre 
Würde genommen werden. Sie sollten sich 
selbst nicht mehr als Menschen empfinden. 
Höhepunkt ihrer Unterwerfung sollte ihr 
widerstandsloses Hineinfügen in die eigene 
Vernichtung sein. Eines der wichtigsten Mit- 
tel, den Häftlingen jede Selbstachtung zu 
nehmen, war, ihnen zu suggerieren, durch 
immer mehr und mehr Anpassung und Füg- 
samkeit gäbe es doch noch eine kleine 
Chance, das eigene Überleben zu sichern. 
Dieser Prozeß, bereits in den Ghettos in 
Gang gesetzt, wurde im KZ zum ausgefeil- 
ten System. 

Erster verzweifelter Ausdruck, der SS 
nicht die Entscheidungsgewalt über Leben 
und Tod der Gefangenen lassen zu wollen, 
waren die massenhaften Selbstmorde in 
den Anfängen des Lagers. Zugleich waren 
sie hartnäckige Gegner jedes organisierten 
Widerstands. So bestanden die ersten 
Widerstandsaktionen darin, Nacht für 
Nacht Mithäftlinge daran zu hindern, sich 
aufzuhängen und bereits Bewußtlose wie- 
der abzuschneiden. Ein gewichtiges Argu- 
ment sprach dafür, sich zu wehren: Die Bot- 
schaft aus der Hölle von Treblinka mußte in 
die Welt getragen werden! Stück für Stück 
entwickelte sich in den Häftlingen die Vor- 
stellung einer organisierten Revolte. 

In der Endphase des Lagers führte die SS 
einen sonntäglichen Amüsier-Nachmittag 
ein. Den Gefangenen sollte vorgeführt wer- 
den, daß sie inzwischen gefühllos und 
nichtmenschlich genug seien, auf den Lei- 
chen ihrer Brüder und Schwestern zu tan- 
zen. Die SS ahnte nicht, daß ein Wider- 
standskomitee nur auf den richtigen Zeit- 
punkt zum Losschlagen wartete. Das 
Widerstandskomitee ermunterte die Gefan- 
genen, sich an den widerlichen Vergnü- 


gungsveranstaltungen - den Feuerschein 
der brennenden Leichen im Rücken -zu 
beteiligen. Die Spannungen zwischen Pei- 
nigern und Unterdrückern durften jetzt auf 


Ausschnitt aus dem Buch: 

»Adolf hatte sich angewöhnt, den 

Neuankömmlingen über: Treblinka 
. sofort die Wahrheit zu sagen. Ertates 
auf die nüchternste Weise und sprach 
.dann gleich von der Revolte. Er war | 
Jahintergekommen, ‚daß bei dieser 

: Reihenfolge der Neue nicht so tief in 
den Abgrund stürzte wie sieselberbei 
ihrer Ankunft. Er machte ‚ihnen 

sogleich Hoffung, an die sie sich 
 klammern. ‚ konnten und dadurch ii 


.dend, denn auf diese Weise mußten 
sie | nicht gegen einen Minderwertig- 


‚ber und. gegen einen Schuldkomplex & 
in sich selber ankämpfen, Selbst der, 
der mit Todich 16 = hi wat, 


_ um auf en seinerFamiliezu 
E überleben; er fat es, um zu kä ıpfen.« 


keinen Fall zunehmen, denn dies hätte die 
Vorbereitung des Aufstands gefährdet. In 
den Augen der SS waren die Juden »Unter- 
menschen«, denen der Mut zum Wider- 
stand fehlte. Und die Gefangenen spielten 
die ihnen zugedachte Groteske mit. Sie 
arbeiteten, lachten und tanzten, wie es von 
ihnen gefordert wurde, und indem sie so 
ihre Unterdrücker in Sicherheit wiegten, 
schufen sie Raum für den Aufstand. 
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Als Himmler das Lager besuchte, war 
klar, daß jetzt das Ende gekommen war. 
Berge von Ermordeten wurden wieder aus- 
gebaggert und verbrannt. Die SS wollte die 
Spuren ihrer Verbrechen löschen. Ein dra- 
matischer Wettlauf mit der Zeit begann. Der 
Aufstand mußte stattfinden, bevor die letz- 
ten Leichen verbrannt waren. Zwei 
Angehörige des Widerstandskomitees ris- 
kierten ihr Leben, um sich in die Hölle des 
Lager II strafversetzen zu lassen. Nur auf 
diesem Wege konnte der Aufstand gemein- 
sam mit den Insassen des abgeschotteten 
Lagers Il, die das Töten und Verbrennen der 
Mithäftlinge durchführen mußten, organi- 
siert werden. 

Die Mitglieder des Komitees wußten, 
daß sie den Aufstand nicht überleben wür- 
den. Ihre Aufgabe sollte es sein, die Flucht 
der Häftlinge zu decken und die Wach- 
mannschaften so lange wie möglich an 
deren Verfolgung zu hindern. So viele die- 
ser »Herrenmenschen« wie möglich sollten 
getötet werden - ein Weg, die eigene Würde 
und Menschlichkeit zurückzuerkämpfen. 

Jean Frangois Steiners Buch ist einer der . 
wenigen gelungenen, mir bekannten Roma- 
ne Dritter zum Thema Holocaust. Es ist 
Steiner geglückt, lebendige, einprägsame 
Menschen erstehen zu lassen. Der Falle der 
falschen Heroisierung ist er durch genaue 
Analyse von Machtstrukturen und -mecha- 
nismen entgangen. Das Buch ist eine sehr 
empfehlenswerte und ungeheuer spannen- 
de Bereicherung. Schnürt einem die Lektü- 
re auch manchmal den Hals zu, ist es 
zugleich unmöglich, es aus der Hand zu 
legen. 

Erneut aufgelegt hat das Buch der Berli- 
ner Harald Kater-Verlag 1994, der sich 
bereits mit Mareks Edelmanns »Das Ghetto 
kämpft« um eine weitere wichtige Veröf- 
fentlichung zum jüdischen Widerstand ver- 
dient gemacht hat. Preis: 29,80 DM 
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Leuthardt, Beat: Festung Europa. Asyl, 
Drogen, ‘Organisierte Kriminalität’: Die 
“Innere Sicherheit’ der 80er und 90er Jahre 
und ihre Feindbilder. Ein Handbuch. Rot- 
punktverlag, Zürich 1994, 448 S., DM 43,- 
Zu beziehen über: Medienbüro, Leuthardt, 
PF 1526, 79550 Weil a.Rh.1 

Der Prozeß der europäischen Vereinigung hat 
derzeit einen fast völlig undemokratischen Cha- 
rakter. Es geht v.a. um die Schaffung eines starken 
westeuropäischen Blockes, der im internationa- 
len Imperialismus konkurrenzfähig ist. Besonders 
bedrohlich wird dies vor dem Hintergrund einer 
Politik der Abschottung nach außen, der Kontrol- 
lenach innen. Beide Seiten der »Festung Europa« 
bedingen einander. Der Schweizer Jurist und 
Publizist Beat Leuthardt, seit Jahren in der Flücht- 
lingsarbeit aktiv, widmet sich nun diesem Thema. 
Nach einem Abriß der jüngsten Asylrechtsge- 
schichte in Europa wird im ersten Teil über die 
»alten und die neuen Grenzen« die Praxis der 
Einwanderungspolitik an regionalen Beispielen 
dokumentiert. Im zweiten Teil geht es dann um 
die »alten und neuen Feindbilder« und die Struk- 
turen, die geschaffen werden, um Kontrolle nach 
innen auszuüben. Hier läuft der Autor zuweilen 
Gefahr, die von den Herrschenden geplanten 
Maßnahmen mit den Chancen ihrer Realisierung 
zu verwechseln. Die Ebene des Widerstandes 
kommt dabei kaum zur Sprache. 

In der Einleitung heißt es: »Nur Dank vieler Indis- 
kretionen aus allen westeuropäischen Polizeistu- 
ben und Innenministerien konnte dieses Buch 
überhaupt geschrieben werden... Diese ... sind 
vor allem liberal denkenden Beamten in Bonn, 
Den Haag und London zu verdanken, die mit der 
politischen Entwicklung nicht einig gehen.« Hier 
zeigt sich - wie auch im neuen »Pangermanis- 
mus«-Buch des Mitarbeiters des Auswärtigen 
Amtes von Goldendach -, daß es im Apparat 
immer noch und evtl. zunehmend aufrichtige 
Demokratinnen gibt. Diese Tendenzen so zu 
unterstützen, daß sie das reibungslose Funktio- 
nieren behindern, ist Chance und Verpflichtung 
für alle, die die Festung Europa schleifen wollen. 
Entsprechend seiner Bedeutung im europäischen 
Rahmen nimmt Deutschland bei Leuthardt eine 
zentrale Stelle ein. Interessant ist aber auch der 
Blick auf die kleine Schweiz, die oft vergessen 
wird, aber eine nicht zu unterschätzende Rolle 
im beschriebenen Prozeß spielt. 
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Broschüren, 
Zeitungen 


Dem Anspruch, Handbuch zu sein, wird »Fest- 
ung Europa« durch seine Materialfülle, kaum 
aber durch Aufmachung und Aufbau gerecht. Ein 
umfangreiches Register bietet zwar einen schnel- 
len Zugriff, zahlreiche Grafiken geben einen 
guten Überblick, doch hätte neben dem span- 
nenden und aktuellen darstellenden Teil eine 
mehr systematische Darstellung von Strukturen 
und Handlungsträgern den Wert als Handbuch 
gesteigert. Auf eine ausführliche Literaturliste ist 
bedauerlicherweise verzichtet worden. Dennoch 
wird »Festung Europa« noch auf Jahre Material 
für die Diskussion um innere Sicherheit und 
Migration in Europa liefern, und dem kleinen 
Rotpunktverlag kann zu diesem Buch nur gratu- 
liert werden. z 


Annette Linke, Der Multimillionär Frey 
und seine DVU, 222 Seiten, Klartext Verlag 
Nov.94, 16,80 DM 

Mit über 25.000 Mitgliedern ist sie die größte 
faschistische Organisation Deutschlands, die 
wöchentliche Auflagenhöhe ihrer Zeitungen 
erreicht die Marke von 100.000 Exemplaren. 
Eine Partei geführt wie ein Konzern, nicht in 
Teamarbeit wie in der Industrie, sondern in 
Alleinregie. Gerhard Frey, Haus- und Parteibesit- 
zer, verkörpert wie wenig andere Nazis die Kon- 
tinuität des dumpf-deutschen Nationalismus. Er 
ist so eindeutig Nazi und verstaubt, daß ihn 
keine/r so richtig ernst nehmen will — seine 
Gefolgschaft, alte Säcke, Kriegsverherrlicher, die 
vom Aussterben bedroht sind? 

Dagegen spricht der Wahlerfolg bei den Schles- 
wig-Holsteinischen und Bremer Landtagswah- 
len. Die Alten, die ihren Enkeln vom Schützen- 
graben erzählten, stellten das Rückgrat in Freys 
Gefolgschaft. Gegenüber den Massenmördern 
des »Ill.Reiches« hatte die DVU noch nie 
Berührungsängste. Die Tatsache, daß sie diese 
mitunter gegenüber ihren pickligen Nachfolgern 
hat, läßt den Schluß zu, daß nicht Gewaltfreiheit 
und Demokratieverständnis dafür ausschlagge- 
bend sind. Die Neonazis distanzieren sich öffent- 
lich genauso gerne von Frey wie umgekehrt. Das 
hinderte sie aber nicht den, Ordnerdienst zu stel- 
len, in der Vergangenheit und auch heute. 

Das Buch des AutorInnenkollektivs der Autono- 
men Infogruppe Kiel bietet einen guten 
Überblick über Gerhard Frey und sein Imperium. 
Diese Lektüre ist Geschichte, erzählt in spannen- 


der und interessanter Form. Frey war schon 
immer so dumpf faschistisch wie heute. Das läßt 
tief in die tumben Schädel gesellschaftlich 
führender Personen blicken, die seinen Weg in 
Freundschaft kreuzten. Der SeıpL, Alfred von der 
CSU, ehemals bayrischer Ministerpräsident, war 
Frey-Berater und -Freund. Gleiches läßt sich über 
den Gründer des Bundesnachrichtendienstes 
(BND), Reinhard GeHLen, sagen oder über den 
Kommentator des Grundgesetzes und Ziehvater 
des Bundespräsidenten Herzoc, den allseits 
gelobten Prof. Dr. Theodor MAunZ, der Herrgott 
hab“ ihn seelig. Frey bleibt diskret solange seine 
mächtigen Freunde leben, sterben sie, brüstet er 
sich mit ihrer Freundschaft — sehr zum Leidwesen 
der überlebenden politischen Freunde der Toten. 
Die DVU ist leider nicht nur ein Stück Geschich- 
te. Deshalb sollte man über sie Bescheid wissen. 
Das vorliegende Buch ist dafür gut geeignet, es ist 
übersichtlich und erspart viel Nachlesen in Freys 
Hetzpostillen. Ein Schwachpunkt ist die zu kurz 
geratene Darstellung der Ideologie (was für ein 
hochtrabendes Wort für das braune Geseier der 
DVU):’Hier hätten Überschneidungen zu den 
Kräften aufgezeigt werden können, für deren 
Wahlunterstützung die DVU angetreten ist, bevor 
sie sich als Partei formierte: CDU/CSU und FDP. 
Dieses Jahr tritt die DVU wieder zu den Bremer 
Senatswahlen an. 


Wolfgang Schäuble: »Und der Zukunft 
zugewandt«, Siedler Verlag, Berlin 1994, 
254 S., 39,80 DM 

Eine Textzeile aus der DDR-Nationalhymne zitie- 
rend wendet sich der Fraktionsvorsitzende der 
CDU/CSU Schäuble einer Zukunft nach seiner 
Vorstellung zu. Einer Zukunft, in schönen Worten 
verpackt, aber unmenschlich für viele, die ein- 
mal in ihr leben müssen. 

Deutschland ist wieder wer! In diesem Sinne 
definiert Schäuble die angebrochene Zukunft, in 
der Deutschland wieder in führender Stellung im 
Kampf um die ökonomische und militärische 
Weltmacht mitstreitet. War in vergangenen Zei- 
ten, im Kampf gegen den Kommunismus, die 
transatlantische Allianz und die damit verbunde- 
ne Westbindung von Nöten, so wird diese zur 
Sprachhülse der »Wertegemeinschaft der freien 
Welt«. Es geht wieder um die deutsche Nation, 
wobei selbst Schäuble einräumen muß, daß es 
ganz alleine nun leider doch noch nicht geht: Die 
Bindung an Europa sieht auch er als Garant für 
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die politische und ökonomische Stabilität 
Deutschlands. Aber immerhin wird Deutschland 
in diesem neuen Europa selbstverständlich eine 
Vorreiterstellung einnehmen. Ganz im imperiali- 
stischen Geiste von vorvorgestern beschwört er 
die Vorbildsrolle Deutschlands gegenüber Osteu- 
ropa, bei der man diese Länder selbstverständlich 
nur am Kuchen der eigene ökonomischen Macht 
schnuppern, nicht aber teilhaben läßt. 

Nein, ganz und gar nicht, Besitzstände wollen 
schließlich gewahrt bleiben. Eingebettet im ver- 
einten Europa, zeigt man sich wehrhaft gegen 
alle vermeintlichen Angriffe auf den eigenen 
Reichtum. »...die Randlage ist Episode geblieben: 
Wir Deutschen sind jetzt wieder mitten in Euro- 
pa. Die Türen und Fenster sind nach allen Seiten 
weit offen. Aber es zieht auch kräftig von allen 
Seiten herein in unser deutsches und europäi- 
sches Haus. Also müssen wir es wetterfester 
machen.« Und um diese »Wetterfestigkeit« zu 
erreichen, sind einem alle Mittel recht, hier rein 
pazifistisch zu denken, wäre da ein für Deutsch- 
land verhängnisvoller Fehler, denn »Selbstbe- 
hauptungswille und Wehrhaftigkeit (...) auch mit 
militärischen Mitteln (...) sind wohl noch lange 
unverzichtbar. « 

Aber es geht nicht nur um die Wetterfestigkeit 
nach außen, auch im Innern dieses neuen 
Deutschlands der Zukunft liegt noch so manches 
im argen und muß noch ordentlich aufgeräumt 
werden. 

Menschen anderer Nationalitäten die Möglich- 
keit zu geben, in diesem Land Schutz vor Hunger 
und Verfolgung zu gewähren und sie damit gar 
ein Minimum am eigenen Reichtum teilhaben zu 
lassen, dem konnte nun endlich — zwar mit vie- 
len umständlichen und unnötigen Umwegen - 
ein Riegel vorgeschoben werden. Aber immer 


noch gibt es viele, zu viele, die dem Staat auf der 
Tasche liegen oder ihn in anderer Form von innen 
bedrohen. Aber keine Sorge, Chefideologe 
Schäuble weiß Rat: Radikale Kürzungen im Sozi- 
albereich und Ausbau der inneren Sicherheit sol- 
len die Antwort sein. 

Kranke, die ja eh nur simulieren, sollen ihre 
ersten vier Krankheitstage gefälligst selbst zahlen, 
Schluß mit dem absurden Egalitätsdenken und 
den BAFÖG-Zahlungen an StudentInnen: Elite- 
förderung ist angesagt. Und last not least: Schluß 
mit der Unterstützung Arbeitsunwilliger, es ist an 
der Zeit, daß der Staat Arbeitslose zu »sozial 
nützlichen Arbeiten« heranzieht. 

Tja, und wer sich gegen all das wehren will, 
kriegt’s mit der Staatsmacht zu tun: In Schäubles 
schöner neuer Welt wird es die Bundeswehr sein, 
die gegen Linke, Chaoten und andere, die auf- 
mucken, eingesetzt wird. 

In dieser, dann endlich von Schmarotzern und 
Chaoten aufgeräumten, Welt, wird dann der Rest 
der Menschheit, selbstverständlich der deut- 
schen Menschheit, in Ruhe leben. Die Frauen 
müssen sich nicht mehr mit Lohnarbeit 
abmühen, wozu sie auch keine Zeit mehr haben, 
da Kitas kaum noch vorhanden sind - zurück zur 
Familie heißt schließlich die Parole - und anson- 
sten wird in der Freizeit gebetet. Religiosität statt 
politisches Bewußtsein, so stellt sich Schäuble 
den deutschen Bundesbürger vor, denn »Religion 
schafft Hoffnung und Zukunftsmut«, politische 
Utopien hingegen enden Schäuble folgend im 
Totalitarismus. Darüber hinaus ist es doch um so 
vieles praktischer, wenn nur einige wenige das 
Geschick des Landes in der Hand haben, so ist 
sichergestellt, daß auf Dauer alles so bleibt, wie 
es ist: Oben bleibt oben und unten bleibt unten. 
Vieles in Schäubles Buch ist bislang Zukunftsmu- 
sik, aber sie sollte ernst genommen werden. Den- 
ken wir an die schrittweise Abschaffung des Asyl- 
rechts, so wissen wir, daß Schäuble sehr wohl 
seine Ziele systematisch umzusetzen weiß. 
Schäuble beschreibt in seinem Buch nicht seine 
politische Utopie, er legt vielmehr seinen 
Schlachtplan offen. Es lohnt sich daher, das Buch 
zur Kenntnis zu nehmen, um zu wissen, in wel- 
che Richtung sich Deutschland in den nächsten 
Jahren entwickeln soll. 


Helmut Kellershohn: »Das Plagiat. Der 
Völkische Nationalismus der Jungen Frei- 
heit.« DISS (Duisburger Institut für Sprach- 
und Sozialforschung), 352 S., 34.- DM. 
Das Ende 1994 erschienene Buch ist eine gelun- 
gene Ergänzung der bereits von AntifaschistInnen 
recherchierten und publizierten Hintergründe 
um die rechte Wochenzeitung Junge Freiheit. ! 
Von ihrer Entstehung 1986 als rechte Schülerln- 
nenzeitung bis zum bisherigen Höhepunkt 1994 
als wöchentlich erscheinendes Organ eines 
»rechten Pluralismus« wird die Entstehungsge- 
schichte der Zeitung chronologisch nachge- 
zeichnet. Anhand verschiedener Themenschwer- 
punkte wie Elitedenken, Kulturbegriff, »Ethnop- 
luralismus«, Frauenbild, Geschichtsrevisionis- 
mus und Mitteleuropakonzept wird die dahinter- 
stehende Ideologie des Völkischen Nationalis- 
mus nachgewiesen. 
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Der historische Bezugsrahmen der »Konservati- 
ven Revolution«, deren Erbe die JF, wie aktuell 
viele andere Vertreter der sog. »Neuen Rechten«, 
antritt, wird am Beispiel des autoritären Rassisten 
und Staatsrechtslehrers der Weimarer Republik 
und frühen NS-Zeit Carl Schmitt erläutert. 

Ein weiteres Kapitel ist dem rechten Theorieorgan 
»Criticon« gewidmet, welches über inhaltliche 
und personelle Überschneidungen als »Junge 
Freiheit im Zeitschriftenformat« definiert wird. 
Die Autoren und Autorinnen stellen einen Bezug 
her zum aktuell vorherrschenden ideologischen 
Trend nach rechts in der bundesrepublikanischen 
Politik seit Anfang der 80er Jahre und extremer 
seit 1989. 

Ideologische Überschneidungen mit herrschen- 
dem Politikverständnis werden als sich gegensei- 
tig verstärkender Trend nach rechts und Druck 
von rechts erklärt. 

Gut recherchiert werden die personellen Ver- 
knüpfungen der sich selbst als »Jungkonservati- 
ve« bezeichnenden JF-Macher (+ eine Frau in der 
Redaktion) zu reaktionären Vertriebenenvertre- 
tern, und intellektuellen Präfaschisten wie Karl- 
Heinz Weißmann oder Rainer Zittelmann offen- 
gelegt. 

Auch die Mitarbeit (Hatzenbichler) bzw. Finan- 
zierung (Kienesberger) durch österreichische ex- 
Naziterroristen kommt zur Sprache. 

Der Wert des Buches liegt vor allem in der diffe- 
renzierten Aufschlüsselung des »Ideologiebreis« 
der Jungen Freiheit und der Darstellung der Her- 
kunft und geistigen Verfassung ihrer Redakteure. 
Obwohl wissenschaftlich geschrieben ist das 
Buch über weite Strecken verständlich. Eine 
Erklärung der verwendeten Fremdwörter für die 
NichtakademikerInnen unter den LeserInnen 
wäre für hoffentlich noch folgende Projekte des 


DISS wünschenswert. 

1s.a. Antifaschistische Informationen gegen die Zeitung 
Junge Freiheit, Antifaschistisches Broschürenkollektiv, 
Winter 93/94. 


Hans Sarkowicz: »Rechte Geschäfte. Der 
unaufhaltsame Aufstieg des deutschen Ver- 
legers Herbert Fleissner«, Eichborn Verlag, 
Frankfurt/M. 1994, 96 Seiten, 10,- DM. 
Herbert Fleissner dürfte sich mittlerweile einen 
Namen gemacht haben. Durch die zum Teil sehr 
deutlich rechtsextremen Bücher, die er als 
Geschäftsführer und Besitzer des Ullsteinverla- 
ges verlegt, demonstriert der Besitzer von mehr 
als 30 Verlagen seine politische Einstellung. 

In dem Buch beschreibt Sarkowicz nicht (bzw. 
nur am Rande) den Lebenslauf des rechten Verle- 
gers, umso mehr aber dessen Werdegang als Her- 
ausgeber von ehemaligen NS-Autoren nach 
1945, über Vertriebenen-Bücher und -Zeitungen 
bis hin zu Machwerken von Franz Schönhuber, 
Jörg Haider oder David Irving. Ferner wird 
beschrieben, wie Fleissner sich durch den Kauf 
eines Verlags nach dem anderen immer mehr ein 
rechtes »Verlagsimperium« zusammenstellt, mit 
Ullstein/Langen-Müller als »Flagschiff«. 

Wer von »Rechte Geschäfte« großartige Neuig- 
keiten erwarten, wird schnell enttäuscht sein. 
Bereits im Vorwort stellt der Autor dies klar: In 
dem Buch seien alleine »Informationen zusam- 
mengetragen« worden und zwar »aus öffentlich 
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zugänglichen Quellen, zumeist aus Büchern, die 
der Mann verlegt hat, um den es geht«. 

In der Tat bietet das Buch eine gute Zusammen- 
fassung von Fleissners Werdegang. Allerdings ist 
außerordentlich schade, daß nicht belegt wird, 
aus welchen Quellen diese Informationen kom- 
men. Anmerkungen und Quellenhinweise fehlen 
völlig. Dafür enthält das Buch eine Zeittafel über 
den Aufstieg des Münchener Verlegers und ein 
Register. 


Antirassistische Initiative Berlin: Rassismus 
in Deutschland - Das Beispiel Eberswalde, 
Yorkstr. 59, 10965 Berlin,Tel.: 030- 
7857281 und Fax 030-7869984, 103 S. 
»Ein Jahr nach der Maueröffnung, in der Nacht 
vom 24. zum 25 November 1990, wurden Ama- 
deu Antonio Kiowa und einige seiner Arbeitskol- 
legen vor einer Diskothek in Eberswalde von ca. 
50 Faschoskinheads und rechten Heavymetals 
angegriffen. Amadeo Antonio Kiowas Freunde 
konnten zum Teil schwer verletzt flüchten. Er 
selbst blieb bewußtlos und ohne Hilfe auf der 
Straße zurück. Am 6.12.1990 starb Amadeo 
Antonio Kiowa, ohne noch einmal das Bewußt- 
sein zu erlangen.« Dieses sind die ersten Sätze 
aus der von der Antirassistischen Initiative Berlin 
erstellten Broschüre zum Mord an dem Angola- 
ner Amadeo Antonio. 

Anhand von zahlreichen Materialien, wie Zei- 
tungsartikeln und Presseerklärungen aus den Jah- 
ren 1990 bis 1993, sowie anhand von eigenen 
Artikeln und Interviews mit Expertinnen ist es der 
Antirassistischen Initiative gelungen, eine sehr 
detailierte Dokumentation über den Mord, über 
den dann folgenden Prozeß und über die Reak- 
tionen in der Öffentlichkeit - insbesondere der 
Reaktionen in Eberswalde selbst - zu erstellen. 


»Rundbrief« , AK gegen den Abschiebe- 
knast, c/o Flüchtlingsbüro, Heinrichstr. 19, 
44623 Herne, 4,-DM in Bar, Scheck oder 
Briefmarken 

»Am 25.12.93 starb Emanuel Thomas Tout infol- 
ge eines Suizidversuchs, den er am 19.12.93, 
zwei Tage nach seiner Festnahme, im Herner 
Abschiebegefängnis ausgeführt hatte. « 

In seinem »Rundbrief« informiert der Arbeitskreis 
nicht nur über die Bedingungen im Abschiebe- 
knast von Herne, sondern auch über die Situati- 
on von Flüchtlingen in anderen deutschen sowie 
ausländischen Abschiebeknästen. 


Inside Racist Europe 


Liz Fekete, Frances Webber: Inside Racist 
Europe, Institute of Race Relations, 2-6 
Leeke Street, King‘s Cross Road, London 
WCI1X 9HS, Großbritannien, 66S5., £25 

Mitte letzten Jahres erschien beim Londoner 
Institute of Race Relations der Report »Inside 
Racist Europe« der beiden britischen Autorinnen 
Liz Fekete und Frances Webber. In dem 66seiti- 
gen-Report geben die Autorinnen einen europa- 
weiten Überblick über die staatliche Kriminali- 
sierungspolitik von Immigrantinnen und die Aus- 
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weitung der westeuropäischen Kontrollmecha- 
nismen zur Einwanderungspolitik auf die soge- 
nannten Puffer-Staaten. Die Gleichschaltung der 
europäischen Ausländer- und Einwanderungspo- 
litik über die nationalen Grenzen hinweg wird an 
zahlreichen Beispielen eindrücklich vor Augen 
geführt. Sehr nützlich ist auch der letzte Teil der 
Broschüre: Hier werden für die einzelnen Länder 
Zusammenfassungen zur staatlichen Politik 
gegenüber Immigrantinnen, deren rechtliche 
Situation und die Bedrohung durch rassistische 
und faschistische Organisationen geliefert. Die 
Broschüre (in englisch) ist direkt beim Institute of 
Race Relations zu beziehen. 


ifa Juge 


Antifa Jugendfront, Bernhard Göring 
Straße 152, Leipzig 04277 

Schwerpunkt der ersten Ausgabe des AJl aus 
Leipzig in diesem Jahr ist Hitlers Machtergreifung 
am 30. Januar 1933. Weitere Artikel dieser Aus- 
gabe beschäftigen sich mit Religion und Rassis- 
mus, dem Verein Deutscher Studenten sowie mit 
der rechten Szene in Leipzig. Das Jugendinfo, 
von dem mittlerweile zwölf Ausgaben erschie- 
nen sind, wird von der Antifa Jugendfront her- 
ausgegeben und soll alle zwei Monate erschei- 
nen. Für 15 DM ist es in einem Spezial-Abonne- 
ment für ein Jahr (inklusive Flugis, Aufkleber 
usw.) unter der obigen Addresse zu beziehen. 


SB Antirassismus im AStA, »Klüngel, Korps 
und Kapital. Antifaschistische Recherche 
zur Ideologie und gesellschaftlichen Stel- 
lung studentischer Verbindungen«, heraus- 
gegeben vom AStA der Universität Göfttin- 
gen, Goßlerstraße 16 a, 37073 Göttingen, 
32 Seiten Din A 4. 

Mit Ursprung, historischer Entwicklung, Ideolo- 
gie und Funktion von studentischen Verbindun- 
gen beschäftigt sich diese Broschüre. 

Ziel dieser Schrift ist es, »antifaschistische Politik 
an der Universität zu betreiben«. Dabei solle sich 
Antifaschismus nicht »auf den Anti-Nazi-Kampf 
beschränken«. Es gelte auch, »die Ursachen 
autoritärer bzw. faschistischer Herschaftsformen 
des Kapitalismus zu benennen und ihre Ideologi- 
en zu kritisieren und zu bekämpfen«. 

Zunächst wird auf die Entstehung der Burschen- 
schaften im 19. Jahrhundert eingegangen und 
dann die weitere Entwicklung der Studentenver- 
bindungen aufgezeigt. Zunächst im Kaiserreich, 
insbesondere aber in der Weimarer Republik. 
Hier ist von »Korporationen als Wegbereiter des 
Faschismus« die Rede, wobei jedoch die ideolo- 
gischen Unterschiede der elitären Korporationen 
zu den Nationalsozialisten etwas zu kurz kom- 
men. Dafür wird der Werdegang der Burschen- 
schaften in Göttingen recht detailiert beschrie- 
ben. 

Der baldige »Neuanfang« studentischer Verbin- 
dungen nach der Auflösung der NS-Studenten- 
schaften 1945 wird ebenfalls ausführlich geschil- 
dert. Hier geht es insbesondere um die Querver- 
bindungen von Burschenschaften zu Industrie- 
verbänden und Parteien. Anhand dessen wird 
sehr gut die Bedeutung der studentischen Korpo- 
rationen als Eliteschmiede dargestellt. Das Kapi- 
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tel »Kapital und Korporationen« kann sicher als 
Kernstück der Broschüre angesehen werden. 
Hier wird anhand von Beispielen hoher Politiker 
oder Leuten aus der Wirtschaft deutlich gemacht, 
daß die Burschenschaften mit ihrem elitären 
Anspruch durchaus erfolgreich sind. 
Eingegangen wird auch auf »Das Weltbild der 
Korporationen«, wobei in diesem Kapitel die 
Abschnitte zu »Korporationen und Frauen« und 
Frauenverbindungen bedauerlich kurz ausfallen. 
Auf das Weltbild studentischer Verbindungen 
wird auch in einem weiteren Abschnitt der Bro- 
schüre eingegangen. Hier sind Beschlüsse von 
Burschentagen und Aussagen einzelner korpo- 
rierter Studenten dokumentiert. 

Am Ende schließt sich ein Verzeichnis der über 
40 in Göttingen vertretenen Verbindungen 
(inklusive Einschätzung) an, sowie Literaturhin- 
weise zu diesem Thema und ein Abkürzungsver- 
zeichnis. 
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Internationales 


Be 


Der 8. November 1994 kann als erfolgreicher Tag 
rechter Kräfte in den USA gesehen werden. Nicht 
allein, daß es der Republikanischen Partei gelang, 
im Senat und im Repräsentantenhaus der Vereinig- 
ten Staaten die Mehrheit zu erlangen, wobei sich 
unter ihnen einige offen rassistische Abgeordnete 
befinden. In Kalifornien stimmte zugleich die 
Mehrheit der WählerInnen für ein Referendum, 
das sich gegen »illegale« Immigrantinnen richtet. 


Land der begrenzten Möglichkeiten 


In der neuen Legislaturperiode des US- 
amerikanischen Senats und Repräsentan- 
tenhauses, die Anfang Januar dieses Jahres 
begann, sind künftig härtere Töne zu erwar- 
ten. Die Republikaner stellen in beiden 
Häusern des Kongresses die Mehrheitsfrak- 
tion. Entscheidende Schlüsselpositionen 
befinden sich dabei in der Hand extrem 
rechter Abgeordneter, meist aus den Süd- 
staaten. 

So ist beispielsweise STROM THURMOND 
aus South Carolina im neuen Senat Vorsit- 
zender des Verteidigungsausschusses. Der 
92jährige, der 1957 gegen die Gleichbe- 
rechtigung der »Neger-Rasse« eintrat, gilt 
als ungebrochener Vertreter der alten Idea- 
le des rassistischen Südens. Neuer Vorsit- 
zender des außenpolitischen Ausschusses 
im Senat ist der 73jährige Jesse HELMS aus 
North-Carolina. HELMS, von den Lateiname- 
rika Nachrichten als »häßliche Fratze des 
konservativen Amerikas« bezeichnet, ist 
nicht nur als radikaler Abtreibungsgegner, 
als Feind der Gleichberechtigung von 
Schwarzen und für seine Haßtiraden gegen 
Lesben und Schwule bekannt: Er ist Förde- 
rer der ANTIKOMMUNISTISCHEN WELTLIGA, 
unterstützte die nicaraguanischen CONTRAS 
und die Todesschwadronen in EI Salvador, 
wo er auch am Aufbau der autoritär regie- 
renden ARENA-Partei beteiligt war. 

Auch NEWT GiNGRICH, seit Januar dieses 
Jahres »speaker« des US-Repräsentanten- 
hauses, ist ein Vertreter des Südens. Der 
5ijährige aus Georgia, oft nur als »der 
Bombenwerfer von den Hinterbänken« 
bekannt, zog mit einer außerordentlich 
populistischen Law-and-order-Kampagne 
sowie streng religiösem Programm in den 
Wahlkampf. Gingrich malt das Bild eines 
drohenden Auschwitz an die Wand. Dies ist 
keine Kritik am breiter werdenden Rassis- 
mus in den USA, sondern GinGRIcH sieht 
den (überwiegend weißen) Mittelstand als 
Opfer, bedroht von anderen gesellschaftli- 


Führender rechter Republikaner: Newt Gingrich 


chen Gruppen. Er selbst präsentiert sich als 
Retter: »Leute wie ich sind es, die zwischen 
uns und Auschwitz stehen«. 


»Save our state« 


Als beliebte Wahlpropaganda der Repu- 
blikanischen Partei ließ sich extreme Stim- 
mungsmache gegen Immigrantinnen aus 
Lateinamerika und Asien beobachten. Einer 
solchen Kampagne kann wohl GEORGE W. 
BUSH aus Texas, Sohn des ehemaligen US- 
Präsidenten, seinen Einzug in den Senat 
verdanken. 

Ähnlich verhielt es sich im Staat Kalifor- 
nien: Hier stand neben den Wahlen zum 
Senat und Repräsentantenhaus auch die 
Neuwahl des Gouverneurs an. Um sich 
seine Wiederwahl zu sichern, hatte PETE 
Wırson von der Republikanischen Partei 
sich etwas ganz Besonderes überlegt: 
Bereits im August 1993 startete er eine 
Kampagne gegen »illegales Immigrantin- 
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nen mit dem dramatischen Titel »Save our 
state« (abgekürzt SOS). WiıLson legte einen 
Gesetzesentwurf vor, der vorsieht, zukünf- 
tig »Eindringlinge« vom Erziehungs- und‘ 
Gesundheitssystem auszuschließen. Als 
»Proposition 187« (Referendum Nummer 
187) wurde Wirsons Gesetzesvorschlag 
abgestimmt - zufälligerweise am 8. 
November, zeitgleich mit den Gouver- 
neurswahlen. Im Wahlkampf beschränkte 
sich der Gouverneur auf Hetze gegen die 
»Illegalen«, die er für alles verantwortlich 
machte (beispielsweise für das Defizit im 
Staatshaushalt). Prompt wurde WiLson in 
seinem Amt bestätigt. Das Referendum 187 
wurde von etwa 58 Prozent der Wählerln- 
nen befürwortet. 

Der Gesetzesvorschlag 187 sieht vor, 
die Kinder »illegaler« ImmigrantInnen vom 
Bildungssystem ganz auszuschließen, 
Gesundheitsversorgung sollen »Illegale« 
einzig in akuten Notfällen erhalten. Ärztin- 
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Internationales 


sie durch das kriminelle Verhal- 
ten der Eindringlinge persönliche Ver- 
 letzungen und Schäden erlittenhaben 
..und weiterhin erleiden; und daß sie 
. ein Recht darauf haben, daß der Staat 
sie gegen illegale Einwanderer 


nen und Ärzte, Erzieherinnen, LehrerInnen 
und das Pflegepersonal in Krankenhäusern 
sollen über die Einhaltung dieses Gesetzes 
wachen, also offenbar Paßkontrollen vor- 
nehmen. 

Das weitverbreiteste Argument der 
ReferendumsbefürworterInnen war die 
Sorge um die vielen Steuergelder, die für 
Bildung und Gesundheitsversorgung der 
»Illegalen« ausgegeben würden. Dem 
widersprechen jedoch die Tatsachen: Auch 
»Illegale« zah- 
len Steuern und 
der Anteil von 
ihnen, der 
Sozialhilfe be- 
zieht, ist sogar 
geringer als der 
US-Durch- 
schnitt. 

Teilweise 
wurde das Re- 
ferendum 187 
auch auf eine 
Auseinander- 
setzung ZWi- 
schen dem 
Staat Kaliforni- 
en und der US- 
Regierung 
reduziert. Es sei 
nicht einzuse- 
hen, daß die US-Regierung den Staaten vor- 
schreibe, für Grundversorgung bei Bildung 
und Gesundheitswesen zu sorgen, aber die 
Finanzierung den einzelnen Staaten über- 
lasse. Mit Wirsons Proposition 187 wird 
dieser Konflikt auf dem Rücken ohnehin 
benachteiligter Menschen ausgetragen. 

Die Lateinamerika Nachrichten berich- 
ten, daß auch Schwarze und selbst die lega- 
len Latinas/os in Kalifornien mehrheitlich 
das Referendum unterstützt haben. Proteste 
gegen die Gesetztesinitiative kamen vor- 
nehmlich von Jugendlichen. Im Vorfeld des 
8. November gab es an kalifornischen 
Schulen zahlreiche Protestaktionen, zum 
Beispiel Streiks, um gegen die geplante Aus- 
grenzung von etwa 300.000 SchülerInnen 
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zu protestieren. Am 16. Oktober sollen laut 
der kalifornischen Antirassismus-lnitiative 
People Against Racist Terror in Los Angeles 
gar eine Viertelmillion Menschen gegen das 
Referendum auf die Straße gegangen sein. 

Mit der Annahme des Referendums sind 
die Proteste keineswegs verstummt. Insbe- 
sondere unter den Beschäftigten im Erzie- 
hungs- und Gesundheitssystem gibt es den 
Gedanken vom »zivilen Ungehorsam«, sich 
also nicht als Spitzel der US-Einwande- 
rungsbehörde INS zu betätigen. An Schulen 
kursieren Petitionen von SchülerInnen, Leh- 
rerInnen und sogar von Schulleitungen 
gegen das rassistische Gesetz. So heißtes in 
der Erklärung von LehrerInnen: »Ich bin mir 
bewußt, daß Prop. 187 mich verpflichtet, 
jeden der Illegalität verdächtigten Schüler 
bzw. dessen Eltern der INS zu melden. Dies 
beanspucht Geld, Zeit und Arbeitskraft, die 
für einen effektiven Unterricht nötig wären. 
Hiermit versichere ich, weiterhin all jene zu 
unterrichten, die unterrichtet werden wol- 
len. Eine Überprüfung des Aufenthaltssta- 
tus, wie es Prop. 187 von mir fordert, lehne 
ich ab.« 

Desweiteren haben sich Menschen aus 
lateinamerikanischen, asiatischen und afro- 


amerikanische Gruppen Kaliforniens zu 
einer Allianz »Gerechtigkeit für Alle« 
zusammengeschlossen. 

Mit dem 8.November ist allerdings 
längst noch nicht entschieden, ob die 
Gesetzesinitiative Nummer 187 in Kraft tre- 
ten wird. Zunächst ist der Supreme Court, 
das Verfassungsgericht der USA, beauftragt, 
die Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes zu 
prüfen. Und die Chancen, daß das Gesetz 
gestoppt wird, stehen nicht schlecht. 1982 
stellte das Gericht fest, daß das Recht auf 
Bildung nicht vom Aufenthaltsstatus abhän- 
gig sein darf. Und in Texas ist vor einiger 
Zeit eine der Proposition 187 sehr ähnliche 
Gesetzesinitiative als verfassungswidrig 
gestoppt worden. 


Es X 2’ 


Aus drei mach eins 

Ende letzten Jahre wurde in der däni- 
schen Öffentlichkeit bekannt, daß MEINOLF 
SCHÖNBORN von der 1992 in der Bundesre- 
publik verbotenen NATIONALISTISCHEN FRONT 
(NF) ein Haus in dem kleinen Ort Kvaers, 
nördlich der deutsch-dänischen Grenze 
gekauft hatte. Das Haus sollte als Auslands- 
basis für die fortgesetzten nazistischen Akti- 
vitäten der NATIONALISTISCHEN FRONT dienen. 
SCHÖNBORN selbst und STEFAN PIELERT 
bewohnten je ein kleines Zimmer. Der Rest 
des Hauses wurde mit verschiedenen nazi- 
stischen Verkaufsartikeln (T-Shirts, Videos, 
Drucksachen), neuen Druckmaschienen 
und Archiven gefüllt. 

SCHÖNBORN schien sich in Kvaers sicher 
zu fühlen. Zumindest genauso sicher wie 
der Alt-Nazi THIES CHRISTOPHERSEN, der seit 
1986 im Nachbarort Kollund wohnte und 
von dort aus seine Nazi-Schriften DiE BAU- 
ERNSCHAFT und KRITIK herstellen und vertrei- 
ben konnte. Er war es auch, der SCHÖNBORN 
beim Hauskauf behilflich war. In SCHÖN- 
BORNS internen Situationsbericht »Bericht 
zur Lage 06« gibter sich optimistisch: »Jetzt 
gehts erst richtig los«, heißt es auf der Vor- 
derseite, die das Haus in Kvaers zeigt. Das 
Rundschreiben beinhaltete das alte NEK- 
Konzept in modifizierter Form. Wie es 
SCHÖNBORN seither ergangen ist, dürfte 
weitgehend bekannt sein: Seine Festung 
konnte dem wachsenden und vehementen 
Protest seitens des Bevölkerung nicht stand- 
halten. Am 25. September verließ er flucht- 
artig das Haus. Im November wurde die 
Gesellschaft, in deren Namen er seinen Ver- 
sandhandel betrieb, zwangsaufgelöst und 
das Haus zum Verkauf freigegeben. 


Da waren’s nur noch zwei 


Der erfolgreiche Kampf der Bevölke- 
rung gegen SCHÖNBORN in Kvaers setzte sich 
in Kollund fort. Bisher waren Thies CHRI- 
STOPHERSENS Nazi-Aktivitäten in Kollund 
wenn nicht akzeptiert, so doch toleriert 
worden. Es war der Bevölkerung jedoch 


‚klargeworden, daß Thies CHRISTOPHERSEN 


nicht der alte, seinen Lebensabend in Ruhe 
verbringende Mann war, als der er sich 
selbst gern darstellt, sondern eine zentrale 
Rolle im internationalen Nazi-Netzwerk 
spielt. Dies hatte sich im Mai 1993 gezeigt, 
als CHRISTOPHERSEN ein Revisionisten-Treffen 
veranstalten wollte, das jedoch von deut- 
schen und dänischen AntifaschistInnen ver- 
hindert wurde. 

Das Maß war für die die lokale Bevöl- 
kerung endgültig voll, als offensichtlich 
wurde, daß CHRISTOPHERSEN engen Kontakt 
zu SCHÖNBORN und der verbotenen NATIO- 
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Internationale antifaschistische Demon- 
stration in Kollund am 15.10.1994 


NALISTISCHEN FRONT hat. Dies hatte er selbst 
immer wieder bestritten. So nahmen die 
Proteste gegen Thies CHRISTOPHERSEN in Kol- 
lund zu. Am 15. Oktober 1994 wurde eine 
Demonstration abgehalten unter Teilnahme 
von AntifaschistInnen aus ganz Dänemark 
und aus Norddeutschland. Seitdem veran- 
staltete die Lokalbevölkerung tagtäglich 
einen »Abendspaziergang« zu CHRISTOPHER- 
sens Haus, sang ein antifaschistisches Lied 
und protestierte gegen ÜCHRISTOPHERSENS 
Nazi-Aktivitäten in Kollund. Und auch hier 
führte der Protest zum Erfolg. Thies CHRI- 
STOPHERSEN ist aus dem Haus in Kollund aus- 
gezogen, am 1. Februar lief der Mietvertrag 
aus. Wo CHRISTOPHERSEN sich zur Zeit auf- 
hält, weiß niemand so recht. Er hat seine 
Sachen aus dem Haus geschafft und bei 
»alten Kameraden« entweder auf Fünen 
oder anderswo in der Grenzregion unterge- 
bracht. Er selbst versucht jetzt einen Deal 
mit den deutschen Behörden, um in die 
Bundesrepublik zurückkehren zu können. 
So schrieb Christophersen schon am 25. 
September 1994 an die Staatsanwaltschaft 
in Flensburg (Auszug): 

„Sehr geehrter Herr Schiemann! 

(...) Sie wollen, daß ich einen Prozeß 
bekomme. Das will ich auch. Weil das in 
Deutschland nicht möglich ist, habe ich 
vorgeschlagen, hier einen Ortstermin anzu- 
setzen. Durch die angekündigte Zusam- 
menarbeit der deutschen und dänischen 
Polizei müßte dieses wohl bald möglich 
werden. (...) Der ehemalige dänische Poli- 
zeipräsident Iver Moller, desgleichen die 
Herren vom deutschen Staatsschutz haben 
sich bereit erklärt, an einer Gesprächsrunde 
teilzunehmen. Da wir in vielen Punkten 
eine gemeinsame Basis haben, müßte es 
doch möglich sein, auch eine annehmbare 
Lösung zu finden.« 

Genauso wie Schönborn hat Christo- 
phersen den politischen Kampf um die Exi- 
stenz der Nazi-Zentren in Kvaers bzw. Kol- 
lund verloren. Nun kämpft er um sein per- 
sönliches Überleben. 


Eines gibt es noch... 


Greve ist ein kleiner Vorort von Kopen- 
hagen. Hier hat die dänische Nationalso- 
zialistische Bewegung (DNSB) Unter 
Führung von Jonni Hansen ein neues Zen- 
trum aufgebaut. Von hier aus werden inter- 
nationale Nazi-Kontakte aufrechterhalten. 
Aus Norwegen gratulierte der Nazi-Führer 
Erik Rune Hansen zum neuen »H.Q.« 
(Headquater). Aus Schweden sind im letz- 
ten Herbst mehrfach Mitglieder der VAM 


(Weißer arischer Widerstand) angereist, um 
den dänischen Kameraden bei antifaschisti- 
schen Demonstrationen gegen das Nazi- 
Zentrum zur Seite zu stehen. U.a. war 
Donald Hansson, ein bekannter Nazi-Füh- 
rer aus Göteborg anwesend. Ein Foto doku- 
mentiert, wie er auf dem Dach des Hauses 
steht und eine Antifa-Demo filmt. Auch 
deutsche Nazis waren zu Besuch in Greve 
(Weihnachten/ Neujahr). 

Es hat schon viele Demonstrationen und 
Proteste gegen das Nazi-Zentrum in Greve 
gegeben. Hier ist der Kampf jedoch schwie- 
riger als in Kvaers und Kollund. Die antifa- 
schistiiche Mobilisierung ist in Greve 
anders: In Kvaers und Kollund war es ver- 
hältnismäßig leicht, gegen die deutschen 
Nazis, die sich Dänemark einnisten woll- 
ten, einen Widerstand aufzubauen. In 
Greve sind es dänische Nazis. Der Kampf 
gegen das dänische Nazi-Zentrum wird 
eine längere Zeit benötigen. 


Farbenfroh gegen Faschisten 


Mit einer großen Menge Farbbeuteln 
verzierten »Farbige Antifaschisten« am 30. 
Oktober letzten Jahres das Hauptquartier 
der Dänischen Nationalsozialistischen 
Bewegung (DNSB) am Stadtrand von 
Kopenhagen. Die Zentrale der Faschisten 
sei nun »nicht länger weiß, sondern genau- 
so farbenfroh wie die Welt um sie herum«, 
heißt es in der Erklärung. Gleichzeitig wird 
versprochen, es sei »nicht das letzte mal 
gewesen ist, daß wir die Herrenmenschen 
in ihrem Bunker mit unserem Besuch beeh- 
ren«. 

In der Erklärung der »Farbigen Antifa- 
schisten« zu dieser Aktion wird auch Soli- 
darität mit den sieben vom Berliner Land- 
gericht angeklagten AntifaschistInnen 
bekundet. 
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»Rückkehrregelung« ausgehandelt 


Als erster und bisher einziger europäi- 
scher Staat hat die Schweiz mit Sri Lanka 
eine »Rückkehrregelung« für Flüchtlinge 
ausgehandelt. 

Mehr als 12000 in der Schweiz lebende 
Frauen, Männer und Kinder aus Sri Lanka 
sind damit von der Abschiebung bedroht, 
obwohl sich die Menschenrechtslage in Sri 
Lanka auch nach den erfolgten Parlaments- 
wahlen nicht verbessert hat. 

Das »Rückschaffungsabkommen« stellt 
ein Pilotprojekt gesamteuropäischer 
Abschottungs- und Vertreibungspolitik dar, 
das leicht von anderen europäischen Staa- 
ten übernommen werden kann, sofern sich 
kein Widerstand dagegen regt. 


Erfolgreiches Antifa-Fest 


Nach den regelmäßigen Pleiten der 
letzten Jahre, wurde in Barcelona zum 12. 
Oktober 1994 ein neues Konzept prakti- 
ziert. Statt dem Versuch, eine Gegende- 
monstration zu den Feiern der Faschisten 
auf die Beine zu stellen, die regelmäßig in 
Massenverhaftungen durch große Polizei- 
aufgebote geendet hatte, wurde dieses Mal 
ein Antifa-Festival organisiert. Dieses fand 
im selben Stadtviertel statt, wo auch die 
Faschisten aufmarschieren wollten. Zu dem 
Festival, bei dessen Vorbereitung die 
AnwohnerInnen und lokale Gruppen mit- 
einbezogen wurden, erschienen an die 
3000 Menschen. Geboten wurden nicht 
nur Diskussionen und Filme, sondern auch 
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Spiele für Kinder sowie jede Menge Musik 
und Essen. 

Zeitgleich sammelten sich 1200 Faschi- 
sten unter wohlwollenden Blicken der Poli- 
zei. Versuche einzelner Grüppchen, das 
Antifa-Fest zu stören, schlugen jedoch fehl. 

Die Koordination aus antifaschistischen 
und lokalen Gruppen, die gemeinsam das 
Fest vorbereiteten, soll auch zukünftig 
bestehen bleiben und aktiv sein. 

Auch in anderen spanischen Städten 
gab es anläßlich des 12. Oktobers (der Tag, 
an dem Kolumbus 1492 in Amerika lande- 
te) antifaschistiiche Demonstrationen und 
Aktivitäten. 


Internationale Vernetzung 


Gute Kontakte gibt es offenbar zwi- 
schen der rechten Datenbank BBS Nationa- 
le Allianz in Norwegen und dem deutschen 
THULE-SEMINAR. Der »Systemoperater« der 
BBS, ARNLJOT Moseng, hat im Jahre 1993 in 
mehr als 70 Fällen mit dem Netzwerk des 
»neu«rechten THULESEMINARS Zusammenge- 
arbeitet. MosenG brüstet sich mit dem Bom- 
benanschlag auf das HausbesetzerInnen- 
Zentrum Blitz (siehe Antifa Info-Blatt 28) 
und spricht von einem geplanten regel- 
mäßigen Austausch mit dem deutschen 
Netzwerk. Über die BBS-Datenbank wird 
nicht nur Werbung für die rechte FEDRE- 
LANDSPARTIET (Vaterlandspartei) verbreitet, 
sondern genauso rechte Schriften und Arti- 
kel. Außerdem findet hier reger Austausch 
über rechtsextreme Aktionen gegen Flücht- 
linge und von Anti-Antifa-Informationen 
statt. 


ANtifaschistische 
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Gaza-Jericho-Abkommen 


- Hintergrund: IRLAND 


NR 19 - Schwerpunkt WAHLEN 
NR 20 - Schwerpunkt EUROPA 


Als der Charakter des rechten Daten- 
netzwerks in der Öffentlichkeit bekannt 
wurden, reagierte MOsenG panisch: Er 
schloß die BBS-Datenbank, trat von seinem 
Posten als Vorsitzender der Jugendorganisa- 
tion der Vaterlandspartei zurück und ver- 
klagte den Journalisten, der über seine 
Machenschaften berichtet hatte. 


Ein schöner November 


Seit einigen Jahren war der Monat 
November immer der Monat für antifaschi- 
stische und faschistische Demonstrationen 
mit dem Höhepunkt am 30. November. 

Letztes Jahr lief es jedoch anders ab: 
Stoppa Rassismen organisierte für den 9. 
November eine Kundgebung in Stockholm. 
Zwar erschienen nicht viel mehr als 100 
TeilnehmerInnen antifaschistischer und 
antirassistiicher Gruppen, doch wurde 
diese Aktion als voller Erfolg bewertet. 

Waren 1993 gar keine Demonstratio- 
nen für den 30.November zugelassen wor- 
den, so versuchte es die extrem-rechte Par- 
tei SVERIGEDEMOKRATERNA dieses mal erst gar 
nicht. Hingegen fand unter Beteiligung 
zahlreicher Antirassismus-Gruppen ein 
Zusammentreffen mehrerer hundert Men- 
schen statt. 


uschwitz/Polen 


Die Auseinandersetzungen um das 
katholische Karmeliterkloster unweit des 
Zaunes des Vernichtungslagers Auschwitz 
spitzen sich zu. Die Nonnen, die mit 

AnwohnerlInnen in 


Gebetsstunden 

aus-schließlich 
Neue FSB den polnischen 
Jan/Feb 95 Gefangenen des 
NR 21-3-DM kz gedacht hatten, 
sind aufgrund von 
2 Protesten ausgezo- 

Interviews: 

gen. Vorher wur- 
- Ingrid Strobl zum den jedoch ein 
jüdischen Widerstand großes, weithin 
sichtbares Kreuz 


- Karam Khella zum am Zaun errichtet. 


Nun wurde be- 
kannt, daß die Kir- 
che dieses Gebäu- 
de auf 30 Jahre an 
den rechtsradika- 
len Antisemiten M. 
Janosz verpachtet 
hat. In diesem 
Haus wurde früher 
das Zyklon B gela- 
gert. 

(ZAK 22.1.95) 


- EU-Gipfel-Nachlese 


Noch zu haben: 


Tod eines Antifas in Innsbruck 

In der Nacht vom 20./21.Okt. mußte ein 
Güterzug im Bereich Mühlau-Rauchmühle 
eine Notbremsung wegen eines reglosen 
Körpers machen. Da der Körper hinter einer 
Kurve auf den Schienen lag, konnte der Zug 
nicht rechtzeitig zum Stillstand gebracht 
werden. Der Tote war der 17 jährige Antifa- 
schist Harald Hanisch. Er wollte am 20. 
Oktober nach Innsbruck fahren, um sich an 
einer Vorbereitung zur Demo gegen die 
Nazi-Burschenschaften zu beteiligen. 

Zu dem »Unfallort« kommt man nur 
über Schleichwege, was wohl Ortsunkundi- 
gen schwerfällt. Ein Zugang zu den Gleisen 
ist nicht erkennbar, da die Gleise schon 
vom Bahnhof aus auf Viaduktbögen liegen 
und der Zugang von der Straße her abge- 
sperrt ist. Auf der einen Seite befindet sich 
die »Reichsmühle«, die eingezäunt ist, auf 
der anderen Seite ist eine Siedlung mit 
dahinterliegenden Schrebergärten. Diese 
sind aber von der Straße aus nicht zu sehen. 

Die von dem Zugführer gerufene Ret- 
tungsmannschaft wurde von der Polizei 
vom Unfallort ferngehalten. 

Bei der Spurensicherung der Polizei 
wurde lediglich die Leiche, der Kalender 
(Antifa-Kalender mit Eintragungen am 21. 
und 22. Oktober für die Demovorbereitung) 
und der Ausweis von Harald mitgenom- 
men. Am Samstagvormittag, 30 Stunden 
nach dem Tod, wurden noch Haarbüschel, 
eine Haarbürste, Zigaretten etc. gefunden. 

Am Freitag wurde Harald H. im Schnell- 
verfahren »obduziert«. Die amtliche Lei- 
chenbeschauung dauerte keine zehn Minu- 
ten, es wurden weder Harn- noch Blutpro- 
ben entnommen. Nur aufgrund einer Blut- 
analyse ließe sich feststellen, ob Harald 
zum Zeitpunkt des »Unfalles« bereits tot 
oder noch am Leben war. Auch auf Anzei- 
chen von. äußerer Gewaltanwendung 
(Mißhandlung) wurde die Leiche von Har- 
ald nicht untersucht. 

Der Befund scheint schon vorher festge- 
standen zu haben: Selbstmord. 

Am Freitag den 28. Oktober gegen Mit- 
tag gab es einen Anruf in der Fahrdienstlei- 
tung des Innsbrucker Bahnhofs. Ein Unbe- 
kannter wollte wissen, wer der Lokfahrer 
des Unglückszuges gewesen sei. Er gab 
nach Aufforderung des Bahnhofspersonals 
eine Telefonnummer zum Rückrufen an, 
dort meldete sich die Burschenschaft BrıxIa. 
Die BRıxIa, aus deren Reihen faschistische 
Südtirolterroristen in den 60er Jahre hervor- 
gingen (HARTUNG, KIENESBERGER, WATSCHIN- 
GER, NACHMANN und Co.), organisierte den 
»Gesamttirroler Freiheitskommers«. 

Harald wäre/ist nicht das erste Opfer 
faschistischer Gewalt im Innsbruck der Bri- 
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Harald Hanisch 


xen, ÖVP-Quatiergeber für Neonazis und 
provozierenden Polizisten. Bereits im 
Februar 1994 wurde der Obdachlose Wolf- 
gang Tschernutter von zwei minderjährigen 
Nazi-Sympathisanten erschlagen. Bei dem 
Prozeß wurden ihre Kontakte zur faschisti- 
schen Szene mit keinem Wort erwähnt. 

Der Tod von Harald H. darf nicht »unter 
Tirolern«, vor allem nicht unter den Vertu- 
schungsspezialisten der Polizei, bleiben. 
Die politische und polizeiliche Kumpanei 
mit den Fascho-Bruderschaften muß durch- 
brochen werden. Es geht nicht an, daß ein 
Burgfrieden Polizei — Bruderschafter gegen 
die antifaschistiiche Bewegung durchge- 
setzt und dabei über Leichen gegangen 
wird. 


Der Gesamttiroler Freiheitskom- 
mers — Die Straße verloren 

Für den 22. Oktober 1994 hatte sich der 
Kantinenpächter des Innsbrucker Kon- 
greßhauses mit 8000 Flaschen Bier gerüstet. 
Unter dem Motto »Europa im Umbruch« 
hatten sich rund 1200 »Schützen, Turner 
und Studenten« zu einem »Gesamttiroler 
Freiheitskommers« in der Tiroler Landes- 
hauptstadt versammelt. Doch weder bei 
den Organisatoren des Kommerses noch 
beim Kantinenwirt, er wurde an diesem 
Abend nur 40 Flaschen Bier los, kam rech- 
te Freude auf -ein breites Bündnis von Anti- 
faschistInnen hatte ihnen einen gewaltigen 
Strich durch die Rechnung gemacht. 

Als im Juli vergangenen Jahres ruchbar 
wurde, wer sich da zu diesem braunen 
Großhappening ansagte, beschlossen 
unabhängige Antifas bundesweit gegen den 
Kommers zu mobilisieren und eine Gegen- 
demonstration durchzuführen. Den Gege- 
naktivitäten schloßen sich u.a. der katholi- 
sche Cartellverband (CV), die Österreichi- 


sche HochschülerInnenschaft, die Israeliti- 
sche Kultusgemeinde, die KPÖ und Teile 
der Grünen an. In einer Auflage von meh- 
reren tausend Stück wurden Plakate geklebt 
und die Broschüre »Nachrichten gegen den 
Kommerss«, die fein säuberlich die rechtsex- 
tremen Verbindungen der Veranstalter 
dokumentiert, unter die Leute gebracht. 

Die breite Gegenmobilisierung lohnte 
sich. Die von den Kommersveranstaltern 
geplante Gedenkmesse wurde vom Kir- 
chenrektor abgesagt und die Tiroler Schüt- 
zenvereine riefen zum Kommers-Boykott 
auf. Unter dem Motto: »Kampf dem nazio- 
nalen Schulterschluß« demonstrierten 4000 
Antifaschistinnen gegen den Kommers. 
Während der Demonstration wurden starke 
inhaltliche Akzente von RednerInnen wie 
die Vorsitzende der Israelitischen Kultusge- 
meinde, Ester Fritsch, Ingrid Strobl, dem 
Journalisten und Buchautor Wolfgang Purt- 
scheller und einer Aktivistin der antirassisti- 
schen Frauen/Lesbengruppe gesetzt. 
Beständig wurden die DemonstrantInnen 
von über 1000 Polizisten flankiert, darunter 
auch Antiterroreinheiten und die Leibstan- 
dardte Jörg Haiders, die berüchtigte WEGA. 

Ein älterer Burschenschafter beweinte 
gegenüber der Presse die Gegendemonstra- 
tion gar bitterlich: »Die Urdemokratie Bur- 
schenschaft hat an diesem Tag die Herr- 
schaft über die Straße verloren.« 

Die Rechtsextremisten tummelten sich 
derweil im von der Innsbrucker Stadtver- 
waltung zur Verfügung gestellten Kon- 
greßhaus. Fast aus allen »deutschen 
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Gauen« waren sie gekommen, die rechts- 
extremen »Schützen, Turner und Studen- 
ten«. Mehr letztere als erstere: Gerade drei 
Mann ignorierten den Boykott der Schüt- 
zenvereine und marschierten in voller 
Tracht in die Kongreßhalle ein. Auch die 
Turner hielten sich merklich zurück, so 
bestimmten Burschenschafter das Bild. Die 
alte Garde der Südtirolterroristen war mit 
Peter Kienesberger, Helmut Golowitisch 
und dem »Aula«-Verlagsleiter Herwig 
Nachtmann vertreten. Zusätzlich konnte 
der Hauptorganisator Franz Watschinger, 
Mitglied der Innsbrucker Burschenschaft 
»Brixia« und gelegentlicher Schmierer in 
der »Jungen Freiheit«, weitere Prominenz 
verpflichten: So traten die FPÖ-Politiker 
Walter Meischberger, Siegfried Dillersber- 
ger sowie Gerulf Stix als Redner auf. Im 
Wettstreit um den Platz ganz rechts außen 
mußten sich an diesem Abend allerdings 
sogar die FPÖler geschlagen geben. Der 
UNO-Völkerrechtsexperte (!) Felix Erma- 
cora gab in einer halbstündigen Rede den 
Kameraden alles, was das rechte Herz 
begehrt — Kernaussage seines Schmuses: 
»Keine Angst vor Großdeutschland«. Der 
umtriebige Präsident des größten rechtsex-, 
tremen Soldatenverbandes, dem »Öster- 
reichischen Kameradschaftbund«, der auch 
als Vorstandsmitglied der »Internationalen 
Gesellschaft für Menschenrechte (IGFM)« 
wirkt, gab ähnliches schon in den rechtsex- 
tremen Postillen »MUT«, »Aula« und 
»Deutschland in Geschichte und Gegen- 
wart« zum Besten. 


Vier Roma wurden bei einem Bombenanschlag in Oberwart getötet. (s. nächste Seite) 
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Werwölfe 


Die Anschlagsserie seit 1993 


Dezember 1993: 

Eine Serie von zehn: Briefbomben. 

Mittäter Peter Binder, VAPO-Mitglied, 

wird an der Grenze zu Tschechien mit 

Waffen und Sprengstoff festgenom- 
men. Er wollte zu dem Berliner Arnulf 
Priem und zu den Fascho-Rockern 
*Vandalen”. Zuvor fand sich anläß- 
lich. der Verurteilung des VAPO-Chefs 
Gottfried: Küssel: zu: zehn. Jahren Haft 
in Faschozeitungen der Aufruf zu. ”10 
Briefen “ur ‚0 Jahre”. 


; August 1994: 


Eine Rohrbombe wird an der zwei- 
sprachigen Volksschule gefunden. 
Beim Versuch, sie: zu ‘entschärfen, 


wird ein Polizeibeamter schwer ver- 
Jetzt 


Oktober 1994: 


‚Erneute Serie von Briefbomben, de 
allerdings nicht zur Explosion ‚kom- 


Februar 1995: _ 
Vier Roma werden von einer Rohr- 
: bombe getötet. In einem Nachbarort 


wird ein Müllarbeiter \ von ‚einer weite- 

_ ren Bombe schwer verletzt. Das 

ht hatte Küssels. Strafe in der 
abteilung zuvor aufelfJahe 


ht. In den Fascho-Zeitungen 


" der NATIONALEN Liste und 
der ‚braune: = 


Nachrichten” 


bomben 


in Österreich 


Die Verhaftung der Faschisten Franz 
Radl und Peter Binder, die wegen der Brief- 
bombenserie vom Dezember 1993 in Wien 
angeklagt sind, hat die Terrorwelle der 
österreichischen und deutschen Nazis 
nicht gestoppt. Mit den beiden Bomben, 
die Anfang Februar vier Männer töteten 
und einen schwer verletzten, bestätigt 
sich, was das Antifa Infoblatt nach den 
ersten Briefbomben geschrieben hat: Mili- 
tante Neonazis bauen eine geheime Zel- 
lenstruktur auf, die vor allem Leute aus 
dem Spektrum der GdNF und der Nationa- 
listischen Front umfaßt und nach einem 
Werwolf-Konzept operiert. 

Die Leichen der vier Männer hatte ein 
Anwohner am Sonntag, dem 5. Februar, 
früh morgens am Rande Roma-Siedlung bei 
Oberwart entdeckt. Als sie versuchten, eine 
Tafel mit der Aufschrift “Roma zurück nach 
Indien” zu entfernen, zerfetzte eine Rohr- 
bombe die Oberwarter Roma. Die Spreng- 
ladung war mit einem Rüttelzünder gekop- 
pelt und in Brusthöhe angebracht - offen- 
sichtlich, um zu töten. 

Für die Älteren aus der Siedlung reakti- 
viert sich das Trauma aus der Nazizeit: 
Keine zwei Dutzend der damaligen 400 
Roma aus Oberwart hatten die Ausrottungs- 
politik der Nazis überlebt. Ihre Häuser fan- 
den die wenigen Zurückkehrenden aus den 
deutschen KZs nicht mehr vor. Sie waren 
dem Erdboden gleichgemacht worden. Die 
Behörden stellten den Holocaust-Überle- 
benden keine Wohnungen zur Verfügung, 
sondern schoben sie in abgelegene 
Baracken ab. Heute befindet sich die Roma- 
Siedlung direkt an einer Schnellstraße. 

Diskriminiert und von der Mehrheit der 
Gesellschaft isoliert, stellten die Roma eine 
ideale Zielscheibe für die Bombengelüste 
der Neonazis dar. In den letzten Jahren 
häuften sich die Drohanrufe. Von den 
Behörden können sich die Betroffenen 
keine Unterstützung erhoffen. Dies hat der 
Anschlag ein weieres mal bestätigt: Die Tat- 
version der Polizei lautete: “Vier Zigeuner 
haben sich im Streit mit dem Pumpgun 


erschossen.” Und zwei Stunden später: 
“Vier Zigeuner wollten eine rassistische 
Tafel sprengen und haben sich dabei selbst 
getötet.” Am frühen Nachmittag, als schon 
klar war, daß es sich um eine Bombenfalle 
handelte, hieß es “Unfall oder Attentat”. 
Um 17 Uhr erfolgte dann ein Großeinsatz 
der Polizei. 80 Beamte durchforsteten die 
Wohnungen der trauernden Angehörigen. 

Während am nächsten Morgen die 
Medien noch die “Unfall oder Attentat”- 
Version verbreiteten, ging 20 Kilometer ent- 
fernt eine weitere Bombe hoch. In Stinatz, 
vor allem von der kroatischen Minderheit 
bewohnt, zerriß sie einem Müllarbeiter die 
Hand. Zugleich tauchte ein Bekenner- 
schreiben der BAIUWARISCHEN BEFREIUNGSAR- 
MEE (BBA)/’Kommando Friedrich Il., der 
Streitbare, Herzog von Österreich, Steier- 
mark und vier Burgenland” auf, womit die 
neonazistische Täterschaft nicht mehr zu 
leugnen war. 

Schon bei der Briefbomenserie im 
Dezember 1993, bei der alles auf Faschi- 
sten als Täter hindeutete, wühlte die Polizei 
erstmal bei den Serben und Bosniern. Als in 
Klagenfurt im letzten August an einer zwei- 
sprachigen Minderheiten-Schule eine Rohr- 
bombe einem Polizeibeamten die Arme 
zerfetzte, verwies der Innenminister 
zunächst auf das “Rotlichtmilieu”. Peinli- 
cherweise bezichtigten sich die Täter kurz 
darauf selbst. Im Oktober gingen wieder 
mehrere Briefbomben ein, die allerdings 
alle nicht explodierten. Es bekannte sich die 
BBA, die dabei auch auf ihre Urheberschaft 
für die Klagenfurter Bombe verwies. Laut 
Bekennerschreiben hat ein BBA-Komman- 
do “Andreas Hofer” die Verschickung der 
Briefbomben organisiert, den Bombenbau 
habe dagegen das BBA-Kommando “Her- 
zog Oadilo von Bayern” übernommen. 

Ein wesentlicher Baustein zur Ent- 
schlüsselung der terroristischen Zellen- 
struktur, die hinter den Attentaten steht, 
dürfte der Waffenfund von Traunstein dar- 
stellen. Das bayerische Landeskriminalamt 
fand bei insgesamt 27 Nazis das “größte 
Waffenlager seit 20 Jahren”: Vier Maschi- 
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nengewehre, 35 Maschinenpistolen, 92 
Gewehre, 70 Pistolen, 40 Handgranaten, 
acht Kilogramm Plastiksprengstoff, 100 
Zünder und 22 Kisten mit Munition. Die 
Nazi-Zelle, die dadurch aufflog, ist aus der 
NATIONALISTISCHEN FRONT (NF) hervorgegan- 
gen. Laut dem Wiener Nachrichtenmagazin 
“News” nannte sie sich seit dem NF-Verbot 
Bajuwarische Befreiungsfront. Die Traun- 
steiner NF-Ortsgruppe bestehe laut Unterla- 
gen aus der Szene aus 50 Mitgliedern, 
davon “über ein Dutzend knallharter 
Kader”. Die NF hatte sich ihr Verbot einge- 
handelt, weil sie dabei war, eine terroristi- 
sche Struktur, das “Nationale Einsatzkom- 
mando (NEK)”, zu bilden. News nennt drei 
Namen, die zum Traunsteiner NEK 


gehören: Jochen L., Wilfried B., Franz P. 
Kontakte bestünden zu einem Österreicher 
in der Nähe von Linz, ebenfalls ein NEK- 
Mitglied. 

Diese neueren Erkenntnisse decken sich 
mit dem, was bisher über den faschistischen 
Zellenaufnau bekannt war. FRANZ RADL und 
PETER BINDER, die sich wegen der ersten 
Briefbombenserie vom Dezember 1993 zu 
verantworten haben, stammen aus dem NF- 
und GdNF-Spektrum. Sie waren ein Hin- 
weis auf das systematische Abtauchen von 
Kadern in die Konspirativität, um ein faschi- 
stisches Untergrundnetz zu schaffen. Ein 
Ansatz, der nicht nur auf Öserreich 
beschränkt ist. Die ständigen Hinweise von 
Journalisten und AntifaschistInnen auf 
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Querverbindungen vor allem nach Berlin 
haben die Sicherheitsbehörden demontra- 
stiv ignoriert oder abgestritten. Mittlerweile 
haben sich zwei Insider zu der neueren Ent- 
wicklung der Nazi-Szene geäußert: Sowohl 
der ex-Nazikader Ingo Hasselbach wie 
Bendix Wendt, die zeitweilige rechte Hand 
des GdNF- und NSDAP/AO-Kaders ARNULF 
PRIEM, bestätigten Terrorvorbereitungen der 
deutschen und österreichischen Faschisten. 
Hasselbach berichtete von gemeinsamen 
Bombentraining, Wendt von Waffen und 
Sprengmaterialien, die er für Priem und Bin- 
der beschaffte. Die Aussagen der beiden 
belegen , daß seit 1992 in der militanten 
Neonazi-Szene ein Prozeß eingeläutet ist, 
eine terroristische Struktur zu schaffen. 


Das Antifa-Info... 


„.. im ı Abonnement 
Das 'Äntifa-Info: ist natürlich auch im Abonnement zu beziehen. Ihr könnt den 
Bestellvordruck nebenan benutzen, da: dürfte eigentlich nichts mehr schief gehen. 
Wichtig ist, ab welcher | Ihr das Info 
Ai ar na beva Chicken, age ob br, 
Au müssen zählt sein, wir sie rausschicken, ega per 
Scheck oder mit Überweisun, 

Besonders freuen wir uns de Förderabos und sonstige Spenden, da wir an noto- 
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stellung 
rschienenen Ausgaben könnt Ihr nachbestellen, ausgegangene Aus- 
iert und entsprechend teurer. Die Preise enmehmt bite der unten- 
stehenden Liste. Es ist immer nur die Liste aus der aktuellen Nummer zu verwenden. 
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‚das Geld ist 1, Al Absender bite Name und Adrese angeben, wenn: 


INFO 14 Früh/91 3,00 DM 
INFO 15 Som/91 Kopie 7,00 DM 
INFO 16 Win/9]1 3,00 DM 
INFO 17 3/92 4,00 DM 
INFO 18 5/92 4,00 DM 
INFO 19 7/92 4,00 DM 
INFO 20a/b 11/92 Kopie10,50 DM 
INFO 21 3/93 Kopie 9,00 DM 
INFO 22 BYAA; 4,00 DM 
INFO 23 Som/93 4,00 DM 
INFO 24 10/93 4,00 DM 
INFO 25 12/93 4,00 DM 
INFO 26 E7A7.| 5,00 DM 
INFO 27 EJAZ, 5,00 DM 
INFO 28 11/94 5,00 DM 
INFO 29 3/95 5,00 DM 


Bereits erschienene Infos: 


(Portokosten: 3,- DM bis fünf Stück, 
darüber 6,: DM) 


INFO O 87 Kopie 3,00 DM 
INFO 1 6/87 Kopie 6,00 DM 
INeop; 12/87 Kopie 4,50 DM 
IN zox; 3/88 Kopie 6,50 DM 
Bent Eidıla EYE:3:] Kopie 3,50 DM 
INFO 4 9/88 Kopie 7,50 DM 
INFO 5 11/88 Kopie 6,00 DM 
INTIeX-y24 2/89 Kopie 8,50 DM 
INFO 8 5/89 Kopie 8,50 DM 
INFO 9 10/89 Kopie 9,50 DM 
INFO 10 2/90 Kopie 7,00 DM 
INdonE| EYAN) 3,00 DM 
INFO 12 9/90 Kopie 7,00 DM 
INFO 13  Win/90 3,00 DM 


INFOs 11,13,14,17,18 gibt‘s für 
10,- DM incl. Porto 
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wollt und bei Überweisungen 
schreiben, von wem und für was das Geld ist. 


asse ist schön, aber nicht Bedingung. Dia Preise ziehen 


eils eine: 


Abobestellung 
An das Antifa-Info, Gneisenaustr. 2a, 10961 Berli in 


Ich;möchte das A Info für Fünf “en zu 30, DM beziehen. Das ie ver- 
längert sich nicht: automatisch, mit der 
dal} das Abo abgelaufen ist. 


Medi mir > Ausgabe Nr. Er {inel.) die weiteren ‚Fond Ange en 


ten Ausgabe erhalte ich einen Minen 


nisch Ich möchte das Anke: info weiterverkaufen. ich erhal: die Hefte mit 


ler. Rechnung, dia. ich. auf: Ever. Konto. überweise. Bille f:mir: 
Hefte ab der: Nr. . ans ich an sine Änderung mitlei- 
= I, an folgende Adresse: 


See sn DM |haeich bar / ds mi rgiee | hartem | 


Für ein Förderabo bekommt Ihr DM _ı 
Ich möchte an die folgende Benson ein ‚Abe senchenken:: 


Bon Ich übernehme ein Knastabo. 


 Bille schickt mir folgende alle Ausc 


{Preise siehe Liste; Inhaltsverzeichnis 0-20 gegen Rückporto) : 


Für das Geschenk- / Knastabe / die Nachbestellu habe ih DM 5 
bar /.als Scheck BR / bereits überwiesen (Bel ee lies bei). | 


Konto: J. Lehmann, Kto- Nr.: 411 960 - 105, 
BLZ: 100 100 10, Postbank Berlin _ 
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Searchlight Special 


Edition 
zur BRD 


»Eine Warnung an 
die Welt« und 
»Bleibt wachsam« - 
so die Devise 
dieser Searchlight- 
Sondernummer zur 
Entwicklung in der 
Bundesrepublik. 
Es wird ein Auge 
geworfen auf 
die Entwicklung 
der Bundeswehr, 
die aggressiver werdende 
deutsche Außenpolitik, den aufkei- 
menden Nationalismus und die Expansion des 
deutschen Kapitals in Richtung Osteuropa. 
Nach dem kalten Krieg habe sich der »Haß der rechten 
Intelligenz ... erneut gegen ein älteres Ziel gewandt: Die 
liberalen und demokratischen Ideale der Französischen 
Revolution«. 
Die Mischung aus Beiträgen aus dem »Rechten Randk, 
»Konkret«, zahlreichen neugeschriebenen Beiträgen und 
Zitaten aus deutscher Politik, Wirtschaft und der 
Bundeswehr (»ohne Kommentar«) will in erster Linie 
informieren - und warnen! 


EEE BE 


